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Die nachstehend behandelte Frage darf eine aktuelle 
genannt werden. Bereits ist eine Botschaft des Bundesrates 
über sie erschienen, so dass sie demnächst in der Bundes- 
versammlung zur Diskussion gelangen wird. 

Sie ist auch eine Frage von all^*emeinem Interesse, 
wird doch aller Wahrscheinlichkeit nach jeder eidgenössische 
Aktivbürger über sie abzustimmen haben. — 

Die Botschaft des Bundesrates, enthalten im Bundesblatt 
vom 25. April 1906 (B. B. 1906, III. S. 1 ff.), konnte in der 
vorliegenden Arbeit nicht mehr berücksichtigt werden. Ihr 
Inhalt würde übrigens ohne Einfluss auf sie gewesen sein, 
wenn auch die vom Bundesrat beantragte Regelung der Bundes- 
gesetzesinitiative sehr erheblich von den hier vertretenen An- 
sichten abweicht. Es ist daher lediglich der vom Bundes- 
rat vorgeschlagene Initiativartikel im Anhang beigefügt. Im 
übrigen wird auf die zit. Botschaft selbst verwiesen. Sie ent- 
hält eine Wiedergabe der vom zürcherischen Regierungsrat der 
Initiative seines Kantons betr. Einführung der Gesetzesinitiative 
im Bund mitgegebenen Begründungen. Daran schliesst sich eine 
üebersicht über die Regelung der Gesetzesinitiative in den 
Kantonen mit einigen allgemeinen Bemerkungen über deren 
bisherige Anwendung, nebst den Ansichten der Kantonsregierun- 
gen über die Einführung der Volksinitiative in der Bundes- 
gesetzgebung. In einem dritten Teil empfiehlt der Bundesrat 
diese kurz und erläutert die von ihm beantragte Partialrevision 
der Bundesverfassung. 




Einleitung. 



I. Die Volksinitiative im allgemeinen 

lind ihre Geschiclite. 

§ 1. Die Volksinitiative im allgemeinen. 

Das Wort „Initiative" ist abgeleitet von dem lateinischen 
Verbum initiare — anfangen, einführen. Seine Bedeutung in 
der Sprache des Staatsrechtes ist eine doppelte. Es bezeichnet 
einerseits die Anträge oder Vorschläge zu Schlussn ahmen von 
Staatsorganen, andererseits das auf sie bezügliche Recht, das 
Initiativrecht. In der letzteren Bedeutung hat es wiederum 
einen zweifachen Sinn. Denn man versteht unter Initiative 
sow^ohl das objektive als auch das subjektive Initiativrecht. 
Jenes ist der Inbegriff der Rechtsvorschriften über Stellung 
und Behandlung von Vorschlägen zu Schlussnahmen von Staats- 
organen. Dieses, das Vorschlags- oder Antragsrecht, ist die 
Befugnis, solche Anträge zu stellen. Es ist kein subjektives 
Recht im eigentlichen Sinn, wiew^ohl man von subjektivem 
Initiativrecht, von Subjekt und Objekt des Initiativrechtes spricht. 
Denn, w^er eine Initiative stellt, handelt als Organ des Staates. 
Organe haben aber als solche keine subjektiven Rechte, sondern 
nur Kompetenzen. Allein diese werden in der Sprache des 
öffentlichen Rechtes und seiner Wissenschaft vielfach als Rechte 
bezeichnet, und man darf daher die Ausdrücke subjektives Ini- 
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tiativrecht, Subjekt und Objekt des Initiativrechtes wohl ver- 
wenden. 

Einzelne Arten der Initiative tragen besondere Namen. 
Gewöhnliche Initiative nennt man die an die gesetzgebende 
Behörde gerichtete Initiative, wie sie der Regierung und dem 
einzelnen Mitglied der Legislative zusteht. Im Gegensatz zu 
ihr stehen Behördeninitiative und Volksinitiative, weil sie an 
das Volk gerichtet sind. Die Behördeninitiative geht von einer 
Behörde aus, die Volksinitiative von den Bürgern. Die Volks- 
initiative kommt in der Gemeinde vor, als Recht der Stimm- 
berechtigten der Gemeinde, an das Gemeindevolk Anträge zu 
stellen, und im Staat, als Recht der Stimmberechtigten des 
Staates, dem Staatsvolk Vorschläge zu machen. Unter Volks- 
initiative schlechthin versteht man die staatliche Volksinitiative. 
Sie ist Verfassungsinitiative, wenn sie die Verfassung, Gesetzes- 
initiative, wenn sie einen andern Gegenstand betrifft. 

Subjekt der Volksinitiative ist entweder jeder einzelne 
der Stimmberechtigten oder eine Mehrzahl derselben. Darnach 
unterscheidet man Einzelinitiative und Kollektiv- oder Massen- 
initiative. Die letztere ist entweder Mehrheits- oder Minder- 
heitsinitiative, je nachdem das Recht erst einer Mehrheit der 
Stimmberechtigten oder schon einer Minderheit derselben zusteht. 
Von einer Mehrheitsinitiative lässt sich aber, genau genommen, 
nur sprechen, wenn zur Annahme des Volksantrages ein höheres 
Mehr gefordert wird als zu seiner Stellung. Ist das nicht der 
Fall, so liegt eigentlich nicht ein Antrag vor, sondern von 
vorneherein ein Beschluss. So, wenn nach Art. 6 der Bundes- 
verfassung die absolute Mehrheit der Bürger Revision der kan- 
tonalen Verfassung verlangt. Denn dann m u s s revidiert werden, 
ist also die Revision beschlossen. 

Unter dem Objekt der Volksinitiative versteht man die 
Gegenstände staatlicher Schlussnahmen, welche die Volksanträge 
betreffen können. Man fasst sie auch zusammen unter dem 
Ausdruck äusserer oder materieller Umfang der Volksinitiative. 



- 5 — 

Als deren Objekte erscheinen im positiven Recht der Schweiz 
die Gegenstände der Verfassung, der Gesetzgebung und der 
Verwaltung, soweit letztere der gesetzgebenden Behörde zu- 
steht 0. 

Für den Inhalt der Volksinitiative oder ihren innern Umfang 
kommen in Betracht die Befugnis zu Anträgen positiven und 
negativen Inhaltes, die zu solchen verschiedener Art und end 
lieh die zu Anträgen verschiedener Form. Der Antrag posi- 
tiven Inhaltes geht darauf, es sei eine Schlussn ahme zu fassen; 
der Antrag negativen Inhaltes schlägt Aufhebung bezw. Ab- 
änderung einer bereits gefassten Schlussnahme vor. In der 
Regel gibt die Volksinitiative heute die Befugnis, Anträge posi- 
tiven und solche negativen Inhaltes zu stellen. Früher dagegen 
konnte bisweilen nur Abänderung ergangener Schlussnahmen 
verlangt werden. Heute besteht die Ausnahme von der Regel 
darin, dass nur Erlass eines Gesetzes oder Beschlusses bean- 
tragt M^erden kann-). — Als verschiedene Arten von Anträgen 
sind materielle und formelle zu unterscheiden. Letztere, die 
Ordnfungsanträge, betreffen die Verhandlung über einen Gegen- 
stand. Das Volk kann solche jedenfalls nur da stellen, wo es 
an der Beratung der Schlussnahmen selbst Anteil hat, also in 
Staaten mit zentralisierter Gesetzgebung, in Landsgemeinde-; 
nicht aber in Referendumskantonen. Die materiellen Anträge 
haben Bezug auf den Gegenstand selbst. Sie lassen sich in 
zwei Gruppen scheiden, in selbständige oder Hauptanträge und 
in unselbständige oder Nebenanträge (Amendements). Zu jenen 
gehören die Uranträge und die Gegenanträge zu solchen. Neben - 
antrage sind die Zusatz- und Abänderungsanträge. Die. Volks- 
initiative gibt jedenfalls die Befugnis zu Hauptanträgen. — Die 



*) Betr. die Frage, ob nach kantonalem Staatsrecht auch Ini- 
tiativen mit Bezug auf Gegenstände, die in die Kompetenz anderer als 
der gesetzgebenden Behörde fallen, zulässig seien, vgl. Keller, 108 ff., 
Schollenberger, Grundriss I. 77. 

) Vgl. Schaff hausen, Verf. Art. 43. 
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verschiedenen Formen der Anträge sind die (einfache, blosse, 
allgemeine) Anregung und der (ausgearbeitete, vollständige) 
Entwurf. Dieser besteht in einer bestimmten Formulienmg 
des Inhaltes der vorgeschlagenen Schlussnahme. Jene gibt nur 
an, in welchem Sinn eine solche gefasst werden soU^). Die 
Volksinitiative enthält keineswegs überall die Befugnis, An- 
träge in beiden Formen zu stellen^). 

Die Richtung der Völksinitiative wird bestimmt durch das 
Organ, das Volksanträge erledigen kann. Zu ihrer endgültigen 
Ablehnung ist nur das Volk befugt. Daher sind sie notwendig 
Anträge an das Volk. Sie sind Anträge nur an das Volk, wenn 
die gesetzgebende Behörde sie nicht einmal endgültig annehmen 
kann. Andernfalls sind sie Anträge, gerichtet in erster Linie 
an die gesetzgebende Behörde, die sich durch deren Ablehnung 
in Anträge an das Volk verwandeln. Die Konsequenz davon 
ist, dass eine Volksinitiative, welche die gesetzgebende Behörde 
annimmt, nur dann zur Volksabstimmung kommt, wenn sie 
einen Referendumsgegenstand betrifft. — Wo die Legislative 
statt einer in Form der Anregung gestellten Initiative einen 
in deren Sinn ausgearbeiteten Entwurf dem Volke vorlegen 
kann, enthält die Volksinitiative einen Antrag an die gesetz- 
gebende Behörde auf Ausarbeitung eines Entwurfes und da- 
neben einen Antrag an das Volk, gerichtet auf Annahme dieser 
Initiative in der Form der Anregung oder in der ihr von der 
Legislative gegebenen Form des Entwurfes. — Das Organ, an 
das sich die Volksinitiativen richten, muss über sie im Sinne der 
Annahme oder Ablehnung Beschluss fassen. 



*) Die Anregung einer Totalrevision der Bundesverfassung kann nur 
Totalrevision schlechthin, nicht Totalrevision in bestimmtem Sinn verlangen. 
Denn nach Art. 120 der B. V. ist das Volk nur darüber anzufragen, ob eine 
Revision stattfinden soll, nicht darüber, ob eine Revision in dem und dem 
Sinn vorzunehmen sei. 

^) Zur Frage, ob eine Initiative die Form der Anregung oder des 
Entwurfes habe, vgl. Kaufmann im Schweiz. Zentralblatt für Staats- und 
Oemeindeverwaltung, II. Jahrgang 1901, S. 17. 



Soweit die Initiativen Anträge an das Volk sind, und dieses 
sie nicht in einer, sondern in gemeindeweisen Versammlungen er- 
ledigt, können die Initianten sie ihm nicht selbst eröffnen. Sie 
müssen ihre Vorschläge der Akti vbürgersehaft unterbreiten lassen 
durch die Staatsorgane, welche ordentlicherweise Anträge an das 
Volk stellen. Die Initianten können nur durch Vermittlung der Be- 
hörden mit ihrem Vorschlag an die Aktivbürgerschaft gelangen. — 
Die Erledigung der Initiativen in gemeindeweisen Abstim- 
mungen der Stimmberechtigten schliesst eine einheitliche Be- 
ratung der Anträge durch das Volk aus. Die Initiativen be- 
dürfen aber einer geordneten öffentlichen Beratung durch ein 
in einer Versammlung deliberierendes Staatsorgan. Als solches 
kann nur die gesetzgebende Behörde in Betracht kommen. 
Das Resultat ihrer Beratung kann freilich nur in einem Ent- 
scheid über die Rechtmässigkeit bestehen und in einem Gut- 
achten über die Zweckmässigkeit. Ueber die letztere zu ent- 
scheiden oder eine Abänderung der Initiative vorzunehmen, 
kann ihr nicht zustehen. — Die Initiative in Form der An- 
regung bedarf der Ausarbeitung zu einem Entwurf, soll sie 
zur staatlichen Schlussnahme erhoben werden können. Die 
Initianten haben durch die Wahl der Form der Anregung 
die bestimmte und endgültige Formulierung ihres Antrages 
abgelehnt. Die gemeindeweise stimmende Aktivbürgerschaft 
kann sie nicht vornehmen. Sie muss daher einer Behörde 
überlassen werden, und zwar der gesetzgebenden, die ordent- 
licherweise die Vorlagen für Volksabstimmungen fertig stellt. 
Die notwendige Mitwirkung der Behörden bei der Ausübung 
der Initiative besteht also in der Vermittlung zwischen Ini- 
tianten und Aktivbürgerschaft, in der Beratung der Volks- 
anträge und ihrer eventuellen Ausarbeitung zu Entwürfen. 

Die Volksinitiative steht im Gegensatz zur Behörden- 
initiative und zur gewöhnlichen Initiative. Volksinitiative und 
Behördeuinitiative unterscheiden sich wesentlich im Antrag- 
steller, der hier eine Behörde, dort das Volk ist. Gemeinsam 
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ist ihnen, dass sie beide an das Volk gerichtet sind. — Volks- 
initiative und gewöhnliehe Initiative unterscheiden sich sowohl 
im Antragsteller als in der Richtung. Als Antragsteller er- 
scheinen bei der ei^steren blosse Aktivbürger, bei der letzteren 
Behörden oder Mitglieder der Legislative. Gerichtet ist die 
Volksinitiative an das Volk, die gewöhnliche Initiative an die 
gesetzgebende Behörde. Daraus ergibt sich ein Unterschied in 
der Mitwirkung der Legislative bei der Behandlung von Ini- 
tiativen der einen und der andern Art. Volksinitiativen kann 
sie nicht abändern und als unzweckmässig zurückweisen, wohl 
aber gewöhnliche Initiativen. 

Der Volksinitiative, dem Vorschlagsrecht des Volkes, ist 
sein Abstimmungsrecht gegenüber zu stellen, das Recht über 
Annahme oder Verwerfung von Schlussnahmen der Legislative, 
insbesondere über Verfassungsänderungen und Gesetze, zu ent- 
scheiden — das Referendum. Setzt dieses Vorlagen voraus, 
und zwar solche von Behörden, so schafft das Initiativrecht, 
bezw. seine Ausübung Vorlagen, und zwar solche des Volkes. 
Wird das Abstimmungsrecht von der Aktivbürgerschaft im 
ganzen, bezw. von der Mehrheit im Namen der gesamten 
Aktivbürgerschaft ausgeübt, so das Initiativrecht schon von 
einem Teil, meist von einer Minderheit derselben. Der Kreis der 
Objekte der Initiative deckt sich im positiven Recht in der Regel 
nicht mit dem der Referendumsgegenstände, ist vielmehr ein 
weiterer. 

Das Vorschlagsrecht des Volkes wird auch als Volks- 
begehren bezeichnet, wie Veto-, Referendums- und Ab- 
berufungsbegehren des Volkes. Auf die letzteren wird bis- 
weilen auch der Name Initiative angewendet. Die Initiative 
enthält allerdings wie Veto-, Referendums- und Abberufungs- 
begehren ein an die Behörden gerichtetes Verlangen von Stimm- 
berechtigten um Vornahme einer Volksabstimmung. Aber sie 
schliesst im Gegensatz zu diesen Volksbegehren noch in sich 
einen Vorschlag der Aktivbürger. Beim Abberufungsrecht lässt 
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sich allerdings' auch von einem Vorschlag der Stimmberech- 
tigten sprechen. Aber sein Inhalt ist im Unterschied zu dem 
bei der Initiative stets der nämliche: Abberufung der betr. 
Behörde^). Veto- und Referendumsbegehren setzen beide eine 
Vorlage der gesetzgebenden Behörde voraus. Sie können daher 
nur ausgeübt werden, sofern ein ihnen unterliegender Erlass 
der Legislative ergangen ist, und nur innert gewisser Frist 
darnach, die Initiative dagegen jederaeit^). 

Wie die Initiative gibt auch das Petitionsrecht, aus dem 
sie hervorgegangen ist, den Stimmberechtigten die Möglichkeit, 
staatliche Schlussnahmen herbeizuführen, aber nicht durch An- 
trag an das Volk, sondern durch Bitte an die Behörden, speziell 
an die Legislative. Muss also eine Initiative stets, zum min- 
desten, wenn ihr die gesetzgebende Behörde nicht entspricht, 
dem Volke vorgelegt werden, so wird die Petition von den 
Behörden erledigt und zwar nicht erst durch Beschluss über 
ihre Annahme oder Ablehnung, sondern schon durch blosse 
Kenntnisnahme. Die Behörde braucht nicht in die Behandlung 
des Inhaltes der Petition einzutreten. Von der Initiative da- 
gegen muss nicht bloss Kenntnis genommen, sondern es muss 
über sie im Sinne der Annahme oder Verwerfung Beschluss 
gefasst werden, weil sie ein Antrag ist. Man kann daher die 
Initiative auch nicht etwa als Petition an das Volk auffassen "^). 
Das Initiativrecht sichert dem Aktivbürger einen Anteil an 
der Ausübung der Staatsgewalt. Das Petitionsrecht schützt den 
Petenten davor, von den Behörden für seine Bitte gemassregelt 
zu werden. Jenes ist also ein politisches, ein Herrschaftsrecht, 
dieses ein Freiheitsrecht, ein Schutzrecht gegenüber der Staats- 



') Bei den Initiativen für Totalrevision der Bundesverfassung ist 
der Inhalt allerdings auch jedesmal der gleiche, weil eben nur Totalrevision 
überhaupt, nicht eine solche in bestimmtem Sinn, verlangt werden kann. 

'-*) Initiativen, die Aufhebung oder Abänderung eines Erlasses vor- 
schlagen, sind jedoch erst gewisse Zeit nach seinem Inkrafttreten zulässig 
in Glarus, Graubünden, St. Gallen. Vgl. Schollenberger, Grundriss I, 77 

^) VV^ie Hilty meint. Archiv für öffentl. Recht, II, 419. 
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gewalt, ein Untertanenrecht. Die Initiative steht daher nur 
den Aktivbürgern zu, das Petitionsrecht auch den nichtstimm- 
berechtigten Volksangehörigen (noch nicht im Stiramrechtsalter 
stehenden oder im Aktivbürgerrecht eingestellten Bürgern^ 
Ausländern, Frauen, juristischen Personen). Mittelst des Pe- 
titionsrechtes kann jede Behörde um eine Schlussnahme ge- 
beten werden, soweit ihre Kompetenz reicht ; vermöge des Ini- 
tiativrechtes können nur Anträge an das Volk gestellt werden. 

Gleich dem Initiativrecht verleiht auch das Klage- und 
Rekursrecht die Befugnis, von einem Staatsorgan einen Be- 
schluss über einen Antrag zu verlangen. Aber Klage und 
Rekurs sind Anträge auf Gewährung von Schutz für ein ver- 
letztes individuelles Interesse. Die Initiative ist ein Antrag, 
welcher die Förderung der den Staatsgenossen gemeinsamen 
Interessen betrifft. Klage und Rekurs können daher nur vom 
Träger des betr. Individualinteresses ausgehen, und sie sind 
zulässig nur, wenn dieses verletzt ist. Das Initiativrecht da- 
gegen steht beliebigen Aktivbürgern als Teilhabern an den 
gemeinsamen Interessen der Staatsangehörigen zu. Die Gut- 
heissung der Klage oder des Rekurses ist eine staatliche Leistung 
an den Antragsteller, bestehend in Schutz seines verletzten in- 
dividuellen Interesses. Die Annahme ihres Begehrens will den 
Initianten keinerlei persönliche Vorteile bringen, vielmehr ein 
bestimmtes Verhalten des Staates herbeiführen. Das Klage- 
und Rekursrecht ist ein bürgerliches Recht, das Initiativrecht 
ein politisches. 

Die Volksinitiative ist entweder Verfassungsinitiative oder 
Gesetzesinitiative. Der wesentliche Unterschied liegt im Gegen- 
stand der einen und der andern. Objekt der Verfassungsinitiative 
ist die Staatsverfassung. Objekt der Gesetzesinitiative sind die 
Gesetze und Beschlüsse der Legislative. Der Name „Gesetzes- 
initiative^ nennt also nur einen, aber den wichtigsten Gegen- 
stand des Rechtes. Die Unterscheidung von Verfassungs- und ' 
Gesetzesinitiative setzt eine klare Ausscheidung der Gegen- 
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stände der Verfassung und derjenigen der Gesetze voraus. Inr 
Gegensatz zur Verfassungsinitiative kann die Gesetzesinitiative- 
oft schon von einer kleineren Zahl von Stimmberechtigten aus- 
geübt werden. Die Behandlung von Gesetzesinitiativen ist meist 
eine einfachere als die von Verfassungsinitiativen. 

§ 2, Die Geschichte der Volksinitiative. 

Das Urbild der modernen schweizerischen Volksinitiative 
ist in den Landsgemeindedemokratien der alten Eidgenossen- 
schaft zu suchen, in dem Recht der stimmfähigen Landleute^ 
an die Landsgemeinde Anträge, Anzüge genannt, zu stellen. 
Es stand überall dem einzelnen Landmann zu, ausser in Uri 
und Ursern. Dort war antragsberechtigt nur ein Siebengeschlecht, 
d. h. sieben in Ehr und Wehr stehende Landleute aus sieben 
ehrlichen Geschlechtern. In ähnlicher Weise konnte in Ürsern: 
nur ein Fünfgcschlecht das Antragsrecht ausüben. Dieses war 
seinem materiellen Umfang nach ursprünglich sehr ausgedehnt. 
Im Laufe der Zeit entzog ihm jedoch die Landsgemeinde ein- 
zelne Gegenstände. Bemerkenswert sind die Versuche der Be- 
hörden mehrerer Landsgemeindestände, das Anzugsrecht der 
Landleute zum blossen Petitionsrecht herabzudrücken. Zu 
diesem Zwecke bemühte sich der Landrat, von der Lands- 
gemeinde die Befugnis zur endgültigen Abweisung unzweck- 
mässiger Anträge zu erhalten. Liess sich auch die Lands- 
gemeinde da und dort verleiten, sie zu gewähren, so stellte 
sie doch in kurzem das freie Anzugsrecht immer wieder her. 

In Graubünden und Wallis bestand zur Zeit der alten« 
Eidgenossenschaft zwar ein Recht des, hier in Zehnten, dort 
in Gemeinden versammelten Volkes über Gesetze abzustimmen,. 
wobei nicht die Mehrheit der Bürger, sondern die der Zehnten 
bezw. Gemeinden entschied (föderalistisches Referendum). Eine 
Volksinitiative aber fehlte. 

Von den Städterepubliken der atten Eidgenossenschaft, in 
denen das Volk die Gesetzgebung übte, gab den Bürgern eine 
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Initive namentlich Genf. In Laufe der Zeit aber wurde liier 
wie in andern schweizerischen Städten das Antragsrecht der 
Bürger beseitigt. — Dem Volk der von den eidgenössischen 
Ständen beherrschten Landschaften wurde kaum das Unter- 
' tanenrecht der Petitionsfreiheit zugestanden, geschweige denn 
ein rechtlicher Anteil an der Ausübung der Staatsgewalt. Die 
sog. Volksanfragen bei wichtigen Staatsakten (d. h. die Befra- 
gung des Landvolkes über seine Meinung seitens der Stadt- 
obrigkeit), wie sie im XV, bis XVII. Jahrhundert in Zürich 
und Bern gelegentlich stattfanden, sind nicht als solcher auf- 
zufassen^). 

Die erste helvetische Verfassung vom 12. April 1798 pro- 
klamierte zw^ar die Gesamtheit der Bürger als Träger der 
Souveränetät in dem durch sie geschaffenen Einheitsstaat, or- 
ganisierte diesen aber als eine repräsentative Demokratie, in 
der , ein indirektes Wahlrecht und ein Verfassungsreferendum 
mit individueller Stimmenzählung (modernes Referendum) die 
einzigen Volksrechte bildeten. — Die zweite helvetische Ver- 
fassung vom 20. Mai 1802 sprach weder von der Volkssouve- 
ränetät noch von einem Verfassungsreferendum, geschweige 
denn von einer Verfassungs- oder Gesetzesinitiative des Volkes. 
Die Bundesverfassung der Mediationsakte vom 19. Fe- 
bruar 1803 organisierte den Bund ganz repräsentativ. Ihre 
Abänderung sah sie nicht vor. Ebensowenig enthielten die 
Kantonsverfassungen der Mediationsakte Bestimmungen über 
ihre Revision. In den vormaligen Landsgemeindeständen 
wurden durch sie im allgemeinen die vorhelvetischen Volks- 
rechte wieder hergestellt, das Antragsrecht der Landleute 
jedoch nur als Petitionsrecht ^). Graubünden erhielt sein föde- 
ralistisches Gesetzesreferendum wieder. Die übrigen Kantone 
waren repräsentativ organisiert^). 



') Vgl. Hilty, Archiv für öffentl. Recht, II, 190. 

^) Rvffel 192. 

^) Wallis hatte sich durch die Verfassung vom 30. April 1802 unter 
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Die Restaurationsverfassungen, der Landsgemeindekantone 
stellten das vorhelvetische Antragrecht der Landleute wieder 
her. Zug, das 1814 seine Landsgenieinde wieder zur blossen 
Wahlversammlung machte, was sie in der alten Eidgenossen- 
schaft schon seit 1604, nicht aber nach der Mediationsverfas- 
sung gewesen war, erklärte, jede Gemeinde und jeden Gemeinde- 
rat als befugt, Vorschläge für Erlass neuer Gesetze oder für 
Abänderung der bestehenden zu machen. Ueber ihre Annahme 
oder Verwerfung sollte die gesetzgebende Behörde entscheiden. 
Dadurch wurde den Gemeinden eine gewöhnliche Initiative ge- 
geben, die auch vom Gemeindevolk ausgeübt werden konnte. 
Graubünden behielt in seiner Res taurations Verfassung das föde- 
ralistische Gesetzesreferendum bei; Wallis führte es wieder 
ein, aber nicht mehr als Referendum an das Volk der Zehnten, 
sondern an ihre Räte. Eine Initiative erhielt das Volk in 
keinem der beiden Kantone. Ebensowenig in den übrigen. In 
diesen gab es nur eine gewöhnliche Initiative, und zwar stand 
sie nur der Regierung, nicht auch den Mitgliedern des Grossen 
Rates zu ^). Schaffhausen gewährte dem Volk eine Art Petitions- 
freiheit. Im Anschluss an das Verbot von Vereinen und Ver- 
sammlungen sah die Verfassung die jährliche Einberufung der 
Zünfte zu Stadt und Land vor zum Zwecke der Anfrage, ob 
ein Zuuftgenosse einen Wunsch, ein Anbringen oder eine Vor- 
stellung an die Regierung zu richten habe. Ein solcher Wunsch 
sollte von den Zunftvorstehern dem Kleinen Rat übermittelt 
werden. Dieser musste ihn beraten und mit seinem Gutachten 
dem Grossen Rat zum endgültigen Entscheide vorlegen. — In 
den übrigen Kantonen fehlte ein Petitionsrecht vollständig. 



dem Drucke Frankreichs als selbständige rhodanische Republik konsti- 
tuieren müssen. Durch Dekret des Kaisers Napoleon vom 14. Nov. 1810 
wurde diese zu einem französischen Departement gemacht und blieb ein 
solches bis 1813. — Durch die Verfassung vom 30. April 1802 wurde das 
Referendum beseitigt. Vgl. Hilty, Archiv für öffentl. Recht, II, 173. 

*) Nach Feddersen, S. 55, besass zwar der bernische Grosse Rat eine 
Initiative. 
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Die französische Julirevolution von 1830 löste in den 
schweizerischen Kantonen ohne Landsgemeinde eine Bewegung 
4ius für Anerkennung der Souveränetät des Volkes und für Ein- 
führung^) politischer Rechte desselben zu ihrer Verwirklichung. 
Dazu mussten die Restaurationsverfassungen revidiert werden. 
Diese behielten aber ihre Abänderung ausdrücklich oder still- 
schweigend den Grossen Räten vor. Angeregt werden konnte 
sie sogar nur von den Kleinen Räten, da die Mitglieder der 
Grossen keine Initiative besassen. Das Volk durfte nicht ein- 
mal um Verfassungsrevision petitionieren^). Dennoch bediente 
man sich der Bittschriften, freilich ohne Erfolg. Erst als Volks- 
versammlungen mehr oder weniger stürmischen Charakters oder 
gar eigentliche Volksaufstände der Bewegung unwiderstehlichen 
Nachdruck gaben, reichten die Behörden Hand zur Revision. 
Einzelne Kantone fanden es darauf angezeigt, der Notwendig- 
keit solcher Volksaufläufe zur Erlangung von Verfassüngs- 
revisionen für die Zukunft vorzubeugen. Massenpetitionen der 
Bürger durch Unterzeichnung eines Revisionsbegehrens hatten 
sich als ungenügend erwiesen, weil die Behörden nicht gehal- 
ten Avaren, daraufhin die Revision einzuleiten. Man brauchte 
also bloss diese Verpflichtung zu statuieren, um dem Mangel 
abzuhelfen. Da man gleichzeitig für Verfassungsänderungen 
das obligatorische Referendum einführte, wurde so aus der 
Petition eine Initiative, und statt der Anerkennung eines blossen 
Petitionsrechtes betr. Verfassungsänderung wurde ein Ver- 
fassungsinitiativrecht geschaffen. Diese Entstehung der Ini- 
tiative aus der Petition ist aus den Regenerationsverfassungen 
deutlich ersichtlich. Einzelne sagen ausdrücklich, ihre Revision 



*) Orelli, S. 101, sagt, damals sei der Ruf nach „Erweiterung der 
Volksrechte" erhoben worden. Da aber politische Volksrechte zu dieser 
Zeit ausser in den Landsgemeindekantonen und Graubünden nirgends be- 
standen, muss man von ihrer Einführung sprechen und den Aus- 
druck „Erweiterung der Volksrechte" reservieren zur Bezeichnung des 
Zieles der demokratischen Bewegung der sechziger Jahre, 

2) Fedd^rsen, S. 3 ff. 
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solle vorgenommen werden auf „Bittschriften'' von so und so 
viel Bürgern liin^), oder wenn eine bestimmte Anzahl Bürger 
den „Wunsch" einer Aenderung an den Grossen Rat gelangen 
lasse. Die letztere Wendung, die sich in der Verfassung Schaff- 
hausens vom 4. Juni 1831 fand-), wurde in der vom 24. Dezem- 
ber 1834 durch folgende ersetzt: „Die Revision der Verfassung 
muss stattfinden, wenn V» ^^^ Gesamtheit der Aktivbürger 
durch Petitionen eine solche verlangt^). Erst am 5. Novem- 
ber 1849 wurde dieser Ausdruck „durch Petitionen" beseitigt. 

Die Verfassungsinitiative der Regenerationsverfassungeix 
beschränkte sich meist auf die Totalrevision. Sie stand einer 
Mehrzahl der Stimmberechtigten zu, in der Regel nur einer 
Mehrheit und sehr oft sogar nur einer potenzierten. Wo eine 
Minderheit sie ausüben konnte, kam das Begehren, das nur in 
der Form der Anregung zulässig war, zunächst zur Vorabstim- 
mung und erhielt eine Folge nur, wenn ihm dabei eine Mehr- 
heit, meist eine potenzierte, zustimmte. Der grosse Rat oder 
ein Verfassungsrat hatte die Revision auszuarbeiten und dem 
Volk zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. Die Ausübung 
des Rechtes war gehemmt durch Statuierung zeitweiliger Un- 
a.bänderlichkeit der Regenerationsverfassungen, in der Absicht, 
diese gegen sofortige reaktionäre Anstürme zu sichern. 

Die Gesetzesinitiative des Volkes entstand im Kanton 
Waadt. Im Jahre 1845 beantragte hier Staatsratspräsident 
Druey dem Grossen Rat, dass auf Verlangen von 5000 Bürgern 
ausserordentliche Kreisversammlungen des Volkes stattfinden 
sollten, um Vorschläge jener entgegenzunehmen. Der Gedanke 
fand in die Verfassung von 1845 Eingang in folgender, von 
Delarageaz vorgeschlagener Formulierung: „Les attributions 



') Vgl. z. B. Verfassung Solothurns von 1831, Art, 57. 

2) Art. 80. 

*) Art. 81 der Verfassung von 1834. Immerhin musste dann zuerst 
in einer Vorabstimmung die Frage, ob revidiert werden solle, vom Volke 
bejaht werden. 
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des assemblees generales de eommunes sont: b) de voter sur 

toute proposition qui leur est soumise par le Grand Conseil 
agissant sur la deraande de 8000 eitoyens actifs". Damit war 
ein Volksinitiativreeht gescliaff'en, das sich seinem materiellen 
Umfang nach sowohl auf die Verfassung als auch auf Gesetze 
und Verwaltungsbeschlüsse erstreckte, und das den Bürgern 
die Befugnis gab, Erlass, Aufhebung und Abänderung staatlicher 
Schlussnahmen in der Form der Anregung oder des Entwurfes 
zu verlangen. 

Die Bundesverfassung von 1848 brachte den Stimmberech- 
tigten des durch sie geschaffenen Bundesstaates eine Initiative 
wenigstens für ihre totale Abänderung. 50,000 Bürger konnten sie 
verlangen mit der Wirkung, dass die Revisionsfrage dem schwei- 
zerischen Volke vorgelegt und, falls es sie bejahte, die Bundes- 
versammlung neu gewählt werden musste zur Ausarbeitung eines 
der Volks- und der Ständeabstimmung unterliegenden Entwurfes. 
Gleichzeitig verlangte die Bundesverfassung als Bedingung der 
von den Kantonen nachzusuchenden Garantie ihrer künftigen 
Verfassungen, dass diese revidiert werden könnten, wenn die 
absolute Mehrheit der Bürger es verlange. Die nach 1848 er- 
lassenen Kantonsverfassungen mussten also zum mindesten 
der einfachen Mehrheit der Stimmberechtigten die Befugnis 
geben, ihre Totalrevision in Form der Anregung zu beliebiger 
Zeit zu verlangen mit der Wirkung, dass daraufhin dem Volke 
ein Entw^urf vorgelegt werden musste. Seit 1848 wurde denn 
auch in den Kantonen, wo sie noch nicht bestand, die Ver- 
fassungsinitiative nach und nach eingeführt, wobei man 
meist nicht bei den Minimalforderungen der Bundesverfassung 
stehen blieb ^). 



') Vgl. B. V. von 1848, Art. 6 Eingang und Littera c. Uebergangs- 
bestimmungen Art. 4. — In Zürich erhielt das Volk die Initiative für 
Totalrevision der Verfassung erst 1865, die für Partialrevision erst 1869. 
Vgl. Verfassungsgesetz vom 29. Aug. 1865 (Zürch. Gesetzessammlung XIII, 
515) und Art. 65 der Verfassung von 1869. Irrigerweise sagt der zürche- 
rische Regierungsrat in .meinem Antrag an den Kantonsrat betr. die Initia- 
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Eine Gesetzesinitiative gab dem Volke nach dem Kanton 
Waadt Aargau in der Verfassung von 1852 0. Sie wurde offen- 
sichtlich nach dem Muster der bestehenden Verfassungsinitiative 
geschaffen. Denn sie gab 5000 Bürgern die Befugnis, zwar Ab- 
änderung von Gesetzen, nicht aber Erlass und Beseitigung 
solcher zu verlangen. Neben der totalen konnte auch die par- 
tielle Revision begehrt werden. Die Initiativen mussten eine 
Begründung enthalten. Sie konnten nur in der Form der An- 
regung gestellt werden und kamen zunächst zur Vorabstimmung. 
Im Falle der Annahme durch die absolute Mehrheit der Bürger 
war die Gesetzesrevision vom grossen Rat vorzunehmen, keines- 
wegs aber dem Volke vorzulegen, weshalb Dubs der aargau- 
ischen Verfassung vorwarf, sie sei auf halbem Wege stehen 
geblieben ^). 

Dem Aargau folgte Baselland.. Die Verfassung vom 6. 
März 1863^) gab 1500 Bürgern eine Gesetzesinitiative. Diese 
enthielt auch nur die Befugnis, totale oder partielle Abänderung 
zu verlangen, aber nicht nur von Gesetzen, sondern auch von 
allgemein verbindlichen Beschlüssen. Zulässig war nur die 
Form der Anregung. Das Begehren kam zunächst zur Vorab- 
stimmung. Wurde es von der absoluten Mehrheit der in den 
Gemeinden versammelten Bürger angenommen, so war die Re- 



tive Flachsmann auf Seite 5 : „Der Kanton Zürich kennt seit 1848 die Ver- 
fassungsinitiative für Totalrevision, seit 1865 für Partialrevision." Ebenso in 
seiner Eingabe den Bundesrat zur Uebermittlung der Initiative des Kantons 
Zürich betr. Einführung der Volksinitiative f (Ir die Bundesgesetzgebung auf 
Seite 12. Der Irrtum scheint betr. die Totalrevision erkannt worden zu sein 
anlässlich der Berichterstattung auf das Kreissehreiben des politischen Depar- 
tementes vom 2. Aug. 1904. Vgl. S. 4/5 des zürcherichen Berichtes. — In 
Freiburg gab der Mangel einer Volksinitiative für Revision der am 4. März 
1848 angenommenen Verfassung schliesslich zu einem permanenten Kon- 
flikt zwischen Regierung und Volksmehrheit Anlass, sagt Dubs, Fort- 
entwicklung S. 7. 
') Art. 48. 

2) Fortentwicklung S. 36. 

3) Art. 87, vgl. auch Art. 46. 

2 
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Vision vom Laiidrat auszuarbeiten und infolge des obligatori- 
schen Referendums für Gesetze und allgemein verbindliehe 
Beschlüsse dem Volke vorzulegen. 

Auf die heutige Stufe ihrer Ausbildung wurde die Gesetzes- 
initiative erhoben durch die Verfassung Zürichs vom 18. April 
1869^). Sie gibt dem Volk das Recht, neben der Abänderung 
auch Aufhebung und vor allem Erlass von Gesetzen und 
von nicht ausschliesslich in die Kompetenz des Kantonsrates 
fallenden Beschlüssen zu verlangen. Neben der Form der An- 
regung ist auch die des Entwurfes zulässig. Das Begehren ist 
zu begründen. Entwürfe der Initianten sind ohne w^eiteres dem 
Volke vorzulegen. Anregungen, denen der Kantonsrat nicht 
entspricht, kommen zunächst zur Vorabstimmung. Fällt sie 
bejahend aus, so ist ein Entw^urf vom Kantonsrat auszuarbeiten 
und vorzulegen. Zu Anregungen und zu Volksentwürfen kann der 
Kantonsrat vor der Volksabstimmung einen begutachtenden 
Beschluss fassen, neben Volksentwürfen auch einen abgeänder- 
ten Entwurf (Gegenentwurf) vorlegen. Eine Initiative kann 
gestellt werden von 5000 Stimmberechtigten durch Unterschrift 
oder an Gemeindeversammlungen, „an denen wenigstens 5000 
Stimmberechtigte dafür gestimmt haben ^\ Daneben besteht noch 
eine Einzel- und eine Behördeninitiative. Begehren eines ein- 
zelnen Stimmberechtigten oder einer Behörde sind dem Volke 
vorzulegen, w^enn sie wenigstens von einem Dritteil der Mit- 
glieder des Kantonsrates unterstützt werden. 

Die Einführung der Gesetzesinitiative bildete neben der 
des obligatorischen Gesetzesreferendums in Zürich einen Erfolg 
der in den sechziger Jahren in den Kantonen entstandenen 
Bewegung für Erweiterung der Volksrechte. Diese erlangte die 
Gesetzesinitiative noch im gleichen Jahr in Thurgau und Solo- 
thurn, 1873 in Zug. Man nahm in diesen Kantonen die zür- 
cherische Masseninitiative zum Vorbild, ohne sie gerade zu 
kopieren, aber auch ohne wesentliche Neuerungen zu schaffen. 



») Vgl. Art, 29 derselben. 
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Dasselbe gilt von den Kantonen, die erst nach der Totalrevision 
der Bundesverfassung von 1874 die Gesetzesinitiative einführten. 
Es geschah dies in Baselstadt 1875, in Schwyz und Schaffhausen 
1876, in Graubünden 1880, in Neuenburg 1882, in St. Gallen 
1890, in Genf 1891, in Tessin 1892 und in Bern 189})'). Heute 
fehlt sie noch in Luzern, Freiburg und Wallis. 

Die Bewegung für Erweiterung der Volksrechte drang 
auch in die Eidgenossenschaft ein, da die Bundesversammlung 
in den sechziger Jahren mehr und mehr an Popularität verlor. 
Sie erlangte Erfolge erst in den Jahren 1870 — 1874 bei der 
Totalrevision der Bundesverfassung. 

In den auf diese bezüglichen Verhandlungen der Kom- 
missionen der eidgenössischen Räte und der Bundesversamm- 
lung selbst gab die Ausdehnung der politischen Volksrechte auf 
die Bundesgesetzgebung Anlass zu langen Debatten. Man sah 
mit Recht darin den Kardinalpunkt der Revision^), handelte 
es sich doch darum, vom Repräsentativsystem in der Gesetz- 
gebung abzugehen und dabei die direkte Ausübung der legis- 
lativen Gewalt nur dem schweizerischen Volke ohne Mitwirkung 
der Kantone in die Hand .zu geben. Letzteres schien den Ein- 
heitsstaat herbeizuführen an Stelle der „föderativen Republik, 
welche der Schweiz in providentieller Weise zum Angebinde 
gegeben woi^den"^). Die Forderung der Volksrechte in der 
Bundesgesetzgebung wurde begründet mit der Zweckmässigkeit, 
in der Bundesverfassung mit der kantonalen Entwicklung Schritt 



') Schwyz kannte vom Jahre 1848, in welchem es seine Landsgemeinde 
beseitigte, nur die Verfassungsinitiative bis 1876. — Vgl. über die Ent- 
wicklung der Initiative : Stüssi, Referendum und Initiative in der Schweiz, 
S. 9. ff., 66 ff. Betr. Solothurn vgl. Curti, Volksgesetzgebung S. 213 i. f., 
wonach die Gesetzesinitiative in diesem Kanton schon 1869 eingeführt 
wurde, während sie nach Stüssi S. 33, 67 erst in der Verfassung von 1875 
erscheint. 

«) Prot. III, S. 423 432. 

•'») Segesser, Prot. III. S. 424; Escher Prot. III, S. 436; Ziegler Prot. 
III, S. 453. 
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«u halten ^), und mit der in Aussicht genommenen Uebertragung 
zahlreicher Gesetzgebungskompetenzen von den Kantonen an 
den Bund, welche die kantonalen Völker nicht an die Bundes- 
versammlung, sondern nur an dais schweizerische Volk abgeben 
würden^). Der Kampf drehte sich hauptsächlich um die Ein- 
führung des Gesetzesreferendums und des Ständevotums über 
Abstimmungsvorlagen. Die Initiative für sich allein fand man 
auf der einen Seite selbst mit dem Repräsentativsystem verein- 
bar^), auf der anderen legte man auf sie weniger Gewicht als 
auf das Referendum. Man betrachtete sie nur als dessen „wert- 
volles Korrelat"^). Jedoch fehlte es nicht an Stimmen, welche 
sie über das Referendum stellten, als dessen „Ergänzung und 
eigentliche Krönung", weil mit dieser Waffe der Wille des 
Volkes sich immer und selbst dann noch Geltung verschaffen 
könne, wenn das Referendum sich als nicht genügend erweisen 
sollte '^). Gegen ihre Einführung in den Bund brachte man vor, 
es bestehe kein Bedürfnis nach ilir. Die Bundesverfassung 
gewähre dem schweizerischen Volk weitgehende politische Frei- 
heiten. Die Press- und Vereinsfreiheit gestatte den Bürgern, 
ihre gesetzgeberischen Ansichten und Wünsche laut werden 
zu lassen, die Petitionsfreiheit sogar, sie den Behörden direkt 
vorzutragen. Diese würden nicht in Opposition verharren, 
wenn Abänderung, Aufhebung oder Erlass eines Gesetzes vom 
Volk mit Entschiedenheit und Bewusstsein verlangt werde. 
Eventuell könne das Volk sich binnen weniger Jahre bei den 
Erneuerungswahlen helfen. Sodann könne die bestehende Ini- 
tiative der Stände im Bund^) dem kantonalen Volk zur Aus- 
übung gegeben werden^). Dubs, der statt der Volksinitiative 



') Prot. I, S. 166; Prot. III, S. 444. 

2) Prot. III, S. 417, 424, 450, 451; Prot. IV, S. 50, 51. 

3) Feer-Herzog Prot. III, S. 443. 
*) Ziegler Prot. III, S. 453. 

*) Scherer Prot. III, S. 418 ; Deucher Prot. III, 427. 

«) Vgl. Art. 81 der B. V. von 1848 gleich Art. 93 der B. V. von 1874. 

') Prot. I, S. 166/167, 168 ; Prot. II, S. 59 ; Prot. 111,434, 439, 445 et passim. 
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nur ein verstärktes Petitionsrecht, eine Art gewöhnliche Ini- 
tiative, einräumen wollte, verwies das Volk für den Fall, dass 
die eidgenössischen Räte sein Verlangen ablehnten, auf die 
Verfassungsinitiative ^). Sodann führte man gegen die Initiative 
ins Feld, sie lasse keinen festen Rechtszustand aufkommen, 
weil sie gestatte, die Abänderung und Aufhebung eben er- 
lassener Gesetze und Beschlüsse zu verlangen^). Zudem bringe 
sie eine unerquickliche Agitation im Volk mit sich^) und Kon- 
flikte zwischen dem Volkswillen und dem Gewissen der Räte, 
indem von diesen die Ausarbeitung von Gesetzen gefordert 
werden könne, die gegen ihre Ueberzeugung Verstössen^). Ein- 
zelne verwarfen die Initiative als unpraktisch, indem es kaum 
möglich sei, dem Willen der Initianten gerecht zu werden, 
und eine Konfusion entstehe, sobald über eine Materie von 
verschiedener Seite ein Gesetz nicht ganz gleichen Inhaltes ver- 
langt werde ^). Endlich wies man hin auf den Mangel. an Er- 
fahrung mit diesem noch jungen Volksrecht in den Kantonen^'). 
Andere Einwendungen richteten sich gegen die vorgeschlagenen 
Arten der Regelung der Initiative, so namentlich gegen die 
Zulassung von Entwürfen und die Ausdehnung des Rechtes 
auf Bundesbeschltisse, speziell auf solche der auswärtigen Ver- 
waltung'). — Zu Gunsten der Initiative führte man dagegen 
aus, sie ermögliche dem Volk, seinen Willen auf rechtmässigem 
Wege zur Geltung zu bringen und zwar durch ein logischeres 
und sichereres Mittel als durch Neuwahl der Räte, sie leite 
die politischen Kämpfe vom persönlichen Gebiet hinüber auf 
das sachliche und schare die Bürger um ein positives Pro- 
gramm, statt sie nur zum Umsturz und zum Zerstören zu ver- 



*) Curti, Volksgesetzgebung S. 272. 

») Prot. III, S. 436 et passim. 

») Prot. I, S. IßT i. f.; Prot. II, S. 59. 

*) Prot. III, S. 439. 

*) Prot. I. S. 167; Prot. II, S. 59; Prot. III, S. 436. 

«) Prot II, S. 59. 

') Prot. I, S. 167; Prot. III, S. 436 et passim. 
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einigen ^). Endlich sei sie geeignet, dem Volke zu ermöglichen, 
bei Ausübung des Referendums begangene Fehler selbst wieder 
gut zu machen^), und sie gefährde die Stabilität der Gesetz- 
gebung nicht mehr als das Repräsentativsystem, weil auch bei 
diesem eine Abänderung jederzeit beantragt, ein unter grossen 
Kosten und Mühen begonnenes Werk unterbrochen werden 
könne. Ob das geschehe, hänge weniger vom System als von 
der geistigen Disposition der Leute ab^). 

Die Initiative wurde schliesslich neben einem fakultativen 
Referendum in den Bundesverfassungsentwurf vom 5. März 
1872 aufgenommen. 50,000 stimmberechtigte Bürger sollten 
die Abänderung oder Aufhebung eines bestehenden Bundes- 
gesetzes oder Bundesbeschlusses oder die Erlassung eines solchen 
über eine bestimmte Materie verlangen können, sofern nicht 
vertragsrechtliche Verpflichtungen des Bundes entgegenständen. 
Die beiden Räte sollten statt der Initiative einen von ihnen 
ausgearbeiteten Entwurf dem Volke vorlegen, wenn sie dem 
Begehren zustimmten. Waren sie mit demselben nicht einver- 
standen, so sollten sie die Initiative selbst zur Abstimmung 
bringen, im Falle ihrer Annahme einen Entwurf ausarbeiten 
und diesen wiederum dem Volke vorlegen^). Zu beachten 
ist, dass also diese Initiative sich nicht nur auf Bundesgesetze, 
sondern auch auf Bundesbeschlüsse' schlechthin erstreckte, dass 
sie die Befugnis, Entwürfe vorzulegen, nicht enthielt, und dass 
— wie beim gleichzeitig projektierten fakultativen Referendum 
für Bundesgesetze und nicht dringliche Bundesbeschlüsse — das 
Volk ohne Mitwirkung der Kantone über die Abstimmungs- 
vorlage entscheiden sollte. 

Der Bundesverfassungsentwurf vom 5. März 1872 wurde 
am 12. Mai gleichen Jahres von 261,072 gegen 255,609 Stimm- 



') Prot. I, S. 170. 

^) Prot. III,- S. 429. 

3) Ziegler Prot. III, S. 454. 

*) Den Text des bezügl. Artikels siehe im Anhang. 
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berechtigten und von 13 gegen 9 Ständen abgelehnt. Bei 
Wiederaufnahme der Revisionsverhandlungen im Jahr 1873 
beantragte der Bundesrat der Bundesversammlung unver- 
änderte Herübernahme der Initiative aus dem Entwurf von 
1872 in den neuen. Die nationalrätliche Kommission dagegen 
schlug vor, sie fallen zu lassen^), und dies beschloss der 
Nation alrat mit 67 gegen 49 Stimmen ^). — Die Ständerats- 
kommission beantragte ebenfalls, die Initiative nicht in den 
neuen Verfassungsentwurf aufzunehmen. Bemerkt wurde dabei, 
es sei begreiflich, dass die föderalistische Partei in ihr „eine 
grosse Gefahr für die kantonale Existenz und möglicherweise 
die Aufhebung des Bundesstaates erblicke, weil möglicherweise 
Begehren zur Volksabstimmung kommen könnten, ohne dass 
der Ständerat mitgewirkt habe^)". Der Ständerat beschloss 



') Prot. IV, S. 53. 
2) Prot. VI, S. 228 

-') Prot. V, S. 42; Hilty, Archiv für öffentl. Recht S. 409 sagt: Die 
Vollendung dieses (durch. Einführung des obligatorischen Referendums 
ohne Ständevotum bewirkten) Ueberganges (des Bundes) zu dem Einheits- 
staate würde dann darin liegen — was nicht ausbleiben könnte — dass die 
Bundesversammlung (also auch der Ständerat, die Vertretung der Kantone) 
durch eine Volksinitiative gezwungen werden könnte, bestimmte Gesetze 
zu dieser Volksabstimmung (ohne Ständevotum)vorzubereiten und vorzulegen. 

Dubs, Das öffentl. Recht Bd. I S. 146 i. f. sagt: Auch jn der Bundes- 
verfassung fehlt sie (die Gesetzesinitive), da sie mit dem bundesstaatlichen 
System nicht ohne Schwierigkeiten vereinbar wäre. — In Bd. II bemerkt 
er S. 185: Die jetzige Einrichtung (des fakultativen Bundesgesetzesreferen- 
dums ohne Ständevotum) beruht auf einem entschiedenen organischen 
Fehler, der, wenn es z. B. einer Bewegung einmal gelänge, die sogen 
Volksinitiative in den Bundesstaat einzuführen, für denselben geradezu 
tötlich werden könnte ; denn man . braucht nur eine solche Initiative mit 
dem einseitigen Referendum zu kombinieren, um das Mittel zu haben, die 
Kantone vollständig auf die Seite zu schieben und den Bundesstaat prak- 
tisch zu beseitigen. — Im Jahre 1868 hatte Dubs noch geschrieben, die 
Initiative mit Volksentscheid l\ber die durch ihre Ausübung angeregte 
Schlussnahme gewähre „schliesslich auch noch den Vorteil, dass sie sich 
im Bunde genau so gut wie in den Kantonen verwirklichen" lasse, ohne 
dabei mit einer Silbe vom Ständevotum zu sprechen. Fortentwicklung S. 37. 
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nach Antrag seiner Kommission mit 31 gegen 8 Stimmen^). 
So fand denn in die Bundesverfassung vom 20. Mai 1874 als 
neues politisches Volksrecht nur das fakultative Gesetzesreferen- 
dum Eingang. 

Nach der Totalrevision der Bundesverfassung gingen die 
Bestrebungen für Erweiterung der politischen Rechte des Volkes 
im Bund zunächst auf Ausdehnung der Verfassungsinitiative. 
Mit Eingabe vom 1. Oktober 1879 ersuchte eine Abgeordneten- 
versammlung des schweizerischen Volksvereins in dessen Namen 
die Bundesversammlung um Revision der Bundesverfassung im 
Sinne der Einführung der Volksinitiative für partielle Verfassungs- 
revision und des Banknotenmonopols. Der Petition wurde nach 
keiner Seite hin entsprochen^). Sie gab Anlass zu Erörterun- 
gen darüber, ob die Bundesverfassung, weil sie die Volks- 
initiative nicht ausdrücklich auf ihre Totalrevision beschränke, 
sie auch für ihre teilweise Abänderung gebe^). Zur Entschei- 
dung kam die Frage, als in Folge der Ablehnung der genannten 
Petition eine Volksinitiative von 52,588 Bürgern Revision des 
Banknotenartikels der Bundesverfassung*) verlangte. Das war 
eine auf partielle Verfassungsrevision gerichtete Volksinitiative. 
Sie stützte sich ausdrücklich auf Art. 120 der B. V. betr. die 
Verfassungsinitiative des Volkes. Liess man sie zu und stellte 
an das Volk die Frage, ob der Banknotenartikel im Sinne der 
Einführung des Banknotenmonopols zu revidieren sei, so war 
damit dem Initiativartikel die von den Initianten gewünschte 
Auslegung gegeben, dass er auch eine Volkksinitiative für 
partielle Verfassungsrevision gewähre. Dadurch wäre seine 
Aenderung im Sinne der ausdrücklichen Bezugnahme auf die 
Partialrevision überflüssig geworden. Aus diesem Grunde war 
in die Volksinitiative nur das eine Begehren der obigen Petition 



') Prot. VI, S. 362. 

2) Bimdesblatt 1879 III, S. 1061, 

3) Bundesblatt 1880 III, S. 595, 668. 
*) Art. 39 der B. V. 
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aufgenommen worden^). Allein die Bundesversammlung gab 
die gewünschte Auslegung nicht. Immerhin wagte sie doch 
nicht, die Initiative wie die Petition kurzweg zurückzuweisen. 
Sie behandelte sie daher als ein Begehreu um Totalrevision 
und brachte am 31. Oktober 1880 die allgemeine Frage zur 
Vorabstimmung: Soll eine Revision der Bundesverfassung 
stattfinden? Das Volk verneinte sie und damit war die Ini- 
tiative erledigt ^). — Die Auslegung, w^elche die Bundesveraamm- 
lung dem Initiativartikel gegeben hatte, liess sich folgender- 
massen begründen : Einmal sah dieser vor, dass im Falle einer 
Verfassungsinitiative des Volkes an dieses nur die allgemeine 
Frage gestellt werden müsse, „ob eine Revision stattfinden solle 
oder nicht'' % wodurch eine Bezugnahme in der Rs Visionsfrage 
auf einen bestimmten Artikel^) ausgeschlossen war. Sodann 
hätten Anregungen einer Partialrevision zur Vorabstimmung 
gebracht und darauf die beiden Räte zur Vornahme der Revi- 
sion neu gewählt werden müssen, auch w^enn sie mit einer Ini- 
tiative einverstanden gewesen wären*). Dies wäre aber eine zur 
Bedeutung der Partialrevisionen in keinem Verhältnis stehende 
Folge gewesen. — Bei dieser Auslegung der Bundesverfassung 
durch die eidgenössischen Räte hatte es sein Verbleiben. Um 



') Salis II, S. 126 Note. 

2) SalJs II, S. 127 i. f. 

'^) ^gl« ^Ifl-s Antwortschreiben des Ministers Kern vom 13. Sept. 1880 
an den Vorsteher des eidgen. Departementes des Innern, betr. Revision 
der Bundesverfassung. Bundesblatt 1880 III, 667. 

*) Vgl. B. V. 121. Hier ist die Volksinitiative für .'partielle Ver- 
fassungsrevision als ein Begehren um Revision „bestimmter Artikel" be- 
zeichnet. 

*) Hilty hat in seiner Schrift Revision und Reorganisation S. 53 
1882 die Ansicht vertreten, der damalige Art. 120 der B. V. verlange eine 
Vorabstimmung im Falle einer Volksinitiative nur, wenn die Bundes- 
versammlung nicht zustimme. Ebenso Blumer-Morel III 250/251 und 
Burckhardt 877. Anderer Ansicht war der Bundesrat, vgl. Bundesblatt 
1879 III, S. 106G; 1880 III, S. 603. Vgl. auch Schollenberger, Bundes- 
verfassung S. 568. 
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eine partielle Revision zu erlangen, musste das Volk die totale 
verlangen ^). 

Am 24. Juni 1884 wurden die Motionen der konservativen 
Nationalräte Zemp, Keel und Pedrazzini dem Bundesrat zu 
Bericht und eventuellem Antrag überwiesen, um so einer bei 
Ablehnung befürchteten Volksinitiative für Revision der Bundes- 
verfassung vorzubeugen. Diese Motionen schlugen eine Reihe 
von Verfassungsänderungen vor und speziell auch die Ein- 
ftihi'ung der Volksinitiative für Bundesgesetze und für partielle 
Verfassungsrevision. Die Berichterstattung des Bundesrates er- 
folgte successive'-). Diejenige betr. Ausdehnung der politischen 
Volksrechte unterblieb zunächst. 

Im Jahre 1889 reichten schweizerische Grütli vereine eine 
Petition ein um Revision. 

1. Von Art. 120 der B. V. in dem Sinne, dass 50,000 
Schweizer bürgern das Recht eingeräumt werde, nicht nur eine 
totale, sondern auch eine partielle Revision der Bundesverfassung 
anbegehren zu können; 

2. von Art. 89 in der Weise, dass das fakultative Refe- 
rendum durch das obligatorische ersetzt werde und die Gesetzes- 
initiative als Volksrecht aufgenommen werde ^). 

Die Petition wurde dem Bundesrat zum Bericht überwiesen*). 
Dieser erklärte in seinem Bericht, er mache es sich zur Pflicht, 
sobald die in Vorbereitung begriffene partielle Verfassungsrevision 
betr. die Arbeiterunfallversicherung soweit vorgeschritten sein 



*) Vgl. Schollenberger, Grundriss I, S. 73 ; Bundesstaatsrecbt S. 227 ; 
Orelli S. 84 ; Blamer-Morel III, S. 251. — Üeber das Hauptargument für 
die Ansicht, dass die Bundesverfassung von 1848 und die von 1874 die 
Volksinitiative auch für Totalrevision gewähre, vgl. Curti, Volksgesetz- 
gebung S. 184, 185 ; Blumer-Morel III, S. 239, 248, 249 ; Curti. Volksreohte S. 99. 

2) Bundesblatt 1884 III, S. 398; 1889 III, S. 50 56/57. Vgl, dazu: Droz, 
La revision fedörale. Bibliotheque universelle et revue suisse. Illöme 
Periode, Tome XXV, 1, 327. 

^) Ausserdem wurde auch Volkswahl des Bundesrates verlangt. 

*) Bundesblatt 1889 III, S. 49. 
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werde, dass ihre separate Behandlung und Erledigu?ig gesichert sei,, 
Bericht und Antrag über die obigen Motionen und Petitionen betr. 
Ausdehnung der politischen Rechte des Volkes zu hinterbringen ^). 

lieber die Volksinitiative für partielle Revision der Bundes- 
verfassung erfolgte die Berichterstattung und Antragstellung im 
Jahre 1890. Es kam darauf zur Abänderung des III. Abschnittes 
der Bundesverfassung betr. ihre Revision, die Volk und Stände 
in der Abstimmung vom 5. Juli 1891 annahmen. Das Volk 
erhielt dadurch das Recht, durch Begehren von 50,000 Stimm- 
berechtigten Erlass, Aufhebung oder Abänderung bestimmter 
Artikel der Bundesverfassung in Form der Anregung sowohl 
als des Entw^urfes zu verlangen. Eine Anregung, der die Räte 
nicht zustimmen, ist dem Volke zur Vorabstimmung vorzulegen, 
und im Falle ihrer Annahme ist im Sinne des Volksbeschlusses 
von den Räten die Revision der Bundesverfassung an die Hand 
zu nehmen. Entwürfe der Initianten w^ erden als solche dem Volk 
und den Ständen unterbreitet. Die Bundesversammlung kann 
dazu Verw^erfungs- oder Gegenanträge vorlegen. — Ein in der 
Bundesversammlung vorgesehenes Bundesgesetz über das Ver- 
fahren bei Volksbegehren und Abstimmungen betr. Revision 
der Bundesverfassung vom 27. Januar 1892, das an Stelle einea 
Bundesgesetzes betr. Begehren um Revision der Bundesverfassung 
vom 5. Christmonat 1867 getreten ist, bestimmt das Nähere über 
diese Initiative wie über die betr. Totalrevision ^). — Mit Ein- 
führung der Volksinitiative für partielle Verfassungsrevision 
folgte der Bund dem Beispiel der Kantone, in denen sie zum- 
teil schon längst bestand. 

In der Botschaft betr. Revision des III. Abschnittes der 
Bundesverfassung hatte der Bundesrat mit Bezug auf die Ge- 



») Bundesblatt 1889 III, S. 57 58 i. f. 

*) Bundesgesetze XII, S. 885, (das alte Gesetz siehe Bundesgesetze 
a. S. Bd. IX, S. 215). Vgl. dazu Hilty, Politisches Jahrbuch 1892, S. 189 ff.; 
Dunant S. 77 ; Droz, Bibliotheque universelle, LXIV S. 241 ; Hilty. Revue 
de droit international XXIV, S. 384, 476. 
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•setzesinitiative gesagt: ^Es wäre nun allerdings nahe gelegen, 
mit der Frage der Initiative noch weiter zu greifen. Aber wir 
wären damit vom Gebiet der Verfassungsfragen auf das der 
Gesetzgebung übergetreten, wo wir bezüglich der Volksbetei- 
ligung sofort noch andern Postulaten begegnet wären, die mit 
-einander im Zusammenhang stehen und mit einander behandelt 
werden müssen. Nun ist aber weder die Frage der Gestaltung 
des Referendums, noch diejenige der Gestaltung der Volksini- 
tiative für die Gesetzgebung so durchgearbeitet und liquid, dass 
•es möglich und ratsam geschienen hätte, auch über diese Punkte 
gleichzeitig mit der Materie der Verfassungsrevision Anträge zu 
bringen" ^). — Solche wurden auch in der Folge nicht gestellt. 
Am 21. Dezember 1893 reichten im Nationalrat Brunner 
und Mitunterzeichner (Bähler, Curti, Jenny, Joes, Marti, Scherrer- 
Füllemann, Steiger aus St. Gallen und Vogelsanger) eine Motion 
^in, betr. Ersetzung des fakultativen Referendums durch das 
obligatorische und Einführung der Volksinitiative für Bundes- 
gesetze und Bundesbeschlüsse ^). Nach Brunners Tod im März 
1894 wurde die Motion am 22. Juni 1896 von den Mitunter- 
zeichnern zurückgezogen mit der Erklärung, dass zur Zeit das 
Eisenbahnrückkauf- und das Bankgesetz im Vordergrund des 
öffentlichen Interesses ständen und eine demokratische Aus- 
gestaltung des Bundes zunächst die Volkswahl des Bundesrates 
anstreben müsse, welche w^ohl nur im Wege einer Volksinitiative 
zu erlangen sei^). Nachdem eine solche am 4. November 1900 
von Volk und Ständen zugleich mit dem Initiativbegehren für 
Proportionalwahl des Nationalrates abgelehnt worden war, 
wurde die Einführung der Volksinitiative für die Bundesgesetz- 
:gebung in jüngster Zeit wieder angeregt durch eine in der 
Bundesversammlung gestellte Initiative des Kantons Zürich, 
die noch der Erledigung harrt. 



') Bundesblatt 1890 III, S. 469. 

2) Text im Anhang. Vgl. Salis, Bd. II, S. 166, Note 2. 

») Salis, Bd. II, S. 166, Note 2. 



IT. Die Initiative des Kantons Zürick 

betr. Einführung 
der Gesetzesinitiative im Bund. 

§ 3. Ihre rechtliche Grundlage^). 

Nach der BundevS Verfassung von 1874 können die Kantone 
wie nach der von 1848 durch Korrespondenz im Bunde das 
gleiche Vorschlagsrecht ausüben wie jeder der eidgenössischen 
Räte und deren Mitglieder. Die Bundesverfassung bezeichnet 
dieses Recht ausdrücklich als Initiative. Es erstreckt sich auf 
alle Gegenstände, die in die Kompetenz der Bundesversamm- 
lung fallen. Dazu gehört speziell auch Revision der Bundes- 
verfassung, was die Einführung der Gesetzesinitiative erfordert. 
Die Initiative steht jedem einzelnen Kanton zu, dem Halbkanton 
wie dem ungeteilten Stand. Darüber, welches Organ des Kan- 
tons in seinem Namen das Vorschlagsrecht ausüben könne,.* 
fehlt eine bundesrechtliche Vorschrift. Die Kantone sind also 
frei in der Bezeichnung des zuständigen Organs. Betr. die Art 
der Ausübung schreibt die Bundes verfaseung denl Weg der 
Korrespondenz vor. Der Kanton kann also seinen Vorschlag 
nur schriftlich, nicht etw^a durch den Mund eines Vertreters^ 
stellen, speziell nicht durch die Stände- oder Nationalrats- 
mitglieder, die ihm angehören. Die Ausübung des Vorschlags- 
rechtes ist zu Ende mit der Einreichung des schriftlichen An- 



») Vgl. Art. 93 der B. V. und dazu : Veith, S. 98 ff. Schollenberger, 
Bundesverfassung S. 534 ff.j Burckhardt S. 780 ff. 
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träges. In die Verhandlungen darüber kann der Kanton nicht 
eingreifen. Immerhin kann er den Vorschlag, wie ein Rats- 
mitglied seine Motion zurückziehen und neue, den gleichen 
Gegenstand beschlagende Anträge stellen. Wie die Initiative 
•eines Mitgliedes der Bundesversammlung ist die der Kantone 
ein Recht an eine Abteilung der Bundesversammlung Anträge 
zu. stellen mit der Wirkung, dass vom betr. Rat darüber ver- 
handelt und entschieden werden muss, von dem andern nur, 
wenn der erstere den Vorschlag zu seinem an jenen gerichteten 
Antrag erhebt. Da aber der Kanton in jedem der beiden Räte, 
also auch in beiden zugleich, auf diese Weise zu initiieren be- 
fugt ist, kann er auch seine Anträge wie der Bundesrat an 
die Bundesversammlung, d. h. an beide Abteilungen zugleich 
richten. Dies hat die Folge, dass ohne weiteres in beiden 
Räten über sie verhandelt und entschieden werden muss. In 
der Praxis wurden bisher die Anträge von den Kantonen stets 
an die Bundesversammlung, nicht bloss an eine Abteilung ge- 
gestellt. Aus dem Gesagten geht bereits hervor, dass die An- 
träge der Kantone an die Bundesversammlung, nicht an die 
eidgenössische Aktivbürgerschaft gerichtet sind. Die Bundes- 
versammlung kann sie demgemäss verändern und durch Ver- 
werfung sowohl wie durch Annahme erledigen. Das Vorschlags- 
recht der Kantone im Bund ist also bloss eine gewöhnliche Ini- 
tiative. — Betr. die Behandlung der von den Kantonen gestellten 
Initiativen schreibt die Bundesverfassung vor: Der Bundesrat 

„begutachtet die Anträge, welche von den Kantonen an 

ihn gelangen." Trotz der Indikativform, in welche sich diese 
Bestimmung kleidet, und der bei Kompetenzbestimmungen im- 
perative Bedeutung zukommt^), leitet der Bundesrat hieraus nur 
ein Recht, nicht auch eine Pflicht ab. Denn er Hess sich die 
Initiative des Kantons Zürich vom Jahre 1877 betr. Militär- 
pflichtersatz wie die heutige von der Bundesversammlung zur 



') So in Art. 55 und 56 der B. V. Vgl. Schollenberger, Bundesstaats- 
recht S. 211, Note 2 und Bundesverfassung S. 411, 417. 
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Berichterstattung überweisen ^) — Soweit das Bundesrecht nicht 
spezielle Vorschriften über das Vorschlagsrecht der Kantone 
enthält, sind diejenigen betr. die Initiative des einzelnen Rates 
der Bundesversammlung und seiner Mitglieder analog zur An- 
wendung zu bringen. Denn ihr stellt die Bundesverfassung 
jenes ausdrücklich gleich. 

§ 4. Entstehung und Behandlung der Initiative 

des Kantons Zürich. 

Mit Eingabe an den Kantonsrat vom 1. November 1902 
stellte im Kanton Zürich ein Stimmberechtigter, der Gerichts- 
substitut J. Flachsraann den Antrag, „es sei durch Beschluss 
des h. Kantontonsrates, eventuell*'^) durch Volksbeschluss den 
eidgenössischen Räten die partielle Revision der Verfassung 
im Sinne der Einführung des Gesetzesinitiativrechtes zu bean- 
tragen". Seine Eingabe enthielt den Entwurf eines Art. 93 ^^^ 
für die Bundesverfassung, wie er nach dem Erachten Flachs- 
manns zur Einführung der Volksinitiative für die Bundesgesetz- 
gebung etwa lauten sollte. 

Diese sog. Initiative Flachsmann war eine Anwendung 
des zürcherischen Einzelinitiativrechts ^). Der Kantonsrat über- 
wies durch Beschluss vom 3. November 1902 den Vorschlag 
dem Regierungsrat zu Bericht und Antrag. Dieser unterbreitete 
am 8. Juni 1903 dem Kantonsrat einen Beschlussesentwurf, 
in welchem er ihm vorschlug, den eidgenössischen Räten in 
Form des Entwurfes*)' eines Art. 93^^^ und eines Zusatzes zu 



») Bundesblatt 1878 I, S. 227/228. 1905 II, S. 871. 

2) Nämlich, wenn sein Antrag nicht die Zustimmung des Kantons- 
rates, aber die Unterstützung eines Dritteiis der in beschlussfähiger An- 
zahl anwesenden Mitglieder desselben finden sollte. Vgl. Verfassung 
Zürichs, Art. 29, Abs. 2 und Gesetz betr. das Vorschlagsrecht des Volkes 
vom 12. Aug. 1894, § 9. 

^) Vgl. Verfassung Zürichs, Art. 29 und 31. 

*) Aus den Worten der regier ungsrätlichen Weisung : „Es liegen . . . 
in der Form des ausgearbeiteten Entwurfes von vorneherein bestimmte 



-. 32 — 

Art. 89, Abs. 1. der B. V. die Einführung der Volksinitiative 
für die Bundesgesetzgebung zu beantragen. Für den Fall der 
Annahme dieses Vorschlages zog Flachsmann seine Initiative 
zurück ^). Der Kantonsrat beschloss am 15. März 1904 auf 
Antrag seiner Kommission den eidgen. Räten die Einführung 
der Volksinitiative für die Bundesgesetzgebung zu beantragen 
und zwar, um „d^n Räten in der Ausgestaltung des Gedankens 
volle Freiheit" zu lassen'' ^) in der Form einer allgemeinen Anre- 
gung, lautend : „In Ausübung des in Art. 35 der Staatsverfassung 
des eidgenössischen Standes Zürich vom 18. April 1869 dem 
Kantonsrat eingeräumten Rechtes wird gemäss Art. 93, Abs. 2 der 
Bundesverfassung im Namen des Kantons Zürich den eidgenös- 
sischen Räten vorgeschlagen, die Volksinitiative für die Bundes- 
gesetzgebung einzuführen". Mit diesem Beschluss des Kantons- 
rates tiel also des Begehren Flachsmanns dahin und entstand 
eine Initiative des Kantons Zürich, gerichtet an die Bundes- 
versammlung. Sie wurde vom zürcherischen Regierungsrat 
durch Zuschrift vom 28. April 1904 dem Bundesrat zu Händen 
der Bundesversammlung eingereicht. 

Die Frage, ob der Beschluss des Kantonsrates nicht dem 
zürcherischen Volke vorzulegen sei, wurde nicht erörtert. In 
der wissenschaftlichen Literatur war vorher die Ansicht auf- 
gestellt worden, das obligatorische Referendum könne für der- 
artige Beschlüsse in Betracht fallen^). Sie ist allerdings un- 
richtig. Die zürcherische Verfassung^) unterstellt dem obliga- 



und wichtige Garantien", lässt sich nicht mit Bestimmtheit erkennen, oh 
nicht der Regierungsrat irrtümlich meinte, die Bundesversammlung könne 
den ausgearbeiteten Entwurf nicht abändern. 

^) Vgl- § 9 i. f. des in Note 67 zitierten Gesetzes. 

*) S. 20 des Initiativbegehrens des zürcherischen Kantonsrates betr. 
Einführung der Volksinitiative für die Bundesgesetzgebung vom 15. März 
1904. Darnach scheint die kantonsrätliche Kommission in dem in Note 4 
auf Seite 31 genannten Irrtum sich befunden zu haben. 

') Vgl. Veith, S. 100, speziell Note 5. 

*) Art. 30, Ziffer 1 und 2. 



— 33 — 

torischen Gesetzesreferendum nur Gesetze und Konkordate 
sowie „Beschlüsse des Kantonsrates, welche 'derselbe nicht 
endgültig zu fassen befugt ist". Für die Frage, welche Be- 
schlüsse das seien, verweist sie auf Art. 31. Nach diesem sind 
es bloss die über einmalige Ausgaben für einen bestimmten 
Zweck,' welche den Betrag von 250,000 Franken übersteigen, 
sowie die betr. jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr 
als 20,000 Franken. Dass diese Beschlüsse des Kantonsrates 
nicht endgültige sind, folgt aus dem Wortlaut von Ziff. 5 des 
Art. 31. Andere Beschlüsse erklärt der Artikel wieder aus- 
drücklich noch stillschweigend als nicht endgültig. Folglich kann 
der Kantonsrat alle andern ihm sonst zukommenden Beschlüsse 
endgültig fassen, also auch den in Art. 35 der Verfassung ihm 
zugewiesenen Beschluss betr. Ausübung des von der Bundes- 
verfassung den Ständen eingeräumten Vorschlagsrechtes. Dass 
dieser Beschluss des Kantonsrates ein endgültiger ist, folgt 
übrigens auch aus dem Wortlaut von Art. 35. Darnach steht 
derti Kantonsrät neben dem Volk die „Ausübung" des Vor- 
schlagsrechtes zu. Unterläge ein bezüglicher Beschluss als 
nicht endgültig dem obligatorischen Referendum, so besässe 
der Kantonsrat nicht die „Ausübung" des Vorschlagsrechtes, 
sondern bloss die Antragstellung betr. die Ausübung. Diese 
stände einzig und allein beim Volk, dem sie vorgeschlagen 
w^erden könnte von den Stimmberechtigten sowohl als vom 
Kantonsrat. — Wäre das Initiativbegehren des zürcherischen 
Kantonsrates verfassungswidrigerweise der Volksabstimmung 
entzogen w^orden, so hätte es der Bundesrat als Hüter der Kan- 
tonsverfassungen zurückweisen müssen^). 

Der Bundesrat legte die Initiative des Kantons Zürich 
mit Schreiben vom 13. Mai 1904 der Bundesversammlung vor 



^) Art. 102, Ziffer 3 der B. V. — War der zürcherische Kantonsrat 
nicht verpflichtet, seinen Beschluss der Volksabstimmung zu unterbreiten, 
so wäre er doch dazu berechtigt gewesen gestützt auf Art. 30, Ziffer 3 
der Verfassung Zürichs. 

3 
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ohne Begutachtung. Diese ersuchte ihn durch Beschluss vom 
6. Juni 1904, über den Vorschlag Bericht einzubringen. 

Am 26. Juli 1904 erhielt der Bundesrat zu Händen der 
Bundesversammlung von der Regierung des Kantons Solothurn 
die Mitteilung eines am 19. gleichen Monats vom solothurnischen 
Kantonsrat gefassten Beschlusses, namens dieses Standes den 
eidgenössischen Räten die Einführung der Volksinitiative für 
die Bundesgesetzgebung vorzuschlagen^). 

Durch Kreisschreiben vom 2. August 1904 lud das poli- 
tische Departement des Bundesrates die Regierung jedes Kan- 
tons ein, ihm zum Zwecke der Berichterstattung über das Ini- 
tivbegehren der Kantone Zürich und Solothurn bis Mitte Okto- 
ber 1904 mitzuteilen: 

1. Eine geschichtliche Darstellung über die Einführung und 
Entwicklung der Volksgesetzgebung im betreffenden Kan- 
ton (Referendum und Initiative); 

2. wenn im betr. Kanton die Gesetzesinitiative bestehe, wie 
sie geregelt sei, und welche Erfahrungen man damit ge- 
macht habe, und w^elches das Ergebnis gewesen sei; 

3. ob sie dafür halte, dass den Initiativbegehren der Kan- 
tonsräte der eidgenössischen Stände Zürich und Solo- 
thurn Folge gegeben werden solle und, w^enn ja, welche 
Gründe nach ihrer Ansicht hierfür ausschlaggebend seien. 

Im Bericht über die Geschäftsführung des politischen 
Departements im Jahre 1904 bemerkt der Bundesrat, dass er 



^) Auch in Solothurn könnte nach Veith S. 100 das obligatorische 
Referendum für den zur Ausübung des Vorschlagsrechtes des Kantons im 
Bund gefassten Beschluss des Kantonsrates in Frage kommen. Dazu 
müsste er jedenfalls als allgemein verbindlich gelten, denn nur für solche 
Kantonsratsbeschlüsse ist das obligatorische Referendum von der Ver- 
fassung Solothurns vorgesehen (vgl. Art. 31, Ziffer 3 ; Art 19 ; Art. 17, 
Ziffer 4). Allein auch in Solothurn ist dem Kantonsrat ausdrücklich die 
„Ausübung" des Vorschlagsrechtes zugesprochen, nicht bloss die Antrag- 
stellung dazu. 
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nach Eingang der Antworten der Kantonsregierungen der Bun- 
desversammlung den verlangten Bericht erstatten werde ^). 

Wenn ein Wort über die weitere Behandlung hier an- 
gebracht werden soll, so ist folgendes zu sagen. Die Initiative 
ist an die Bundesversammlung gerichtet. Es muss also in 
beiden Räten darüber verhandelt und entschieden werden. 
Lehnen sie übereinstimmend den Vorschlag ab, so ist damit 
die Initiative erledigt und gescheitert. Beliebt er dagegen beiden 
Räten, so haben sie den Entwurf einer Revision der Bundes- 
verfassung zur Einführung der Gesetzesinitiative des Volkes zu 
vereinbaren und diesen dem Volk und den Ständen vorzulegen. 
Wird er nicht von beiden angenommen, so ist die Initiative 
misslungen. — Stimmt nur ein Rat dem Vorschlag zu, und 
beharrt der andere auf seiner Ablehnung, so bleibt der An- 
trag mangels Einigung der Räte auf sich beruhen, bis er 
auf einem der für die Gesetzgebung bestehenden Wege oder 
durch eine Volksinitiative für Revision der Bundesverfassung- 
neu eijigebracht wird^). Das Volk könnte allerdings die Ein- 
führung der Gesetzesinitiative direkt nur verlangen mittels 
einer Initiative für partielle Revision der Bundesverfassung, 
da nur durch eine solche, nicht aber durch eine Initiative 
für Totalrevision, eine Verfassungsänderung in einem bestimm- 
ten Sinn vom Volk gefordert und sicher erlangt werden 
kann. Dabei würde die Frage praktisch werden, ob, wie be- 
hauptet wird^), zur Einführung der Gesetzesinitiative die Total- 
revision rechtlich notwendig, eine darauf gerichtete Volksini- 
tiative für Partialrevision also unzulässig sei. Die Bejahung der 
Frage seitens der Bundesversammlung hätte die bemerkens- 
werte Folge, dass das schweizerische Volk bei hartnäckigem 



') Bimdesblatt 1905 II, S. 871. 

^ Vgl. Art. 4 — 7 des Bundesgesetzes über den Geschäftsverkehr 
zwischen Nationalrat, Ständerat und Bundesrat vom 9. Okt. 1902 Bundes- 
gesetze XIX, S. 386. 

^) Vgl. Schollenberger, Bundesverfassung S. 56, 57. 
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Widerstand der Bundesversammlung ^) trotz seiner Verfassungs- 
initiative eine Verfassungsänderüug zur Einführung der Gesetzes- 
initiative nicht bewirken könnte. 



*) Auch der nach einer Vorabstimmung über die Frage einer von 
50,000 Bürgern verlangten Totalrevision neugewählten Bundesversammlung. 



III. Die prinzipielle Frage 

der Einführung der Volksinitiative 

in der Bundesgesetzgebung. 

§ 5. Die Staatsfortn des Bundes 
und die Volksinitiative in seiner Gesetzgebung. 

Die Bundesgesetzesinitiative will der eidgenössischen Aktiv- 
btirgerschaft die Möglichkeit geben, ihren Willen in der Bundes- 
gesetzgebung jederzeit und auf sicherem Wege zur Geltung zu 
bringen. Es fragt sich daher vor allem: Soll das Volk hiezu 
imstande sein? 

Die Konsequenz der Staatsform des Bundes zwingt zur 
Bejahung der Frage. Diese Staatsform ist in der Bundesver- 
fassung nicht ausdrücklich bezeichnet. Aber von den drei Haupt- 
formen des Staates, Monarchie, Aristokratie und Demokratie^ 
sind die beiden ersten durch den Verfassungsgrundsatz der 
Rechtsgleichheit ausgeschlossen. Daher muss der Bund eine 
Demokratie und das Volk Träger seiner Staatsgew^alt sein, 
wenn nicht etwa diese auf Volk und Kantonen zusammen ruht. 
Man könnte versucht sein, letzteres anzunehmen, weil nach der 
Bundesverfassung Volk und Kantone zur Ausübung der Bundes- 
gew^alt zusammenwirken müssen. Diese Ausübung geschieht teils 
direkt durch Volk und Kantone, nämlich bei der Verfassungs- 
gesetzgebung und bei Bestellung der obersten Behörde des 
Bundes, der Bundesversammlung; teils findet sie indirekt statt 
durch Abordnungen des Volkes und der Kantone, durch die 
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Bundesversammlung. Trotz der Mitwirkung der Kantone bei 
Ausübung der Bundesgewalt sind sie doch nicht mit dem Volk 
zusammen deren Träger. Das zeigt ihr Anteil an der Ver- 
fassungsgesetzgebung. Diese besteht aus dem Vorschlag, der Ver- 
fassungsinitiative, und der Sanktion, dem Verfassungsreferendum. 
Nur an der Sanktion sind die Kantone beteiligt^). Eine Ver- 
fassungsinitiative, haben sie nicht. Diese steht nur dem Volke 
^\x und zwar unter Ausschluss jeglicher Mitwirkung der Kan- 
tone, obgleich eine solche denkbar wäre bei den Vorabstimmun- 
gen über die Frage, ob eine von 50,000 Stimmberechtigten ver- 
langte Total- oder Partialrevision vorzunehmen sei. Man darf 
also sagen, der Bund sei eine Demokratie und das Volk sei 
Träger seiner Staatsgewalt, es übe sie aus ujiter Mitwirkung 
der Kantone, letztere seien lediglich Organe der Bundesgewalt, 
das Volk dagegen sei nicht nur ihr Organ, sondern auch ihr 
Träger^). 



*) Spräche Art. 128 der B. V. nicht ausdrücklich von der „Mehrheit 
der Kantone", von der „Stimme eines (Halb-) Kantons", von der „Standes- 
stimme", so wäre die sog. Ständeabstimmung über Verfassungsrevisionen 
zutreffender als blosse Potenzierung der zur Annahme erforderlichen 
Volksmehrheit zu bezeichnen (vgl. Ryffel S. 219, Note 4). Denn der Bund 
erklärt nicht etwa nur, welches der vom Kanton geschaffenen Organe in 
dessen Namen die Standesstimme abgeben soll, sondern er fügt hiezu in 
die kantonale Staatsorganisation ein neues Organ ein, bestehend in der 
Gesamtheit der im Gebiete des Kantons stimmberechtigten eidgenössischen 
Aktivbürger. Diese eidgenössische Aktivbürgerschaft eines Kantons deckt 
sich durchaus nicht ohne Weiteres mit der kantonalen, weil die Kantone 
das Stimmrecht in Kantonsangelegenheiten auch anderen als den im Bunde 
stimmberechtigten Personen erteilen und es solchen wenigstens zeitweilig 
versagen können, die im Bunde stimmberechtigt sind (vgl. Art. 43, Abs. 5 
der Bundesverfassung). Es wäre ohne den Wortlaut der Bundesverfassung 
fraglich, ob noch von einem Organ des Kantons zur Abgabe der Standes- 
stimme die Rede sein könne, wenn man bedenkt, dass der Bund es ge- 
schaffen hat, dass es ein Teil eines Bundesorganes ist, dass der Kanton 
auf seine Zusammensetzung keinen direkten Einfluss hat, indem der Bund 
allein bestimmt, wer eidgenössischer Aktivbürger sein soll. 

^) Auch SchoUenberger bezeichnet als Träger der Staatsgewalt des. 
Bundes nur das Volk (vgl. sein Bundesstaatsrecht S. 141 i. f.) und die 



Das Prinzip d^r Demokratie, der Volksherrschaft, auf 
dem also die Staatsform des Bundes aufgebaut ist, fordert, 
dass das Volk nicht nur die Verfassungsgesetzgebung, sondern 
auch die gewöhnliche Gesetzgebung selbst ausübe. Es herrscht 
im Staat dasjenige Organ, das für die andern Staatsorgane und 
für die Bürger verbindliche Befehle aufstellt. Solche sind vor 
allem die Gesetze und zwar die gewöhnlichen nicht weniger 
als das Grundgesetz, die Verfassung. Nur wer Verfassung und 
Gesetz macht, herrscht im Staat. Die Verfassungsgesetzgebung 
allein gibt nicht die völlige Herrschaft ^). Es ist unmöglich, für 
das ganze, grosse Gebiet der Gesetzgebung in der Verfassung 
die Grundsätze von vorneherein festzustellen so, dass die Gesetz- 
gebung lediglich als deren blosse Anwendung und Detaillierung 
erscheinen würde. Soweit sich Grundsätze aufstellen lassen, 
kann ihre Entwicklung und Anwendung durch die Gesetz- 
gebung noch sehr verschiedene Bahnen einschlagen, und es 
kommt vor, dass ein Grundsatz dabei in sein Gegenteil ver- 
kehrt wird. Es kann eben die Richtung der Gesetzgebung durch 
Verfassungsgrundsätze viel zu wenig genau bestimmt werden, 
und innerhalb ihrer Schranken herrscht frei, wer die Gesetze 
aufstellt. Die Repräsentativdemokratie, wie sie in Freiburg 
und Wallis noch besteht, ist also nur mit Bezug auf die Ver- 
fassung Demokratie, mit Bezug auf die gewöhnliche Gesetz- 
gebung dagegen Wahlaristokratie, weil insoweit eine durch 
Wahl berufene Minderheit der Staatsbürger herrscht. 

Das Volk stellt die Gesetze selbst auf, wenn ihm die 
Sanktion zusteht, der Erlass des Gesetzesbefehls, auf dem ihre 
Verbindlichkeit beruht. Durch das obligatorische Referendum 
erhält es das Recht der Gesetzessanktion, wird es also Gesetz- 



Kantone nur als Organe nicht als (Mit-) Träger der Bundesgewalt (vgl. 
sein Bundesstaatsreoht S. 142, Note 1). Auch als solche, nicht bloss als 
Organe, werden dagegen die Kantone bezeichnet in Blumer-Morel Bd. I, 
S. 218 ff. (3. Aufl. 1891). Ryffel, S. 219, sieht den Souverän der Eidgenossen- 
schaft nur im Volk. 

») Anders Rvffel S. 210. 
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geber. Dadurch allein aber wird es nicht unabhängiger Gesetz- 
geber. Der Gesetzesbefehl setzt einen Gesetzesinhalt voraus. 
Diesen schafft aber nicht die Sanktion, sondern der Gesetzes- 
vorschlag. Steht das Vorschlagsrecht ausschliesslich einem 
andern Staatsorgan als dem sanktionsberechtigten Volk zu, so 
kann dieses ein Gesetz nur erlassen, wenn es dem Vorschlags- 
berechtigten gefällt, ihm bezügliche Anträge zu machen. Erst 
das Vorschlagsrecht, die Gesetzesinitiative macht also das Volk 
zum unabhängigen Gesetzgeber und damit zum wirklichen 
Herrscher im Staat, „Der Souverän muss seinen Willen äussern 
können, wann er will, er muss das Recht der Initiative haben. 
Die römische Republik, deren Volk nur senatore magistratu 
interrogante die Gesetzgebung übte, verdient juristisch den 
Namen einer Demokratie nicht. '^ ^) 

§ 6. Die Möglichkeit ohne Volksinitiative 
den Willen des Volkes in der Bundesgesetzgebung 

zur Geltung zu bringen. 

Man hat in den Beratungen betr. die Totalrevision der 
Bundesverfassung gesagt, das Volk besitze in seinen Freiheiten 
und seinen politischen Rechten genügend Mittel, um seinen 
Willen in derBuridesgesetzgebung zur Verwirklichung zu bringen. 

Von den in der Bundesverfassung gewährleisteten Freiheits- 
rechten kommen hier in Betracht Pressfreiheit, Vereinsfreiheit 
und Petitionsfreiheit. Diese Rechte ermöglichen jedem aus dem 
Volk, seine Wünsche in gesetzgeberischen Fragen ungefährdet 
öffentlich zur Kenntnisnahme der Behörde auszusprechen. Aber 
es steht völlig in deren Belieben, ob sie ihnen irgendwie Folge 
geben will. Diese Rechte geben also dem Volke keine Mög- 
lichkeit, seinem Willen in der Bundesgesetzgebung entgegen 
dem der Bundesversammlung Geltung zu verschaffen. Wie 
wenig speziell die Petitionsfreiheit geeignet ist, dem Volkswillen 



M Rvffel S. 210. 
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zur Verwirklichung zu verhelfen, erhellt aus folgendem. Die 
Bundesvei'sammlung hat zweimal Petitionen namhafter schwei- 
zerischer Vereine abgewiesen, worauf beidemal zu einer Ver- 
fassungsinitiative gegriffen wurde und eine solche auch zustande 
kam. Im einen Fall wurde sie, entgegen dem ablehnenden Gut- 
achten der Bundesversammlung, von Volk und Kantonen an- 
genommen. Das war die Schächtinitiative, der 1887 eine Petition 
des schweizerischen Tierschutzvereins vorangegangen war, ge- 
richtet auf Erlass eines Schächtverbotes, wozu der Bund die 
Kompetenz aus Art. 69 der Bundesverfassung hätte herleiten 
können ^). Im andern Fall, in dem es sich um eine Verfassungs- 
initiative betr. den Banknoten artikel der Bundesverfassung 
handelte, dessen Revision durch eine Petition des schweizerischen 
Volksvereins erfolglos angestrebt worden war, wurde das Be- 
gehren von Volk und Ständen verworfen. Es^ist aber fraglich, 
ob die Ablehnung nicht mehr der von den Bundesbehörden 
vorgelegten Frage einer Totalrevision der Bundesverfassung 
galt, als dem Antrag auf Abänderung des Banknotenartikels. 

Die politischen Rechte, welche dem Volke dazu dienen 
sollen, seinen Willen in der Bundesgesetzgebung zu verwirk- 
lichen, sind Referendum, Wahlrecht und Verfassungsinitiative. 
Das erstere ermöglicht dem Volke allerdings seinen negativen 
Willen durchzusetzen und bildet daher eine Garantie dafür, 
dass die Politik der Behörden nicht einen von den Volks- 
anschauungen in gesetzgeberischen Fragen abweichenden Weg 
einschlage. Aber es kann dem Volke nicht dazu dienen, seinen 
positiven Willen, der mit dem der Bundesversammlung nicht 
zusammen geht, zur Herrschaft zu bringen. Das Wahlrecht 



') Vgl. Schollenberger, Bundesverfassung S. 247. Im Zusammenhang 
mit der Viehseuchenpolizei (Art. 69 der Bundesverfassung) hat der Bund 
das Schlachten gesetzlich geregelt und das Schächten, das allerdings mit 
der Viehseuchenpolizei nichts zu tun hat, ist immerhin eine Art des 
Schlachtens, sodass der Bund seine Kompetenz auf seine Regelung sehr 
wohl hätte ausdehnen dürfen. 
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dagegen gestattet an sich die Erreichung dieses Zieles. Das 
Volk kann solche Vertreter* wählen, die seinen Willen durch- 
führen werden. Allein es sichert dem Volke die Verwirk- 
lichung seines Willens nicht, da die Mitglieder der Bundes- 
versammlung ohne Instruktionen stimmen, und das Volk sich 
über die Gesinnung der Wahlkandidaten täuschen kann, weil 
bei uns das Plattformsystem, wornach sie sich über ihre 
Stellungnahme zu bestimmten Fragen vor der Wahl auszu- 
sprechen und befragen zu lassen haben, nicht üblich ist,, 
und weil sie ja hinterher ihre Meinungen ändern können. 
Endlich ist zu beachten, dass zum Zustandekommen einea 
Bundesgesetzes oder Bundesbeschlusses ausser der Zustimmung"^ 
des vom Volk bestellten Nationalrates die des Ständerates 
nötig ist. Dessen Zusammensetzung wird aber nicht aus- 
schliesslich vom Volk der Kantone bestimmt. Von seinen 44 
Mitgliedern werden 10 von den Grossen Räten der Kantone 
Bern, Freiburg, St. Gallen, Waadt und Wallis gewählt^). 
Zudem kann das Volk die Zusammensetzung des National- 
rates nur von drei zu drei Jahren von Grund aus ändern 
und die des Ständerates, soweit sie überhaupt vom Volk be- 
stimmt wird, nur nach und nach, da es keine Totalerneuerung 
dieser Abteilung der Bundesversammlung gibt, von der Neuwahl 
nach einer bejahenden Vorabstiramung über die Frage der 
Totalrevision der Bundesverfassung abgesehen. Das Wahlrecht 
ermöglicht also keineswegs dem schweizerischen Volk die 
Bundesversammlung so zusammenzusetzen, dass sie in einem 
bestimmten Zeitpunkt einen gesetzgeberischen Wunsch des- 
selben sicher erfüllen wird. 

Wenn man das Volk auf seine Verfassungsinitiative ver- 
weist, so ist dazu folgendes zu sagen: Die Bundesverfassung 

*) Vgl. Veith S. 84/85. Seine Angaben betr. Aargau und Luzern sind 
bereits veraltet. Aargau hat am 30. Okt. 1904, Luzern am 1. Dezember 
1904 die Wahl der vom Kanton in- den Ständerat zu entsendenden Abge- 
ordneten in die Hand des Volkes gelegt. Bundesblatt 1904 VI. 127 ; 1905, 
II, 808. 
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unterscheidet zwischen Verfassungsgesetzgebung und gewöhn- 
licher Gesetzgebung. Sie kennt bei jener neben verschiedenen 
gewöhnlichen Initiativen eine solche des Volkes, bei dieser nicht. 
Stellt eine Abteilung der Bundesversammlung den Antrag auf 
Totalrevision der Verfassung, und stimmt die andere nicht zu, 
so muss die Frage, ob eine solche stattfinden soll oder nicht, 
vom Volk entschieden werden. Gesetzgeberische Anträge 
eines Rates, denen der andere definitiv seine Zustimmung ver- 
sagt, bleiben dagegen einfach auf sich beruhen. Zur Vornahme 
einer Verfassungsänderung' sind unter Umständen beide Räte 
neu zu wählen. In der Gesetzgebung kommt eine analoge 
Neuwahl nie vor. Das Verfassungsreferendum ist ein obliga- 
torisches, das Gesetzesreferendum ein fakultatives. Jenes wird 
ausgeübt vom Volk unter Mitwirkung der Kantone, dieses vom 
Volk allein. Im Referendum liegt der Hauptunterschied zwischen 
Verfassungsgesetzgebung und gewöhnlicher Gesetzgebung des 
Bundes. — Stellt die Bundesverfassung Unterschiede in den 
Formen für diese und jene auf, so geschieht es offenbar in der 
Annahme eines materiellen Unterschiedes zwischen Verfassungs- 
und Gesetzesrecht und in der Meinung, dass materielles Ver- 
fassungsrecht nur in den Formen der Verfassungsgesetzgebung 
aufgestellt werden dürfe. Denn diese sind die schwereren, 
verglichen mit denen der gewöhnlichen Gesetzgebung, und 
das hätte keinen Sinn, wenn nach Belieben die letzteren 
gewählt werden dürften. Geht aber die Absicht auch dahin,, 
dass in den Formen der Verfassungsgesetzgebiing nur ma- 
terielles Verfassungsrecht aufgestellt werden dürfe ? Man 
muss die Frage bejahen. Es kann nicht der Wille der Bun- 
desverfassung sein, dass durch Aufstellung einer gesetzgebe- 
rischen Norm in den Formen für Statuierung von Verfassungs- 
recht die gesetzgebenden Organe für ihre Abänderung sollen 
gebunden werden können an die schweren Formen der Ver- 
fassungsrevision. Freilich sind Ausnahmen zuzulassen, enthielt 
doch die Bundesverfassung von Anfang an Normen, die ma- 
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teriell nicht Verfassungsrecht sind. Man darf aber nicht so 
weit gehen, zu sagen, es könne jede beliebige Bestimmung in 
die Bundesverfassung gestellt werden^).. Es dürfen vielmehr 
nur für die Gesetzgebung grundlegende Prinzipien in sie auf- 
genommen werden. Daher vermag die Verfassungsinitiative 
nicht eine Gesetzesinitiative des Volkes zu ersetzen. Sie ent- 
hält nicht die Befugnis des Volkes, gesetzgeberische Bestim- 
mungen schlechthin vorzuschlagen. Daran ist festzuhalten 
trotz Zulassung der Schächtinitiative durch die Bundesbehörden, 
i^^elche auf Statuierung einer blossen Gesetzesbestimmung in 
der Bundesverfassung gerichtet war^). 

Könnte die Einführung der Volksinitiative in der Bundes* 
gesetzgebung nicht dadurch überflüssig gemacht werden, dass 
die Ausübung des Vorschlagsrechtes der Kantone in der Bundes- 
versammlung in die Hand der kantonalen Staatsvölker gelegt 
würde ? Heute ist sie in Bern, Nidwaiden, Baselstadt, Baselland, 
Appenzell A./Rh., Aargau und Waadt ausdrücklich dem Grossen 
Rat übertragen, in Graubünden der Regierung und ebenso in 
St. Gallen, wo aber auch der Grosse Rat, falls die Regierung 
es nicht tut, das Recht ausüben darf. Nur in Zürich, Luzern, 
Zug, Solothurn, SchaffTiausen und Thurgau kann das Volk neben 
dem Grossen Rat namens des Kantons Anträge an die Bundes- 
versammlung stellen. Die andern Kantone haben kein Organ 
zur Ausübung des Vorschlagsreehtes bestimmt ; sie steht daher 
dem Grossen Rat zu^). — Nun körmte allerdings der Bund be- 
stimmen, dass in allen Kantonen dem Volk die Ausübung der 
Initiative der Stände ausschliesslich oder wenigstens neben 
dem Grossen Rat zukomme. Allein, da das Vorschlagsrecht 
der Kantone nur eine gewöhnliche Initiative ist, die Anträge 
der Stände von der Bundesversammlung beliebig abgeändert 
und als unzweckmässig endgültig abgelehnt werden können. 



') Wie Berney, S. 308, meint. 

2) Vgl. Schollenberger, Bundesverfassung S. 6; 246/247. 

») Vgl. Veith S. 99, 100, 94; Schollenberger, Grundriss I S. 12, 179. 186. 
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würde dadurch nicht ein der Volksinitiative in der Bundes- 
gesetzgebung gleichwertiges Recht geschaffen. Zudem entstände 
die widerspruchsvolle Erscheinung, dass das Volk der Kantone 
Luzern, Freiburg und Wallis, dem in kantonalen Angelegen- 
heiten weder ein gewöhnliches noch ein Volksinitiativrecht zu- 
steht, in Bundesangelegenheiten wenigstens eine gewöhnliche 
Initiative besässe. 

Es fehlt also nach dem geltenden Recht dem Volke des 
Bundes ein sicherer Weg, seinen Willen in der Bundesgesetz- 
gebung dann zur Geltung zu bringen, wenn die Bundesver- 
sammlung ihn nicht berücksichtigen will, und es lässt sich kein 
anderer finden als die Volksinitiative, deren Wesen gerade 
darin besteht, den Willen des Volkes entgegen dem der Be- 
hörden zur Herrschaft zu bringen. 



IV. Die Regelung der Volksinitiative 
in der Bundesgesetzgebnng. 

Vorbemerkung. 

Es handelt sich in diesem Abschnitt darum, den Umfang, 
den Inhalt, das Subjekt und die Richtung der Volksinitiative 
in der Bundesgesetzgebung, die Voraussetzungen und die Be- 
dingungen ihrer Ausübung und die Behandlung gestellter Be- 
gehren näher zu erörtern. Dabei ist Rücksicht zu nehmen 
auf die Regelung der Verfassungsinitiative des Volkes, auf die 
das Gesetzesinitiativrecht betreffenden Vorschläge des Bundes- 
verfassungsentwurfes vom 5. März 1872, der Motion Brunner 
vom 21. Dezember 1893 und des Antrages des zürcherischen 
Regierungsrates an den Kantonsrat vom 8. Juni 1903. Endlich 
ist das kantonale Recht über die Gesetzesinitiative des Volkes 
zu beachten. 

i Der GmfaDg. 

§ 7. Der Umfang im allgemeinen. 

Der Kreis der Gegenstände der Volksinitiative in der 
Bundesgesetzgebung ist jedenfalls zu beschränken auf Schluss- 
nahmen der Bundesversammlung. Sonstige Beschlüsse des Bun- 
des, gefasst vom Bundesrat oder Bundesgericht, sollen also 
nicht Objekt der Gesetzesinitiative sein. Für die Schlussnahmen 
<les Bundesgerichtes dürfte das keinem Zweifel begegnen. Von 
den Bundesratsbeschlüssen ist zu sagen: Es sind teils Rekurs- 
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entscheide, teils Beschlüsse in Ausführung und Anwendung von 
Bundesgesetzen und Bundesbeschlüssen, teils solche in An- 
wendung der Bundesverfassung, wie die Ausweisungsbeschlüsse. 
Rekursentscheide fallen, weil der Rechtsprechung angehörend, 
von vorneherein als Objekte der Volksinitiative nicht in Be- 
tracht. In die Justiz soll das Volk nicht eingreifen. Ebenso 
unzulässig erscheint seine Einmischung in den Vollzug der 
Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse. Dieser erfordert Beschlüsse 
betr. konkrete Fälle. Ihr Inhalt ist bereits durch das Bundes- 
gesetz oder den Bundesbeschluss, um dessen Vollzug es sich 
handelt, bestimmt. Ihre Zweckmässigkeit ist entweder nicht 
mehr zu prüfen, weil das Gesetz den Vollzug nicht davon ab- 
hängig macht, oder vom Volke nicht zu beurteilen, weil ihm 
der nötige Einblick in den einzelnen Fall nicht verschafft 
werden kann. Das letztere trifft auch zu bei den Bundesrats- 
beschlüssen zur Anwendung der Bundesverfassung. — Es ent- 
spricht übrigens auch dem Namen der Gesetzesinitiative, 
wenn sie auf Erlasse der sogen, gesetzgebenden Behörde 
beschränkt wird, wie es im kantonalen Recht der Fall ist^). 

Die Schlussnahmen der Bundesversammlung werden von 
der Bundesverfassung eingeteilt in Bundesgesetze und Bundes- 
beschlüsse ^). Dass erstere, und sie voraus, Gegenstand der 
Volksinitiative in der Bundesgesetzgebung sein sollen, versteht 
sich ohne Weiteres. Nicht so die Ausdehnung des Rechtes auf 
die Bundesbeschlüsse. Sie stiess namentlich in den Revisions- 
beratungen von 1870/72 auf Opposition und bildete lange Gegen- 
stand einer Differenz zwischen Nationalrat und Ständerat. 
Jener hatte sie beschlossen, dieser wollte nicht zustimmen, 
gab aber schliesslich nach, und so wurde sie in den Verfassungs- 
entwurf vom 5. März 1872 aufgenommen. Die Motion Brunner 
wollte die Initiative wenigstens für Bundesbeschlüsse, die ein 



^) Vgl. Schollenberger, Grundriss I S. 77. 

2) Art. 85, Ziffer 1 und 2 der B, V., vgl. auch Art. 89, Abs. 1 und 
Art. 102, Ziffer 1 und 5. 



— 48 — 

Bundesgesetz ausführen, zulassen, der Antrag des zürcherischen 
Regierungsrates nicht einmal für diese. 

Die Beschränkung der Volksinitiative auf Bundesgesetze 
setzt voraus, dass die Begriffe Bundesgesetz und Bundesbeschluss 
klar und allgemein anerkannt seien. Die Bundesverfassung 
selbst gibt nun nicht an, was unter dem einen und andern 
Ausdruck zu verstehen sei. Der Name „Bundesgesetz" kommt 
speziell nicht etwa nur zu den Schlussnahmen der Bundes- 
versammlung über diejenigen Gegenstände, welche als solche 
der Bundes ges et zgebung oder eines Bundesgesetzes von 
der Bundesverfassung bezeichnet sind. Denn diese spricht 
in der Aufzählung der Kompetenzen der Bundesversammlung 
auch von „Beschlüssen über diejenigen Gegenstände, zu 
deren Regelung der Bund nach Massgabe der Bundesverfassung 
befugt ist"^), und zu diesen gehören eben die als Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung oder eines Bundesgesetzes bezeichneten 
Materien ^). — Eine bundesgesetzliche Bestimmung des Unter- 
schiedes zwischen Bundesgesetz und Bundesbeschluss erachtete 
der Bundesrat weder für tunlich noch für nötigt). — Die 
Wissenschaft hat sich bemüht die Begriffe zu fixieren. Allein 
es herrscht keine Uebereinstimmung der von den verschiedenen 
Autoren gefundenen Resultate*). — Die Praxis der Bundes- 
versammlung befolgt nicht streng ein festes Prinzip^)* 



') Art. 85, Ziffer 2 der B. V. 

^) Irrig ist daher wohl die Ansicht Hiestands, S. 23/24 und Affolters 
S. 145, dass die Regelung dieser Materien nur durch Bundesgesetz, nicht 
auch durch Bundesbeschluss erfolgen dürfte. Vgl. auch Laband, das 
Staatsrecht des deutschen Reiches. Bd. II, S. 58 ff. (4. Aufl. Tübingen 
und Leipzig 1901). 

^) Vgl. Salis II, S. 167, 168. 

*) Vgl. Hilty, Archiv für öffentl. Recht II, S. 368 ff.; Orelli S. 80,81 ; 
Blumer-Morel III, S. 21/22; Hiestand S. 10, 17, 31/32; SchoUenberger, 
Bundesstaatsrecht S. 231/232 und Bundesverfassung S. 523/524; Ryffel 
S. 239; Affolter S. 144, 145; Burckhardt S. 773—775; Salis II, No. 369— 371. 

^) Vgl. Hiestand S. 12 ff.; Berney S. 327/328. — SchoUenberger, 
Bundesverfassung S. 526 i. f.; Burckhardt S. 170 ff. — Die Bundes- 
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Bei diesem Stand der Dinge ist es einfach nicht möglich, 
die Volksinitiative auf Bundesgesetze zu beschränken. Dazu 
müsste jemand darüber befinden, ob eine Initiative ein Bundes- 
gesetz oder einen Bundesbeschluss beantrage. Entscheiden die 
Initianten, so können sie beim Mangel feststehender Begriffe 
ihre Initiative stets als Antrag zu einem Bundesgesetz bezeich- 
nen. Entscheidet dagegen die Bundesversammlung, so kann 
sie wie beim Referendum die Ausübung des Volksrechtes im 
einzelnen Fall verunmöglichen. 

Dennoch darf sich die Volksinitiative nicht auf alle 
Schlussnahmen der Bundesversammlung erstrecken. Diese hat 
ausgedehnte Verwaltungskompetenzen, die nicht vom Volk im 
Wege der Initiative ausgeübt werden können. Sie sind in dem 
Initiativartikel der Bundesverfassung aufzuzählen und ausdrück- 
lich als Objekt der Gesetzesinitiative auszuschliessen. Ein der- 
artiges Vorgehen wurde in den Verhandlungen betr. Totalrevision 
der Bundesverfassung von Bernold beantragt^). 

§ 8. Der Volksinitiative zu entziehende Gegenstände 
der Kompetenz der Bundesversammlung. 

Von den Befugnissen der Bundesversammlung können 
nicht Objekt von Volksinitiativen sein einmal die von ihr zu 
treffenden Wahlen. Ohne Zweifel darf das Volk nicht mittels 
der Initiative gelegentlich die Wahl des Bundesrates, des 
Bundesgerichtes, des Kanzlers, des Generals der eidgenössischen 
Armee und der nach der Bundesgesetzgebung von der Bundes- 
versammlung zu bestellenden weiteren Bundesorgane zu eigenen 
Händen nehmen. Sodann sind die Staatsverträge mit dem 



Versammlung hat unter Umständen ein Interesse daran, einen Erlass 
Bundesbeschluss zu nennen, weil sie ihn dann dringlich oder nicht all- 
gemein verbindlich erklären und -so dem Referendum entziehen kann, 
was bei der Bezeichnung als Bundesgesetz unmöglich wäre, wie aus dem 
französischen Text von Art. 89 der B. V. klar hervorgeht. 

') Prot. III, S. 447. 



— 50 — 

Ausland, speziell Bündnis- und Friedensverträge, der Volks- 
initiative zu entziehen. Das Volk mag allerdings unter Um- 
ständen ein Interesse daran haben, einen Beschluss betr. An- 
bahnung von Vertragsunterhandlungen oder die Ratifizierung 
bezw. Nichtratifizierung von Vertragsentwürfen herbeiführen 
zu können oder die Kündigung bestehender Staatsverträge 
verlangen zu dürfen. Und wenn Escher 1872 gegen die Er- 
streckung der Initiative, auf Staatsverträge geltend machte, 
sie beraube die Schweiz eines der wichtigsten Mittel zur Hebung 
ihrer Interessen, so ist das unrichtig. Denn die Aufhebung 
von Staatsverträgen könnte nicht, wie er meint ^), beliebig 
verlangt werden, sondern nur, soweit sie völkerrechtlich zu- 
lässig wäre. Gleichwohl wird man die Gesetzesinitiative nicht 
auf die Kompetenzen der Bundesversammlung betr. Staats- 
verträge ausdehnen wollen. Es handelt sich um die auswär- 
tige Verwaltung, deren zielbewusste Führung durch die Be- 
hörden ein gelegentliches Eingreifen des Volkes sehr zur Unzeit 
durchkreuzen könnte. — Für die weitern Kompetenzen der 
Bundesversammlung in der auswärtigen Verwaltung, welche 
die Massregeln für die äussere Sicherheit, für Behauptung der 
Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz und die Kriegs- 
erklärungen betreffen, erscheint ein Volksinitiativrecht durch- 
aus unpraktisch. Solche Massregeln können nicht auf dem 
langwierigen Weg der Stellung und Behandlung von Volks- 
beg*ehren beschlossen werden. Das Gleiche gilt betr. die Inter- 
vention infolge der Garantie der Verfassungen und des Ge- 
bietes der Kantone, betr. die Massregeln für die innere Sicher- 
heit, für Handhabung von Ruhe und Ordnung, sowie betr. die 
Massregeln, welche die Handhabung der Bundesverfassung, 
die Garantie der Kantonal Verfassungen, die Erfüllung der bundes- 
mässigen Verpflichtungen zum Zwecke haben und endlich betr. 
Verfügungen über das Bundesheer. Auch in die Ausübung der 
Finanzhoheit der Bundesversammlung, soweit sie in der Auf- 



») Prot. III, S. 436. 
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Stellung des jährlichen Voranschlages, in Abnahme der Staats- 
rechnung und Beschlussfassung über die Aufnahme von Anlei- 
hen besteht, soll das Volk nicht mittels Initiativen eingreifen 
können. Ebensowenig kann die Ausübung der parlamentarischen 
Kontrolle über die eidgenössische Verwaltung und Rechtspflege 
Gegenstand der Volksinitiativen sein. Die Beurteilung von 
Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesrates über Ad- 
ministrativstreitigkeiten, die Erledigung von Kompetenzkonflikten 
zwischen Bundesbehörden, sowie die Gutheissung von Verträgen 
der Kantone unter sich oder mit dem Ausland, wenn vom 
Bundesrat oder einem andern Kanton Einsprache erhoben wird, 
die Erteilung der Garantie der Kantonsverfassungen sind dem 
Volksihitiativrecht zu entziehen, weil es sich hier um Prüfung 
und Entscheidung von Rechtsfragen handelt. Die Bundesversamm- 
lung ist endlich kompetent zur Revision der Bundesverfassung, 
d. h. zur Ausarbeitung von Entwürfen. Dies kann selbstredend 
nicht Gegenstand der Gesetzesinitiative des Volkes sein. 

Von den in Art. 85 der Bundesverfassung aufgezählten 
Kompetenzen der Bundesversammlung können mithin Objekt 
der Volksinitiative in der Bundesgesetzgebung nur sein Gesetze 
über die Organisation und Wahlart der Bundesbehörden, Ge- 
setze und Beschlüsse über diejenigen Gegenstände, zu deren 
Regelung der Bund nach Massgabe der Bundesverfassung be- 
fugt ist, die Ausübung der Finanzhoheit im Bund, soweit sie 
in Festsetzung der Besoldung und Entschädigung der Mitglieder 
der Bundesbehörden und der Bundeskanzlei, in Errichtung blei- 
bender Beamtungen und Bestimmung ihrer Gehalte besteht und 
nicht im Budgetweg vorgenommen wird ^), endlich Amnestie und 
Begnadigung. — Art. 85 der Bundesverfassung will die Gegenstände 
der Kompetenz der Bundesversammlung nicht erschöpfend aufzäh- 
len, und nach Art. 84 gehören in den Geschäftskreis der eidgenös- 
sischen Räte auch alle Gegenstände, die nach der Bundes- 
verfassung in die Kompetenz des Bundes fallen und nicht einer 



^) Vgl. Schollenberger, Bundesverfassung S. 505, 511. 
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andern Bundesbehörde zugeschieden sind. So wenig es anging^ 
diese Gegenstände für die Kompetenzbestimmung näher zu be- 
zeichnen, so wenig ist .es möglich, von vorneherein zu sagen, 
ob sie der Volksinitiative zu entziehen seien oder nicht. 

Der materielle Umfang der Gesetzesinitiative im Bund 
wörde sich also hinsichtlich derBundesbescblüsse mit dem des 
Gesetze^eferendums nicht decken, was auch in den Kantonen 
der Fall ist^). 

ß. Der Inhalt. 

§ 9. Die Befugnis, Erlass, Aufhebung und Abänderung 
von Schlussnahmen zu beantragen. 

Früher enthielt in den Kantonen die Volksinitiative bis- 
weilen nur die Befugnis, Abänderung von Gesetzen und Be- 
schlüssen zu verlangen. In Schaff hausen kann dagegen heute 
noch bloss Erlass solcher begehrt werden^). — Die Initiativen 
für teilweise Revision der Bundesverfassung können auf Erlass, 
Aufhebung oder Abänderung bestimmter Artikel gerichtet sein. 
— Sowohl der Bundesverfassungsentwurf von 1872, wie die 
Motion Brunner und der Antrag des zürcherischen Regierungs- 
rates wollten der Volksinitiative für die Bundesgesetzgebung 
die positive wie die negative Befugnis zum Inhalt geben. 

Lässt man Initiativen, die Aufhebung bezw. Abänderung 
von Gesetzen oder Beschlüssen verlangen, zu, so besteht die 
Möglichkeit, die Beseitigung bezw. Revision solcher sofort nach 
ihrem Erlass zu fordern. Bundesgesetze und allgemein ver- 
bindliche, nicht dringliche Bundesbeschlüsse werden zwar 
perfekt durch den übereinstimmenden Beschluss der beiden 
Abteilungen der Bundesversammlung, aber nur unter der 
Bedingung, dass es nachher nicht zu einer verwerfenden 



^) Vgl. Schollenberger, Grundriss I, S. 77. 
^) Verfassung Art. 43. 
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Referendumsabstimmung komme, die den Erlass wieder auf- 
hebt ^). Begehren um Beseitigung oder Abänderung von Bundes- 
gesetzen und allgemein verbindlichen, nicht dringlichen Bundes- 
beschlüssen können daher jedenfalls erst dann gestellt werden, 
wenn es zu einer verwerfenden Referendumsabstimmung nicht 
mehr kommen kann, d. h., wenn innert der Referendumsfrist 
kein gültiges Referendumsbegehren gestellt wurde oder, wenn 
in der Referendumsabötimmung sich eine Mehrheit für den 
Erlass aussprach. Sollen sie aber von diesem Moment an zu- 
lässig sein? Dagegen spricht die Folge, dass, wenn innerhalb 
der Referendumsfrist ein Referendumsbegehren nicht zustände 
kam, nach ihrem Ablauf mit einer Initiative auf Beseitigung 
odei' Abänderung des Erlasses noch eine allerdings indirekte 
Abstimmung über den Erlass erreicht werden könnte. Behält 
man das fakultative Referendum bei, so muss dieser Möglich- 
keit, die Befristung der Zulässigkeit eines Referendumsbegehrens 
zu umgehen, vorgebeugt werden durch Ausschluss von auf 
Abänderung oder Beseitigung von Bundesgesetzen und allgemein 
verbindlichen, nicht dringlichen Bundesbeschlüssen gerichteten 
Initiativen während bestimmter Zeit nach unbenutztem oder 
erfolglos benutztem Ablauf der Referendum.sfrist. — Sollen sie • 
aber sofort nach einer annehmenden Referendumsabstimmung 
zulässig sein? Das gäbe der unterlegenen Opposition die Mög- 
lichkeit, sich sofort wieder geltend zu machen. Daher müssen 
Initiativen auf Abänderung oderBeseitigung von Bundesgesetzen 
und referendumspflichtigen Bundesbeschlüssen auch für eine 
gewisse Zeit nach Annahme solcher Erlasse in der Referen- 
dumsabstimmung ausgeschlossen werden. Hier dürfte aller- 
dings eine Ausnahme zuzulassen sein für den Fall, dass eine 
solche Initiative nicht bloss von der unterlegenen Opposition 
gestellt wird. Dieser liegt vor, wenn die Initiative auch von 
Parteien ausgeht, die vormals für den Erlass eintraten, oder x 



*) Vgl. Schollenberger, Bundesverfassung S.519. Anders Ryffel S. 227. 
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von einer Anzahl Bürger, die grösser ist als die, welche bei 
der Referendumsabstimmung gegen den Erlass stimmte. 

Daraus, dass Bundesbeschlüsse, die von der Bundesver- 
sammlung als nicht allgemein verbindlich erklärt werden, dem 
Referendum nicht unterliegen, kann man folgern, dass auf ihre 
Aufhebung bezw. Abänderung gerichtete Initiativen auszu- 
schliessen seien. Geschieht letzteres nicht, so muss jedenfalls 
(in einem Ausführungsgesetz) die Bestimmung getroffen werden, 
dass die Bundesbehördeu den Beschluss nicht in Vollzug setzen 
dürfen, sobald die Stellung eines derartigen Begehrens an die 
Hand genommen wird. Sonst käme unter Umständen die Ini- 
tiative zu spät, indem der Beschluss schon vollzogen oder die 
begonnene Ausführung nicht mehr rückgängig zu machen wäre. 
Im Resultat käme die Möglichkeit von Initiativen betr. Auf- 
hebung oder Abänderung nicht allgemein verbindlicher Bundes- 
beschlüsse dem fakultativen Referendum für sie nahe. Während 
aber bei diejsem die Bundesbehörden den Vollzug stets für die 
Dauer der Referendumsfrist zu suspendieren hätten, wäre die 
Aussetzung der Vollziehung bei Zulässigkeit bezeichneter Ini- 
tiativen nur nötig, wenn im einzelnen Fall die Stellung einer 
solchen an die Hand genommen ist. 

Initiativen, die Aufhebung oder, Abänderung eines von 
der Bundesversammlung dringlich erklärten Beschlusses ver- 
langen, sind dagegen unbedingt nicht zuzulassen. 

§ 10. Die Befugnis, Anregungen und Entwürfe 

einzureichen. 

Es handelt sich hier um die zuzulassenden Formen der 
Initiativbegehren. 

Die Bundesverfassung bestimmt, dass im Falle einer Volks- 
initiative für ihre totale Revision dem Volk die Frage vorzu- 
legen sei, „ob eine solche stattfinden soll oder nicht". Diese 
Wendung schliesst die Form des Entwurfes bei Volksinitia- 
tiven für Totalrevision der Bundesverfassung aus. Begehren 
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um Partialrevision können dagegen „in der Form der allge- 
meinen Anregung oder des ausgearbeiteten Entwurfs gestellt 
werden^. Die Gesetzesinitiative des Bundesverfassungsentwur- 
fes von 1872 enthielt nur die Befugnis zu Anregungen. Die 
Motion Brunner und der Antrag des zürcherischen Regierungs- 
rates nahmen dagegen auch die zu Entwürfen in Aussicht. 

In den Revisionsberatungen von 1870/74 wurde namentlich 
die Form des Entwurfes, die Dubs als „anarchische Initiativd^ 
bezeichnete, bekämpft^), in jüngerer Zeit die Form der An- 
regung *'). 

Man wendet gegen die Form der Anregung ein: Wenn 
die Legislative mit den Initianten nicht gleicher Meinung, 
gleichen Willens ist, was selten eintrifft, so wird die von ihr 
vorzunehmende Ausarbeitung zu einem Entwurf nicht im Sinne 
der Initianten, zu ihrer vollständigen Befriedigung ausfallen. 
8ie haben jedenfalls keine Garantie dafür, dass der definitive 
Entwurf ihren Intentionen entspricht, so wenig wie bei einer 
Petition. Daraus ergibt sich eine bedenkliche Folge. Es ist 
möglich, dass der von der gesetzgebenden Behörde widerwillig 
ausgearbeitete Entwurf vom Volk verworfen wird. Gilt nun 
die Ablehnung der Idee der Initianten oder bloss ihrer Ausar- 
beitung durch die Räte? Sucht man diese Ungewissheit zu 
vermeiden dadurch, dass man die Anregung vor ihrer Ausar- 
beitung zum Entwurf dem Volk vorlegt und nur im Falle ihrer 
Annahme die Legislative zur Herstellung eines Entwurfes ver- 
. hält, so entsteht eine andere. Wird trotz Annahme der An- 



>) Prot. III, S. 437. Curti, Volksgesetzgebung S. 272. Prot. I, S. 167. 
Gegen die Form des Entwurfes sprachen sich in jüngerer Zeit aus : Dunant 
S. 76. Droz, Bibliotheque universelle LXIV, 240, LXV, 12/13. Droz sieht 
mit ihr die Demagogie an die Stelle der Demokratie treten. 

^) Vgl. Stüssi, Referendum und Initiative im Kanton Zürich S. 81/82. 
Keller S. 94 ff. Bericht der ständerätlichen Kommissionsmehrheit betr. 
Revision des III. Abschnittes der Bundesverfassung. Bundesblatt 1891 
I, 19/20. Hilty wollte 1891/92 nur die Form des Entwurfes für die Ver- 
fassungsinitiative zulassen. Vgl. sein Politisches Jahrbuch 1892 S. 200. 
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reguDg der dem Volk ebenfalls vorzulegende Entwurf abge- 
lehnt, so ist zweifelhaft, ob darin eine Zurücknahme des ersten, 
grundsätzlichen Entscheides liege oder, ob die Verwerfung nur 
der Ausarbeitung der Anregung gelte, und also der in der An- 
nahme der Anregung liegende Auftrag an die Räte, einen Ent- 
wurf im Sinne der Initiative vorzulegen, fortdauere. Zudem 
bedingt die zweimalige Volksabstimmung eine langwierige und 
kostspielige Erledigung der Initiative. — Aber auch, wenn die 
Räte in voller Zustimmung zu dem Begehren einen Entwurf 
herstellen, und er vom Volke abgelehnt wird, besteht Unsicher- 
heit darüber, ob die Verwerfung nur der Ausarbeitung oder 
der Anregung selbst gelte. Denn es ist denkbar, dass das Volk 
die Anregung anders auffasst als die zustimmende Bundes- 
versammlung. — In allen diesen Fällen kann man jedoch der 
Ungewissheit dadurch vorbeugen, dass die Behörden stets, wenn 
sie den von ihnen ausgearbeiteten Entwurf einer Anregung zur 
Abstimniung bringen, an das Volk auch die Frage stellen, ob 
sie im Falle der Verwerfung einen neuen vorlegen sollen. 

Dass die Legislative, selbst wenn sie der Anregung nicht 
zustimmt, einen Entwurf herzustellen verpflichtet sein soll, gibt 
zu einem weiteren Bedenken gegen die Form der Anregung 
Anlass. Man betrachtet es als eine Verletzung der Gewissens- 
freiheit der Ratsmitglieder, wenn sie gezwungen werden, Er- 
lasse auszuarbeiten, welche mit ihrer Ueberzeugung unverein- 
bar sind. Allein der Einwand ist nicht stichhaltig, weil die 
Räte durch Rücktritt ihr Gewissen salvieren können. Will man 
ihnen die allerdings bittere Alternative „se soumettre ou se 
demettre"^ ersparen, so kann ihr Gewissen dadurch vor Be- 
lastung bewahrt werden, dass die Legislative die Befugnis er- 
hält und gebraucht, dem Volk Verwerfung des im Sinne der An- 
regung ausgearbeiteten Entwurfes vorzuschlagen. Dem Be- 
denken ist auch dadurch Rechnung zu tragen, dass die Räte 



•) Vgl. Berney S. 350. 
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«ine Anregung, der sie nicht zustimmen, nicht ohne weiteres 
schon nach ihrer Einreichung, sondern erst, wenn sie vom Volk 
in einer Vorabstimmung angenommen ^wurde, auszuarbeiten ver- 
pflichtet werden sollen. Damit wird zugleich in den Fällen, 
wo das Volk mit der Anregung nicht einverstanden ist, die 
vergebliche Herstellung eines Entwurfes vermieden. 

Vermögen diese Einwendungen den Ausschluss der Form 
der Anregung nicht zu begründen, so spricht geradezu dagegen 
der Umstand, dass dadurch die Ausübung der Gesetzesinitiative 
sehr erschwert würde. Die Herstellung eines umfassenden Ge- 
setzesentwurfes betr. eine weitschichtige Materie verlangt von 
den Initianten weit mehr als die Formulierung einer blossen 
Anregung, welche nach Erfassung des gesetzgeberischen Ge- 
dankens keine besonderen Anforderungen stellt. Schon die Aus- 
arbeitung des Entwurfes einer totalen Verfassungsrevision dürfte 
das Volk nicht befriedigend zustande bringen. Die Herstellung 
von brauchbaren Gesetzesentwürfen über komplizierte Gegen- 
stände ist aber noch weit schwieriger, weil unter Umständen 
nicht nur eine grössere Anzahl von Bestimmungen genau zu 
formulieren ist, sondern weil diese auch auf ihre Verfassungs- 
mässigkeit und Anpassung an die bestehende Gesetzgebung ge- 
prüft werden müssen. Man vergegenwärtige sich die Arbeit 
und die Hülfskräfte, deren die Räte bei Ausarbeitung von Ge- 
setzen bedürfen. Und trotz sorgfältiger Herstellung erster Ent- 
würfe durch die Regierung unter Zuzug von Sachverständigen, 
trotz Vorberatung derselben in den Kommissionen der Legis- 
lative, trotz doppelter Lesung durch diese selbst bezw. Beratung 
in ihren beiden Abteilungen, trotz Bereinigung durch eine Re- 
daktionskommission entstehen Gesetze, die weder materiell noch 
formell einwandfrei sind. Ein Beispiel für die inhaltliche Mangel- 
haftigkeit : Das Bundesgesetz betr. die zivilrechtlichen Verhält- 
nisse der Niedergelassenen und Aufenthalter vom 25. Juni 1891 
statuiert nach der Auslegung^) exklusiv das heimatliche Forum 



^) Vgl. Art. 43 des Gesetzes. Eine andere Auslegung siehe Bundes- 
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für Ehescheidungsklagen schweizerischer Ehegatten im Ausland. 
Das hat in Verbindung mit dem bundesverfassungsmässigen 
Grundsatz der Anerkennung im Ausland gültig geschlossener 
Ehen die Inkosequenz zur Folge, dass die Schweiz, welche die 
im Ausland gültig erfolgte Scheidung schweizerischer Ehegatten 
nicht anerkennt, deren auswärts eingegangene neue Ehen gelten 
lässt. Ein illustratives Beispiel für formelle Mängel vom Parla- 
ment ausgehender Gesetze enthält das deutsche bürgerliche 
Gesetzbuch vom 18. August 181)6, das von einem Grenzzeichen 
spricht, das ^verrückt geworden ist"^. Wenn aber schon der 
Legislative, die doch ein ordentliches Gesetzgebungsorgan ist, 
die Ausarbeitung von Gesetzen nicht immer befriedigend ge- 
lingt, so sehen sich die Stimmberechtigten, welche sich die 
Hülfsmittel und Hülfskräfte der Behörden selbst mit grossen 
Aufwendungen kaum beschaffen können, und die nur ausser- 
ordentlicherweise in die Gesetzgebung initiativ eingreifen, ge- 
radezu ausser stände, gute Entwürfe zu grösseren Gesetzen 
herzustellen. Bezüglich aller Materien, die solche erfordern, 
wäre also die Volksinitiative ausgeschlossen, wenn man die 
Form des Entwurfes allein zuliesse. Wo es sich aber nur um 
die Ausarbeitung einer oder w^eniger Bestimmungen handelt, 
bedient sich das Volk, wae die bisherigen Anwendungen der 
Initiative für partielle Revision der Bundesverfassung zeigen, 
von selbst der Form des Entwurfes^). 

Soll aber die Gesetzesinitiative die Befugnis enthalten, 
Entwürfe vorzulegen? Es ist vorauszusehen, dass die Stimm- 
berechtigten noch weniger als die Legislative gute Entwürfe 
zu grösseren Gesetzen herzustellen vermögen werden. Selbst 
für einzelne Bestimmungen haben sie bei Ausübung der Ini- 



blatt 1904 I, S. 461. — Art. 56 des gleichen Gesetzes, der den Ausländern 
in der Schweiz die Ehescheidung ermöglichen wollte, bewirkt wegen seiner 
inhaltlichen Mangelhaftigkeit gerade das Gegenteil. 

») § 919, Abs. 1 des D. B. G. B. 

2) Vgl. Salis II, S. 227 ff. Bundesblatt 1902 II, S. 475. 
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tiative für partielle Revision der Bundesverfassung mangelhafte 
Entwürfe geliefert*). Die oben berührten Schwierigkeiten wer- 
den indessen das Volk veranlassen, betreffend grössere Gesetze 
nur Anregungen zu machen und die Ausarbeitung der Legis- 
lative zu überlassen. Soweit es sich bloss um einzelne Be- 
stimmungen handelt, ist zu beachten, dass auch die gesetz- 
gebende Behörde nicht immer tadellose Entwürfe aufstellt. 
Beweis dafür ist der Bundesverfassungsartikel betr. die Lebens- 
mittelpolizei, in welchem den Nahrungs- und Genussmitteln 
„andere Gebrauchs- und Verbrauchsgegenstände" statt „andere 
Verbrauchsgegenstände und die Gebrauchsgegenstände" gegen- 
übergestellt werden. Die Einrede, dass die Mängel bei Ent- 
würfen von Initianten, da ihnen die Hülfsmittel utid Hülfskräfte 
der Räte nicht zu Gebote stehen, grösser und zahlreicher sein 
werden, als bei denen der Bundesversammlung, ist zurückzu- 
weisen mit der Replik, dass dieser das Recht eingeräumt 
werden kann, dem Volk unter Hinweis auf die Fehler des 
Initiantenentwurfes Ablehnung desselben und eventuell An- 
nahme ihres eigenen, bessern Gegenentwurfes zu empfehlen. 
Das Volk wird darauf hören, und mangelhaftere Gesetze als 
von den Räten ausgearbeitete werden daher nicht zustande 
kommen. — Der Einwand, es fehle zur Auslegung vom Volk 
ausgearbeiteter Gesetze das Hülfsmittel der Gesetzesmaterialien -), 
hat wenig Gewicht, da ja die Gesetze grundsätzlich aus sich 
selbst zu interpretieren sind. 

Die Bundesverfassung kennt für die Totalrevision nur die 
Form der Anregung, bei der Partialrevision daneben die des 
Entwurfes. Das Volk machte bisher für das Verlangen teil- 
weiser Verfassungsänderung nur von der Form des Entwurfes 
(rebrauch. Das legt den Gedanken nahe, es sei bei der Ge- 



*) Vgl. Schollenberger, Bundesverfassung S. 247. Berney S. 248, 
Note 1. 

*) Vernehmlassung von Schwyz auf das Kreisschreiben des politischen 
Departementes vom 2. Aug. 1904. 
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:setzesinitiative für Begehren betr. Gesetze oder Beschlüsse im 
ganzen nur die Form der Anregung, für solche betr. einzelne 
Bestimmungen nur die des Entwurfes zuzulassen. Allein das 
wäre nicht zu billigen. Im einzelnen Fall kann für Begehren 
bezüglich eines ganzen Gesetzes oder Beschlusses die Form des 
Entwurfes möglich und zweckmässig sein. Man denke an Er- 
lasse, die nur wenige Bestimmungen enthalten müssen oder 
^n den Fall, dass die Räte einen dringend nötigen Erlass aus- 
gearbeitet haben bis auf wenige Differenzen, bezüglich deren 
sie sich nicht einigen^). Anderseits kann für ein Begehren 
betr. eine einzelne Bestimnaung die Form der Anregung im kon- 
kreten Fall vorzuziehen sein. 

§ 11. Die Befugnis zu verschiedenen Anträgen fiber 

die gleiche Materie. 

Die Volksinitiative für die totale Revision der Bundes- 
Verfassung gibt nur die Befugnis, zu verlangen, dass eine solche 
überhaupt stattfinde. Es kann nicht begehrt werden, dass sie 
in einem bestimmten Sinn erfolge. Volksinitiativen für totale 
Aenderung der Bundesverfassung haben daher stets den gleichen 
Inhalt, ob sie zur selben Zeit oder nacheinander gestellt werden. 

Volksinitiativen für teilweise Verfassungsänderungen haben 
dagegen verschiedenen Inhalt jedenfalls, wenn sie sich auf ver- 
schiedene Materien beziehen. Sie können aber auch inhaltlich 
differieren, wenn sie den gleichen Gegenstand betreffen. Es 
gilt dies speziell auch von den Anregungen teilweiser Ver- 
fassungsänderungen, weil die Anregung einer Partialrevision 
im Unterschied zu der einer Totalrevision angeben kann, in 
welchem Sinn zu revidieren sei ^). Mehrere Initiativen für par- 



*) Betr. den Bankgesetzentwurf des Bundesrates vom 24. März 1899 
hatten sich die eidgenössischen Häte im Juni 1901 bis auf die Sitzfrage 
geeinigt, und an dieser Differenz scheiterte das Gesetz. Salis IV, No, 1416, 
I, No. 177. 

2) Vgl. Art. 121, Abs. 5 und Art. 120, Abs. 2 i. f. der B. V. 
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tielle Verfassungsrevision, welche die gleiche Materie betreffen,.. 
aber verschiedenen Inhalt haben, sind selbstverständlich zu- 
lässig, wenn sie zu verschiedener Zeit — nach einander — ger 
stellt werden. Auf den Fall, dass gleichzeitig, d. h. vor Erle- 
digung eines gestellten Begehrens, mehrere Initiativen ver- 
schiedenen Inhaltes betr. die gleiche Materie eingereicht w^erden,. 
nimmt die. Bundesverfassung nicht ausdrücklich Bezug. Die 
Bundesgesetzgebung sah ihn vor, indem sie eine Bestimmung 
über die Behandlung solcher Initiativen aufstellte in -dem Bundes- 
gesetz über das Verfahren bei Volksbegehren und Abstimmun- 
gen betr. Revision der Bundesverfassung. 

Von mehreren gleichzeitigen Gesetzesinitiativen verschie- 
denen Inhaltes, w^ eiche die gleiche Materie betreifen, spricht 
weder der Verfassungsentwurf von 1872 noch die Motion Brunner,, 
noch der Antrag des zürcherischen Regierungsrates. Die Mög- 
lichkeit solcher Begehren bildete in den Revisionsdebatten von 
1870/74 ein oft und stark betontes Argument gegen die Ein- 
führung der Gesetzesinitiative. Man wusste nicht, wie solche 
Begehren zu behandeln seien und glaubte, sie kämen häufig 
zu Stande wegen der Verschiedenheit der Abstammung, Sprache 
und Konfession, der Sitten und Bedürfnisse des schweizerischen 
Volkes '). 

Von mehreren gleichzeitigen Initiativen verschiedenen In- 
haltes, welche den gleichen Gegenstand betreffen, sind ent- 
weder die einen als Nebenanträge, Amendements, einem andern,- 
dem Hauptantrag, subordiniert oder als Gegenanträge ihm ko- 
ordiniert. Auch Gegenanträge zu Amendements sind denkbar. 

Wo das Volk nicht an der Landsgemeinde die Gesetz- 
gebung übt, geschieht es jedenfalls sehr seltea, dass mehrere 
derartige Initiativen gestellt werden. Im Bunde speziell ist 
noch nie zu einer Verfassungsinitiative eine solche abweichen- 
den Inhaltes eingereicht worden. Es ist nicht anzunehmen,, 
dass dies bei Gesetzesinitiativen öfters vorkomme. Da sich 



*) Vgl. die Zitate in Note 5 auf Seite 21. 
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für eine richtige Behandlung Wege finden lassen, sind mehrere 
Initiativen abweichenden Inhaltes, die auf die gleiche Materie 
Bezug haben, nicht in der Bundesverfassung ausdrücklich aus- 
zuschliessen. Sie haben dann als stillschweigend zugelassen 
zu gelten wie bei der Verfassungsinitiative für Partialrevision. 
Für ihre Behandlung sind in einem. Bundesgesetz besondere 
Vorschriften aufzustellen. Unter keinen Umständen aber sind 
die Bundesbehörden zu verpflichten, wenn ein Initiativbegehren 
eingegegangen ist, zur Stellung von Gegen- undAbänderungs- 
initiativen aufzufordern. Das lässt sich rechtfertigen, wo das 
Volk an der Ausarbeitung der Gesetze teilnimmt, in Lands- 
gemeindekantonen, nicht aber im Bund, wo der Gesetzes- 
initiative nur die Aufgabe zukommt, dem Willen des. Volkes 
entgegen dem der Behörden im Staate Geltung zu verschaffen. 

G. Das Snbjekt 

§ 12. Die Frage der Einzelinitiative. 

Die Einzelinitiative kommt bei der Bundesverfassungs- 
initiative nicht vor. Sie war auch bei der Gesetzesinitiative 
nicht in Aussicht genommen in dem Bundesverfassungsentwurf 
von 1872. Ebensowenig sahen die Motion Brunner und der 
Antrag des zürcherischen Regierungsrates sie vor. — Die Lands- 
gemeindekantone ausser Appenzell A/Rh. kennen sie, und in 
modifizierter Gestalt besteht sie in Zürich. 

Der Gedanke, dem einzelnen Stimmberechtigten im Bund 
ein Initiativrecht zu geben, sodass seine Anträge dem ganzen 
eidgenössischen Volk zur Abstimmung vorzulegen wären, ist 
unbedingt abzuweisen. Ein Recht von solcher Wirkung stünde 
in keinem Verhältnis zur geringen Bedeutung des einzelnen 
Stimmberechtigten im Bund. Es kann sich nur fragen, ob nach 
dem Vorgang Zürichs ein Einzelinitiativrecht in der Gestalt zu 
schaffen sei, dass, wenn ein Aktivbürger ein Begehren 
stellt, ihm die Wirkung einer Kollektivinitiative zukommt, so- 
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fern es die Unterstützung einer Abteilung der Bundesversamm- 
lung oder einer gewissen Minderheit jeder oder einer Abteilung 
findet. 

Dass durch die Einzelinitiative der ordentliche Gesetzes- 
vorschlag in das Volk verlegt werde, lässt sich, abgesehen 
davon, dass es sich in Zürich nicht bewahrheitet hat, nicht zu 
Gunsten einer Einzelinitiative im Bund geltend machen ; denn 
dies kann nicht Aufgabe der Bundesgesetzesinitiative des Volkes 
sein. Uebrigens hätte eine solche Einzelinitiative schlimme 
Konsequenzen. Würde man Begehren eines Stimmberechtigten, 
welche die Unterstützung einer Abteilung der Bundesversamm- 
lung finden, zulassen, so ergäbe sich die Möglichkeit, dass ein 
Rat, wenn der andere nicht zustimmt, an das Volk gelangen 
könnte, indem eines seiner Mitglieder als Initiant aufträte, 
und der Rat seine Unterstützung gewährte. Es könnte auch 
ein beliebiger Bürger als Initiant vorgeschoben werden. Das 
Prinzip des Zweikammersystems würde dadurch so sehr er- 
schüttert, dass es aufgegeben werden müsste. Die gleiche Wir- 
kung hätte natürlich ein Recht des einzelnen Stimmberechtigten, 
mit Unterstützung einer Minderheit eines Rates Anträge an das 
Volk zu stellen. — Lässt man dagegen Einzelinitiativen zu, 
welche die Zustimmung einer Minorität in beiden Räten finden, 
so könnte die Minderheit der Bundesversammlung über die 
Köpfe der Majorität hinweg eine Abstimmungsvorlage zu stände 
bringen^). Es träte einfach ein Mitglied der Bundesversamm- 
lung oder ein ihr nicht angehöriger, als Strohmann vorgescho- 
bener Stimmberechtigter als Initiant auf, und die nötige An- 
zahl von Mitgliedern der Bundesversammlung würde seinem 
Begehren zustimmen. 

Es ist also im Bund auch keine Einzelinitiative nach dem 
Muster der zürcherischen einzuführen. 



») Vgl. Keller S. 89. 
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§ 13. Die Initiantenzahl bei der Masseninitiative. 

Bei der Kollektivinitiative ist die Hauptfrage die nach 
der Initiantenzahl. Diese ist bei der Volksinitiative für totale 
und partielle Verfassungsrevision auf 50,000 Stimmberechtigte 
fixiert. — Der Bundesverfassungsentwurf von 1872 wollte die 
Gesetzesinitiative 50,000, die Motion Brunner wie auch der 
Antrag des zürcherischen Regierungsrates 30,000 Aktivbürgern 
erteilen. — Der letzteren Anzahl steht das Recht zu, das Bun- 
desgesetzesreferendum anzubegehren. 

Man kann die Initiantenzahl absolut fixieren oder relativ^ 
d. h. im Verhältnis zur Gesamtzahl der schweizerischen Aktiv- 
bürger. Die absolute Festsetzung hat die Folge, dass sich die 
Leichtigkeit der Ausübung der Initiative steigert, wenn die Ge- 
samtzahl der Aktivbürger wächst. Bei der relativen Bestimmung^ 
bleibt sie sich gleich, aber es erhöht sich dafür die Initianten- 
zahl. Sie ist jeweils zu berechnen auf Grund der den einzelnen 
Initiativbegehren unmittelbar vorangegangenen Volksabstim- 
mung, d. h. auf Grund der bei dieser vorhandenen Anzahl 
Stimmberechtigter. 

Der Bund befolgte bisher das Prinzip der absoluten Fixierung.. 
Sind die daher mit dem Wachsen der Zahl der Aktivbürger ein- 
getretenen Aenderungen in der Leichtigkeit der Ausübung eines 
Volksbegehrens so gross, dass sie ein Abgehen von diesem Prinzip 
erfordern? Bei Festsetzung der Zahl von 50,000 Initianten für 
die Verfassungsinitiative nahm die Revisionskommission der Tag 
Satzung im Jahre 1848 an, dass in der ganzen Schweiz etwa 
400,000 Stimmberechtigte seien ^). Die Initiantenzahl wollte also 
auf 12,5 7o der Gesamtzahl der Aktivbürger festgesetzt w^erden. 
Diese wurde erstmals ermittelt anlässlich der Volksabstimmung^ 
über das Bundesgesetz betr. Subvention der Alpenbahnen am 
19. Januar 1879. Sie betrug 636,996. Davon machte die für die 
Verfassungsinitiative geforderte Initiantenzahl von 50,000 Stimm- 



*) Vgl. Curti, Volksgesetzgebung S. 191. 
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berechtigten 7,8 7o, die für das Referendumsbegehren nötige Zahl 
von 30,000 Bürgern 4,8 7o aus\). Bis zur letzten eidgenössischen 
Volksabstimmung am 19. März 1905 über die Revision des 
Art. 64 der Bundesverfassung im Sinne der Ausdehnung des 
Erfindungsschutzes auf gewerblich verwertbare Erfindungen 
schlechthin ^) war die Gesamtzahl der Stimmberechtigten ge- 
stiegen auf 776,394-^). Darnach konnte in diesem Zeitpunkt 
eine Verfassungsinitiative von 6,4 7o, ein Referendumsbegehren 
von 3,8 7o der eidgenössischen Aktivbürger gestellt werden. 
Seit Einführung der Volksinitiative für partielle Verfassungs- 
revision im Bund ist die Zahl der Stimmberechtigten von 
653,890 am 5. Juli 1891^) auf die oben genannte Zahl gewachsen. 
Die Initiative für partielle Revision der Bundesverfassung konnte 
also 1891 von 7,6 7o der Stimmberechtigten ausgeübt werden, 
während heute dazu nur 6,4 7o erforderlich sind. — Eine etwelche 
Erleichterung der Stellung von Völksbegehren ist also seit 1879 
eingetreten. Sie verlangt aber nicht den Uebergang zur rela- 
tiven Fixierung der für die Ausübung dieser Rechte erforder- 
lichen Zahl von Stimmberechtigten. Dagegen wäre es nicht 
unzweckmässig, die absolute Zahl periodisch heraufzusetzen, 
so dass sie wieder im gleichen Verhältnis zur Gesamtzahl der 
Stimmberechtigten stände wie ursprünglich. Darnach sollte die 
Initiantenzahl für Totalrevision der Verfassung des Bundes 
heute nahezu doppelt so hoch festgesetzt sein wie 1848, also 
sich auf 100,000 belaufen. 

Darf also die Initiantenzahl bei der Bundesgesetzesinitiative 
absolut fixiert werden, so liegt es nahe, ihre Höhe gleich der- 
jenigen der Verfassungsinitiative zu nehmen. Einzelne Kantone, 
wie beispielsweise Zürich, haben dies getan. Setzt man eine 



^) Vgl. statistisches Jahrbuch der Schweiz 1892, S. 316. 

^) Bisher waren nur solche Erfindungen, die durch Modelle darge- 
stellt werden konnten, geschützt. Art. 64 der B. V. 

3) Bundesblatt 1905 III, S. 306. 

*) Vgl. die eidgenössische Abstimmung über die Einführung. Sta- 
tistisches Jahrbuch 1892 S. 313. 

5 
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niedrigere Zahl fest, so muss eine Initiative, die zwar von 
dieser, nicht aber von der für die Verfassungsinitiative gefor- 
derten Zahl von Bürgern ausgeht, von den Behörden zurück- 
gewiesen werden, wenn sie ihrem Inhalt nach Verfassungs- 
initiative ist. Wenn dagegen die Initiantenzahl gleich hoch ist, 
so kann sie einfach als Verfassungsinitiative behandelt w^erden. 

Hat aber die Initiantenzahl von 50,000 Stimmberechtigten 
für die Bundesverfassungsinitiative die richtige Höhe ? Soll durch 
die Verfassungsinitiative im Bund, analog wie durch die Ge- 
setzesinitiative, nicht der ordentliche Vorschlag von Verfassungs- 
änderungen aus den Bundesbehörden in das Volk verlegt, sondern 
diesem nur ein Mittel in die Hand gegeben werden, seinen Willen 
entgegen dem der Behörden in der Verfassungsgesetzgebuhg 
zur Geltung zu bringen, so soll auch ein Initiativbegehren nur 
Zustandekommen können, wenn sein Inhalt Volkswille ist^). Das 
ist vermutlich der Fall, w^enn es von der Anzahl Bürger ge- 
stellt wird, deren Begehren nach bisheriger Erfahrung in der 
Regel angenommen wurden. Von den im Bund zustande ge- 
kommenen 7 ^) Verfassungsinitiativen w^urden nun 6 abgelehnt. 



*) Dass ein Referendumsbegehren nur zu stände kommen solle, wenn 
das Volk ein Gesetz ablehnen wolle, lässt sich nicht mit Recht sagen- 
Denn die Institution des fakultativen Referendums hat nicht nur den 
Zweck, dem Volke Verwerfung eines Gesetzes zu ermöglichen. Sie soll 
auch dazu dienen, eine wünschenswerte ausdrückliche Zustimmung herbei- 
zuführen. — Das Referendumsbegehren ist durch eine niedrige Zahl zu 
seiner Stellung erforderlicher Bürger möglichst zu erleichtern, damit das 
fakultative Referendum dem obligatorischen, der, vom demokratischen 
Standpunkt aus betrachtet, vollkommeneren Referendumsform, möglichst 
nahe komme. 

^) Die Volksinitiative für Revision des Banknotenartikels, auf die 
hin die Bundesversammlung die Frage der Totalrevision stellte, wird in 
der Abstimmungs- und Referendums tafel der Bundesgesetzessammlung 
nicht unter den Initiativbegehren aufgeführt. Dagegen erscheint unter den 
Bundesgesetzen und Bundesbeschlüssen mit Referendumsvorbehalt der 
Bundesbeschluss betr. Frage der Revision der Bundesverfassung vom 17. 
Sept. 1880. Dies ist unrichtig, da es sich nicht um eine Vorlage der 
Bundesversammlung betr. Revision des Bundesverfassung handelte. Es 
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Daher ist 50,000 offenbar eine zu geringe Initiantenzahl. Sie 
wurde denn auch bei einigen der verworfenen Begehren sogar 
erheblich überschritten. Die Verfassungsinitiative ^) 
betr. Banknotenmonopol trug 52,588 gültige Unterschriften 

„ Recht auf Arbeit „ 52,241 „ „ 

„ Teilung d. Zollertrages zwisch. 

Bund und Kantone trug 64,195 „ „ 

„ Proportionalwahl d. National- 
rates trug 64,478 „ „ 
7, Volkswahl d.Bundesrates trug 56,031 ^ „ 
^ „ Wahl des Nationalrates auf 
Grund d. schweizerischen 
Bevölkerung trug 57,379 „ „ 

Die einzige angenommene Verfassungsinitiative, dieSchächt- 
initiative, war gültig unterzeichnet von 79,050 Stimmberechtig- 
ten. Würde daraus ein Schluss auf die richtige Initiantenzahl 
möglich sein, so müsste sie sich auf mindestens 80,000 belaufen. 

Im Kanton Zürich wurden von 1869 — 1905 von 30 Ini- 
tiativbegehren 7 angenommen^) und 19 verworfen. In 4 Fällen 
erhielt ein Gegenvorschlag des Kantonsrates die Zustimmung 
des Volkes. Von den 7 angenommenen Begehren trug das vom 



wurde ein Initiativbegehren dem Volke zur Vorabstimmung unterbreitet. Vgl. 
oben S. 25. Der genannte Bundesbeschluss enthält auch durchaus keinen ßefe- 
reüdumsvorbehalt. Die Bundesversammlung könnte von sich aus das Volk 
nicht anfragen, ob eine Totalrevision stattfinden soll, sofern nicht eine gar 
Abteilung die Totalrevision beschlösse^ hat und die andere nicht zustimmt. 
Anderer Ansicht war freilich die Tagsatzungskommission, die den Entwurf 
der Bundesverfassung von 1848 ausarbeitete. Vgl. S. 77 ihres Berichtes. 

») Vgl. Salis II, S. 227 ff. Bundesblatt 1902 II, S. 475. 

2) Mitgezählt das formulierte Initiativbegehren vom 2(>. Nov. 1883 
enthaltend ein Gesetz betr. Viehverlust bei Seuchen, das vom Initiativ- 
komite zurückgezogen wurde zu Gunsten eines nur formell von dem der 
Initianten abweichenden Entwurfes des Kantonsrates, den das Volk an- 
nahm. Vgl. die Antwort des zürcherischen ßegierungsrates auf das Kreis- 
schreiben des politischen Departementes des Bundesrates vom 2. August 
1904, S. 21 ff. 
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17. Febr. 1873 betr. Errichtung staatlicher 

Korrektionsanstalten 12,759 Unterschriften 
21. Nov. 1876 „ Notenmonopol für die 

Kantonalbank 11,435 „ 

26. Jan. 1880 „ Revision d. Gemeinde- 

gesetzes 6,369 „ 

21. Aug. 1882 „ Aufhebung des Impf- 
zwanges 9,718 „ 

23. Okt. 1882 „ Wiedereinführung der 

Todesstrafe 11,999 „ 

20. Nov. 1 883 „ Entschädigung f. Vieh- 
verlust durch Seuchen 5,285 „ 

27. Dez. 1893 „ Gemeindezugehörig- 

keit der Ortschaft Her- 
zogenmüh le ^) 1 4^545 „ 

Von den 7 angenommenen Initiativen w^ also jede durch- 
schnittlich von 10,301 Stimmberechtigten unterstützt. Die Ge- 
samtzahl der Aktivbürger betrug bei der Abstimmung über das 
1. Begehren am 14. Juni 1874 66,615 

15. April 1877 72,305 

27. März 1881 72,708 

27. Mai 1883 73,689 

27. Mai 1883 73,689 

7. Dez. 1884 74,236 

17. Juni 1894 87,292 

Durchschnittlich betrug also die Zahl der Aktivbürger bei 
den Abstimmungen über dies^ Begehren 74,362. Davon macht 
die durchschnittliche Initiantenzahl 13,8 7« aus^). 
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*) Der Kantonsrat legte zwar nicht das Initiativbegehren, sondern 
«einen entgegengesetzten Beschluss in dieser Sache dem Volk vor. Dieser 
wurde aber verworfen und damit im Sinne des Initiativbegehrens für die 
bisherige Zugehörigkeit entschieden. 

^) Vgl. Stüssi, Referendum und Initiative in den Schweizerkantonen 
S. 163 ff. — Die kantonalen Volksabstimmungen seit 1890. Separatabzug 
aus dem statistischen Jahrbuch der Schweiz, Jahrgang 1897, S. 30. 



— 69 — 

Erachtet man die Verhältnisse im Kanton Zürich als 
typisch für die ganze Schweiz und daher das Verhältnis der 
durchschnittlichen Initiantenzahl bei den angenommenen Initia- 
tiven zur durchschnittlichen Gesamtzahl der Stimmberechtigten 
bei den Abstimmungen darüber als zur Uebertragung auf den 
Bund geeignet, so würde sich die richtige Initiantenzahl für 
Verfassungs- und Gesetzesinitiative im Bund auf Grund der 
Gesamtzahl der Stimmberechtigten bei der letzten eidgenös- 
sischen Volksabstimmung vom 19. März 1905 (776,394) auf rund 
100,000 (genauer 107,141) belaufen. Das ist das Doppelte der 1848 
festgesetzten Zahl, wie ja die Gesamtzahl der Aktivbürger heute 
nahezu doppelt so gross ist wie die von der Revisionskommission 
der Tagsatzung 1848 angenommene (776,394, gegenüber 400,000). 

Die festzusetzende Initiantenzfahl ist in der Folge periodisch 
zu revidieren. Nachdem eine zum voraus zu bestimmende An- 
zahl von Initiativbegehren angenommen sein werden, ist sie 
jeweils neu zu tixieren und zwar so, dass sie im gleichen Ver- 
hältnis zur Gesamtzahl der Stimmberechtigten bei der letzten 
Volksabstimmung steht wie die durchschnittliche Zahl der Ini- 
tianten bei den angenommenen Begehren zur durchschnittlichen 
Zahl der Stimmberechtigten bei den Volksabstimmungen über sie. 

§ 14. Die Frage der Kantonsinitiative. 

Der Bundes Verfassungsentwurf von 1872 und der Antrag 
des zürcherischen Regierungsrates wollten übereinstimmend 5 
Kantonen ein gleiches Gesetzesinitiativrecht wie dem Volke 
geben. Die Motion Brunner nahm ein solches von 8 Kantonen 
in Aussicht. 

Eine Kantonsinitiative wäre zu stellen unter die politischen 
Rechte der Kantone im Bund, die sogenannten Mitwirkungs- 
rechte der Stände bei Bildung des bundesstaatlichen Willens. 
Das Vorhandensein solcher wird als ein für den Begriff des 
Bundesstaates wesentliches Erfordernis erklärt ^). Ihre Art und 



•) Vgl. Veith S. 49 ff. 
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Zahl aber lässt man von historischen und politischen Erwägun- 
gen abhängen. Sprechen solche für eine Gesetzesinitiative der 
Kantone? 

Die Bundesverfassung von 1848 beteiligte an der Aus- 
übung der Bundesgewalt allerdings neben dem schweizerischen 
Volk auch die Kantone, aber nicht in gleicher Art und gleichem 
Mass. Sie gab dem Volk und den Kantonen das Recht 

1. je eine Abteilung der Bundesversammlung zu wählen^ 

2. durch Mehrheit eine Revision der Bundesverfassung 
abzulehnen (zur Annahme genügte wie heute weder 
die Mehrheit des Volkes allein, noch die der Stände 
allein) ^). 

Dem Volk verlieh sie weiter das Reeht 

1 . durch Initiative von 50,000 stimmberechtigten Schweizer- 
bürgern eine totale Revision der Verfassung zu ver- 
langen, 

2. durch Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger die 
Vorfrage zu entscheiden, ob eine solche stattfinden 
solle, sofern ihre Vornahme vom Volke verlangt oder 
von einer Abteilung der Bundesversammlung be- 
schlossen, von der andern abgelehnt worden war 
(Recht der Vorabstimmung) ^). 

Diesen beiden Befugnissen des Volkes stellte die Bundes- 
verfassung keine analogen der Kantone zur Seite, und es ist wohl 
zu beachten, dass in ihnen gerade eine Volksinitiative lag. Anderer- 
seits erhielten die Kantone, nicht aber auch das Volk, das Recht 
1. durch Begehren von 5 Ständen eine ausserordentliche 
Einberufung der Bundesversammlung zu verlangen wie 
einst der Tagsatzung nach dem Bundesvertrag von 
1815-^). 



>) Vgl. Art 61, 69, 114 der B. V. von 1848. 
') Vgl. Art. 113 der B. V. von 1848. 

*) Einem Vierteil der Mitglieder der Abordnung d^s Volkes wurde 
das gleiche Eecht gewährt. Art. 75, Abs. 2 der B. V. von 1848. 



2> 
.3> 
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2. durch Korrespondenz in der Bundesversammlung das 
gleiche Vorschlagsrecht auszuüben wie jede Abteilung 
und jedes Mitglied derselben ^). 

In dem letztern Recht lag allerdings eine Initiative der 
Kantone, aber nur eine gewöhnliche. 

Im Ganzen ist das Volk also schon seit der Entstehung 
des Bundesstaates an der Ausübung der Bundesgewalt viel in- 
tensiver beteiligt als die Kantone. Dem Einberufungsbegehi'en 
kommt rechtlich und tatsächlich wenig Bedeutung zu. Das 
Initiativrecht der Kantone ist allerdings nicht wie die Volks- 
initiative auf die Verfassung beschränkt, aber es hat nicht die 
weittragende Kraft derselben. Es befreit die Kantone in keiner 
Beziehung von der Abhängigkeit von der Bundesversammlung, 
die ihre Anträge verändern und endgültig ablehnen kann. 

Durch die Totalrevision der Bundesverfassung erhielten 
1874 Volk und Kantone nebeneinander das Recht, das Referen- 
dum von Bundesgesetzei^ und allgemein verbindlichen, nicht 
dringlichen Bundesbeschlüssen zu verlangen, das Volk durch 
Begehren von 30,000 Stimmberechtigten, die Kantone durch 
solches von 8 Ständen. Dem Volk allein, nicht auch den Kan- 
tonen, wurde das wichtige Recht eingeräumt, bei den daherigen 
Referendumsabstitfimungen zu votieren. — Die Partialrevision 
von 1891 berechtigte das Volk durch Begehren von 50,000 
Stimmberechtigten eine teilweise Verfassungsrevision anzuregen 
oder dafür einen der Abänderung und endgültigen Ablehnung 
durch die Räte entzogenen Entwurf einzubringen und im Falle 
eines in Form der Anregung gestellten derartigen Begehrens, 
dem die Räte nicht zustimmen, die Vorfrage zu entscheiden, 
ob im Sinne des Vorschlages partiell zu revidieren sei. Die 
Kantone erhielten keine analogen Befugnisse, wobei wiederum 
zu beachten ist, dass es sich abermals um eine Initiative han- 
delt. — Im Laufe der Verfassungsentwicklung sind also die 
politischen Rechte . des Volkes im Bund um weitere wichtige 



») Art. 81 der B. V. von 1848. 
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Rechte vermehrt worden, die der Kantone nur um ein praktisch 
sozusagen bedeutungsloses. Die Geschichte tendiert also nicht 
auf eine Ausdehnung der Mitwirkungsrechte der Kantone im 
Bund, und sie spricht, geradezu gegen eine Gesetzesinitiative 
der Stände von der Wirkung einer Volksinitiative, weil den 
Kantonen nie eine Verfassungsinitiative von dieser Kraft ein- 
geräumt wurde, weder 1848 für die Totalrevision noch 1891 
für die partielle Verfassungsänderung. 

Eine über die Bundesversammlung hinausgehende Initiative 
der Kantone in der Bundesgesetzgebung w^äre durchaus un- 
zweckmässig. Sofern die kantonalen Legislativen sie ausüben 
würden, entstände die auffallende Erscheinung, dass diese im 
Gebiete der Gesetzgebung, gleich wie die Bundesversammlung 
betr. Verfassungsmaterien, Anträge an die eidgenössische Aktiv- 
bürgerschaft stellen könnten. Der Bund hätte neben dem 
zentralen 25 lokale Parlamente, und die Mitglieder derselben 
könnten eidgenössische Gesetzgebungspolitik treiben wie die 
Bundesversammlung. Wer als Mitglied der letztern nicht Hire 
Zustimmung für seine Motion zu gewinnen vermöchte, der 
fände vielleicht in der Legislative sein^ Kantons Entgegen- 
kommen, sodass sein Vorschlag an die schweizerische Aktiv- 
bürgerschaft gelangen würde. Wollte der Bund die Ausübung 
der Kantonsinitiative in die Hand des kantonalen Volkes legen, 
so ergäbe sich die sonderbare Folge, dass dem Volk von Luzern, 
Freiburg und Wallis zwar Anträge zu Initiativen betr. Bundes- 
angelegenheiten, nicht aber Vorschläge betr. die kantonale 
Gesetzgebung von den Stimmberechtigten des Kantons vorge- 
legt werden könnten. — Sodann ist die Einführung einer 
Kantonsinitiative aus dem formalen Grunde unzweckmässig, 
weil dadurch die Inkonsequenz, die in den politischen Rechten 
der Kantone herrscht^), noch gesteigert würde. Die Kantone 



*) Die politischen Rechte der Kantone im Bund beruhen historisch 
auf der Stellung der Kantone im Staatenbund vor 1848, dogmatisch auf 
der Auffassung, dass die Kantone mit den Bürgern zusammen die persön- 
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würden eine Initiative betr. Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse 
erhalten ohne ein Abstimmungsrecht zu besitzen ,während ihnen 
umgekehrt betr. die Verfassung ein solches, nicht aber ein 
Vorschlagsrecht — von ihrer gewöhnlichen Initiative abge- 
sehen — zusteht. 

Einer Kollektivinitiative der Kantone käme wahracheinlich 
keine grosse Bedeutung zu. Wenn auch wiederholt zwei Kan- 
tone -Anträge desselben Inhaltes an die Bundesversammlung 
stellten ^), so dürften sich doch sehr selten 5 oder gar 8 Kantone 
zu einer über die Bundesversammlung hinausdringenden Initia- 
tive zusammenfinden. 

§ 15. Die Frage der Behördeninitiative. 

Nach Ablehnung einer Initiative der Kantone ist eine 
solche von Gemeinden natürlich nicht mehr zu diskutieren. 
Dass auch sonstigen Verbänden im Bund ein Initiativrecht 
nicht zu erteilen ist, dürfte keinem Zweifel begegnen. Somit 
kommen als Träger einer Initiative von der Wirkung derjenigen 
des Volkes nur noch die Bundesbehörden, Bundesrat und Bundes- 
gericht, sowie eine Abteilung der Bundesversammlung in Frage. 



liehe Grundlage des Bundes, gleich diesen seine Mitglieder seien. Vgl. 
Veith S. 59, Note. Demgemäss sollten sie in der Beteiligung an der Aus- 
übung der Bundesgewalt nur mit dem Volk konkurrieren. Mit dem Recht 
-der ausserordentlichen Einberufung der Bundesversammlung (Art. 86 der 
B. V.) und mit der Initiative (Art. 93 der B. V.) konkurrieren sie aber mit 
den Bundesbehörden. Soweit sie mit dem Volk konkurrieren — beim 
Oesetzesreferendum und bei der Verfassungsgesetzgebung (Art. 89, Abs. 2 
und Art. 123 der B. V.) — geschieht die Mitwirkung inkonsequent, indem 
sie beim Gresetzesreferendum zwar ein Referendumsbegehren stellen, nicht 
aber an der Referendumsabstimmung teilnehmen können, indem sie bei 
der Verfassungsgesetzgebung zwar das Abstimmungsrecht haben, nicht 
aber eine Initiative, die über die Bundesversammlung hinausdringt, und 
indem sie an der Vorabstimmung über Verfassungsinitiativen des Volkes 
oder einer Abteilung der Bundesversammlung nicht teilnehmen. Vgl. dar- 
über Schollenberger, Bundesstaatsreeht S. 170 ff. 

») Vgl. Veith S. 101. Burekhardt S. 782. 
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Weder der Verfassungsentwurf von 1872 noch die Motion 
Brunner, noch der Antrag des zürcherischen Regierungsrates 
sah eine Behördeninitiative dieser Art vor. — Betr. Anregung 
der Totalrevision der Bundesverfassung besitzt jede Abteilung 
der Bundesversammlung eine Initiative von der Wirkung der- 
jenigen des Volkes. Es ist aber durchaus ein Widerspruch mit 
dem Prinzip des Zweikammersystems, dass Anträge eines Rates, 
denen der andere nicht zustimmt, vor das Volk gelangen^). 
Bei Einführung einer an das Volk dringenden Gesetzesinitiative 
einer Abteilung der Bundesversammlung hätte die Beibehaltung 
des Zweikammersystems gar keinen Sinn mehr, und nach seiner 
Beseitigung käme sie nicht mehr in Frage. 

Einzelne Kantone geben der Regierung neben dem ge- 
wöhnlichen ein der Volksinitiative analoges Vorschlagsrecht, 
So speziell Zürich^). Allein dies erscheint als eine Einladung 
an die Regierung, ihre von der Legislative abgelehnten Vor- 
schlage direkt dem Volke vorzulegen und ist daher im Bund 
nicht nachzuahmen. Jedenfalls wäre nach dem Beispiel Zürichs 
zu bestimmen, dass der Bundesrat, bevor er eine über die 
Bundesversammlung hinausgehende Initiative stellt, von seinem 
gewöhnlichen Vorschlagsrecht Gebrauch zu machen habe, damit 
er nicht ohne Weiteres die Bundesversammlung umgehen kann ^). 

Für eine Initiative des Bundesgerichtes spricht der Umstand, 
dass es auf dem Gebiet der Justizgesetzgebung, wo sich seine 
Kompetenz mit der Vereinheitlichung des Zivil- und Strafrechtes 
bedeutend ausdehnen wird, vor dem Bundesrat und der Bundes- 
versammlung in der Lage sein dürfte, die Notwendigkeit oder 
Zweckmässigkeit von Gesetzesabänderungen und Gesetzes- 
ergänzungen wahrzunehmen. Zur Zeit fehlt aber dem Bundes- 
gericht ein Recht, solche zu beantragen. Es hat keine ge- 



') Vgl. auch Blumer-Morel III. S. 247 und oben S. 63. 

^) Der Regierungsrat hat wie eine andere Behörde das Recht der 
sog. Behördeninitiative. Verfassung Zürichs Art. 29, Abs. 2. 

^) Vgl. § 3 des zürch. Gesetzes betr. das Vorschlagsrecht des Volkes. 
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wohnliche Initiative in der Bundesversammlung. Immerhiip 
besitzt es in dem jährlich der Bundesversammlung zur Aus- 
Übung ihrer Oberaufsicht über die eidgenössische Rechtspflege 
einzureichenden Geschäftsbericht ein Mittel, Mängel des von 
ihm anzuwendenden Rechtes wenigstens zu ihrer Kenntnis zu 
bringen, und seine Stimme wird nicht leichthin überhört. Dieses 
Mittel dürfte a.uch für die Zukunft genügen, und sollte es nicht 
mehr ausreichen, so wäre dem Bundesgericht eine gewöhnliche 
Initiative zu geben, nicht aber eine über die Bundesversammlung 
hinausdringeride. 

Subalternbehörden des Bundes, zum Beispiel der Direktion» 
der Bundesbahnen, ist keinesfalls eine Initiative zu geben. 
Das gewöhnliche Vorschlagsrecht des Bundesrates ist das Mittel, 
durch welches sie wenigstens an die Bundesversammlung ge- 
langen können, was genügen dürfte. 

D. Die RiehtDDg. 

§ 16. Die Frage der Erledigung von Gesetzesinitiativen 
durch Zustimmung der Bundesversammlung. 

Jede Volksinitiative, welcher die Bundesversammlung nicht 
zustimmt, muss unbedingt dem Volke vorgelegt w^erden. Be-^ 
sässe die Bundesversammlung ein Recht zu endgültiger Ab- 
lehnung, so hätten wir nicht mehr eine Volksinitiative,, 
sondern eine gewöhnliche Initiative vor uns. Fraglich ist 
aber, ob auch diejenigen Initiativen, denen die Bundes- 
versammlung zustimmt, dem Volke vorzulegen seien oder, ob^ 
* die Bundesversammlung sie definitiv soll annehmen können,, 
so dass also die Volksinitiativen auch Anträge an die Bundes- 
versammlung, nicht nur an das Volk, wären. 

Voraussetzung dafür ist, dass die Bundesversammlung über 
die Objekte der Gesetzesinitiative endgültig Beschluss fassen 
kann. Das ist nach dem geltenden Bundesverfassungsrecht in 
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•der Tat der Fall. Denn jene Objekte gehören zu den Gegen- 
ständen, über welche die Bundesversammlung ßundesgesetze und 
Bundesbeschlüsse erlassen kann. Diese werden schon durch 
Zustimmung beider Räte perfekt, die Bundesgesetze und die 
allgemein verbindlichen, nicht dringlichen Bundesbeschlüsse 
allerdings nur bedingt, nämlich unter der Bedingung, dass es 
nicht zu einer verwerfenden Referendumsabstimmung komme. 

Nach dem Antrag des zürcherischen Regierungsrates sollte 
die Bundesversammlung wirklich Gesetzesinitiativen durch An- 
nahme erledigen können unter Vorbehalt des fakultativen 
JReferendums. Anregungen, denen die Bundesversammlung zu- 
stimmen würde, sollte sie zu einem Bundesgesetz ^ der Antrag 
des zürcherischen Regierungsrates wollte ja eine Volksinitiative 
nur für Bundesgesetze einräumen — ausarbeiten, das wie ein 
von der Bundesversammlung infolge einer gewöhnlichen Ini- 
tiative erlassenes nur dem fakultativen Bundesgesetzesreferen- 
dum unterliegen sollte. Volksentwürfe, denen beide Räte bei- 
stimmten, sollten einfach als Bundesgesetze veröffentlicht wer- 
den unter Vorbehalt des fakultativen Referendums. 

Der Verfassungsentwurf von 1872 hätte eine Kompetenz 
der Bundesversammlung zur Erledigung von Gesetzesinitiativen 
durch deren Annahme auch vorsehen können, weil er neben 
der Gesetzesinitiative des Volkes nur ein fakultatives Gesetzes- 
referendum in Aussicht nahm. Allein er wollte von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch machen. Jede Gesetzesinitiative 
sollte dem Volke vorgelegt werden. 

Der Vorschlag des zürcherischen Regierungsrates passt sich 
der Existenz eines nur fakultativen Bundesgesetzesreferendums 
an; der des Verfassungsentwurfes von 1872 entspricht dagegen 
mehr dem Wesen und dem Zweck der Volksinitiative. Ihrem 
Wesen nach ist diese nicht nur ein Antrag aus dem Volk, 
sondern auch ein Antrag a n das Volk. Daher soll dieses über 
sie entscheiden, und dieser Konsequenz widerspricht es, dass 
die Legislative eine Volksinitiative durch deren Annahme er- 
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ledigen kann, sei es auch nur unter Vorbehalt des fakultativen 
Referendums. Zweck der Volksinitiative ist, dem Volke die 
Möglichkeit zu geben, seinen Willen zur Geltung zu bringen. 
Deshalb muss bei jedem Initiativbegehren festgestellt werden^ 
ob sein Inhalt Volkswille sei. Dies geschieht durch Abstimmung 
des Volkes, und daher muss jede Initiative diesem vorgelegt 
werden, gleichviel, ob die Legislative ihr zustimme oder nicht. 
Dann sind die Volksinitiativen in beiden Fällen also Anträge^ 
gerichtet an das Volk. 

Wird die Bundesgesetzesinitiative in dieser Weise geregelt,, 
so ergibt sich folgendes. Nimmt das Volk einen Initiativentwurf,, 
eine Anregung oder einen von der Bundesversammlung aus- 
gearbeiteten Entw^urf an, so entsteht ein Beschluss des Bundes^ 
der durch Volksabstimmung zustande kommt. Dieser kann nicht 
Bundesgesetz oder Bundesbeschluss in formellem Sinne sein. Denn, 
formell ist Bundesgesetz bezw. Bundesbeschluss nur der Beschluss 
des Bundes, der unter dem Namen Bundesgesetz bezw. Bundes- 
beschluss durch Zustimmung beider Räte der Bundesversammlung 
perfekt wird. Eine annehmende Referendumsabstimmung bezw. 
der unbenutzte Ablauf der Referendumsfrist ist zur Entstehung 
eines Bundesgesetzes oder allgemein verbindlichen, nicht dring- 
lichen Bundesbeschlusses nicht erforderlich. — Sind die infolge- 
von Volksinitiativen im Falle ihrer Annahme durch das Volk 
entstehenden Beschlüsse des Bundes nicht Bundesgesetze bezw.. 
Bundesbeschltisse in formellem Sinn, so soll man sie mit 
einem anderen Namen bezeichnen. Es liegt zunächst sie nach 
dem beschliessenden Organ, dem Volk^ Volksbeschlüsse zu 
nennen. Dieser Name ist in der Bundesverfassung bereits mit 
gleicher Bedeutung gebraucht, nämlich zur Bezeichnung de&^ 
Annähmebeschlusses des Volkes betr. eine Anregung für par- 
tielle Revision der Bundesverfassung, der die Bundesversamm- 
lung nicht zustimmte^). Aargau verwendet ihn für die durch. 



') Art. 121, Abs. 5 i. f. der B. V. 
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Volksabstimmung über Volksinitiativen entstehenden Beschlüsse 
des Staates, welche ein Volksbegehren annehmen^). 

§ 17.' Die Frage des Ständevotutns 
bei Abstimmungen fiber Gesetzesinitiativen. 

Bei Hauptabstimraungen über Vert'asssungsrevisionen in- 
folge von Volksinitiativen haben die Kantone neben dem eid- 
genössischen Volk, wie beim Verfassungsreferendum tlberhaupt, 
ein Votum. — Weder der Verfassungsentwurf von 1872, noch 
die Motion Brunner, noch der Vorschlag des zürcherischen 
Regierungsrates nahm bei Abstimmungen über Gesetzesinitiativen 
ein Ständevotum in Aussicht. — In den Revisionsberatungen 
von 1870/74 wurde es hier wie beim Gesetzesreferendum hart- 
näckig verlangt. Anlässlich der Berichterstattung der Kantone 
auf das Kreisschreiben des politischen Departementes des 
Bundesrates vom 2. August 1904 tauchte die Forderung eines 
.Ständevotums wiederum auf. 

Zu ihrer Begründung wird gesagt : Träger der Souveräne- 
tät im Bund seien Volk und Kantone. Ebenso seien beide 
Organ ihrer Ausübung. Diese geschehe, soweit sie in der Ver- 
fassungsgesetzgebung bestehe, durch Volk und Kantone direkt, 
im übrigen und speziell bezüglich der gewöhnlichen Gesetz- 
gebung indirekt durch Abordnungen des Volkes und der Kan- 
tone, durch die Bundesversammlung. Dort sei zur Ausübung 
die Uebereinstimmung von Volk und Kantonen erforderlich, 
hier die ihrer Abordnungen. Die Volksinkiative ohne Stände- 
votum ermögliche nun die Ausübung der gesetzgebenden Ge- 
walt durch das Volk allein. Sie widerspreche also den her- 
gebrachten Grundsätzen des Bundesverfassungsrechtes, die 
selbst durch das fakultative Gesetzesreferendum ohne Stände- 
votum nicht durchbrochen worden seien, indem keine Re- 
ferendumsvorlage entstehen könne, ohne dass die Kantone in- 



') § 10, Abs. 2 des aargauischen Gesetzes betr. Stellung und Erledi- 
gung verfassungsmässiger Volksbegehren vom 27. Sept. 1898. 
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direkt durch ihre Abordnung, den Ständerat, ihre Zustimmung 
gegeben hätten^). 

Es ist nun allerdings richtig, dass sowohl die Kantone wie 
das Volk Zentralorgane zur Ausübung der Bundesgewalt sind. 
Allein das Volk ist es, wie oben ausgeführt wurde, schon seit 
Entstehung des Bundesstaates in so viel grösserem Mass als 
die Kantone, dass die Annahme begründet ist, das Volk sei 
nach der Auffassung der Bundesverfassung der alleinige Träger 
der Bundesgewalt, und es sei nur in deren Ausübung gebunden 
an die in der Verfassungsgesetzgebung direkt, sonst indirekt 
zu erteilende Zustimmung der Kantone. Diese Mitwirkung* der 
Stände widerspricht dem der Organisation des Bundes zu Grunde 
liegenden Prinzip der Demokratie, weil nach diesem das Volk 
herrschen soll, ohne der Zustimmung eines andern Staatsorganes 
zu bedürfen. Die Gesetzesinitiative ohne Ständevotum dagegen 
entspricht nur diesem Grundprinzip, indem sie dem Volke die 
Möglichkeit gibt, die gesetzgebende Gewalt im Bunde ohne 
Zustimmung der Kantone auszuüben. 

Für das Ständevotum führt man weiter ins Feld, ohne 
dasselbe könne das Volk in den Bereich der Bundesgewalt 
ziehen, was ihm beliebe, und so die Kantone nach und nach 
all ihrer Kompetenzen berauben, den Einheitsstaat herbeiführen, 
ohne dass die Kantone dagegen sich wehren könnten. 

Das ist durchaus unrichtig. Jede Initiative, die einen 
Gegenstand betrifft, der nicht nach der Bundesverfassung bereits 
in die Kompetenz des Bundes gehört, ist materiell Verfassungs- 
initiative, weil sie dem Bund eine neue Kompetenz überträgt. 
Ob das der Fall sei, soll die Bundesversammlung bei Prüfung 
der Initiative feststellen. Diese ist gegebenen Falles als Ver- 



') Vgl. Berney S. 358/359. Blumer-Morel III. S. 26 sagt: „Eine 
solche Einrichtung (Gesetzesinitiative des Volkes) widerspricht dem Grund- 
gedanken, dass ein Gesetz nur durch freie Zustimmung der Mehrheit des 
Volkes und der Kantone, wie selbe im National- und Ständerat repräsen- 
tiert sind, zu stände kommen könne." Vgl. oben S. 23. 
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fassungsinitiative zu behandeln. Damit ist freilich keine ab- 
solut sichere Garantie gegen indirekte Verfassungsgesetzgebun^ 
im Wege der Gesetzesinitiative geschaffen. Denn wie die 
Bundesversammlung nach gegenwärtig geltendem Recht schon 
Gesetze erlassen hat, für welche dem Bund die Kompetenz ab- 
gesprochen wird^), so könnte sie in Zukunft auch Gesetzes- 
initiativen zulassen, die über die Kompetenz des Bundes hinaus- 
gehen. Aber immer bedarf es dazu auch der Zustimmung der 
Abordnung der Kantone, deren Lage gegenüber der bisherigen 
nicht verschlimmert wird. 

Ein Ständevotum bei Abstimmungen über Gesetzesinitia- 
tiven wäre aber auch eine ganz unzweckmässige Einrichtung. 
Die Initiative hat den Zweck, dem Volks willen, d. h. dem 
Willen der Mehrheit des Volkes Geltung zu verschaffen. Gilt 
als Standesstimme, wie das nicht anders sein dürfte, das Er- 
gebnis der eidgenössischen Volksabstimmung im Kanton, so ist 
es möglich, dass der Wille der Minorität des schweizerischen 
Volkes in der Mehrheit der Kantone über den der Volksmajori- 
tät in der Minderheit der Kantone triumphiere. 90,394 Stimm- 
berechtigte in den Kantonen Appenzell I/Rh., Nidwaiden, Ob- 
walden, Uri, Zug, Glarus, Schaffhausen, Schwyz, Appenzell A/Rh.,. 
Baselland, Baselstadt, Graubünden, Solothurn, Genf und Thur- 
gau hätten das Zustandekommen der letzten Bundesverfassungs- 
revision hindern können, selbst wenn alle andern eidgenössischen 
Stimmberechtigten, d. h. 686,000 Bürger sie angenommen hätten ^). 

Geschichtlich betrachtet erscheint das Ständevotum durch- 
aus reaktionär. Es führt zurück hinter das Jahr 1848, in die 
Zeit, wo allgemein zu Beschlüssen des Bundes die Mehrheit 
der Stände, wo nicht die Einstimmigkeit, erforderlich war. 

Praktisch hat das S.tändevotum wenig Bedeutung. Beim 
Verfassungsreferendum stand bisher nur bei der Abstimmung- 
betr. Mass und Gewicht vom 14. Jan. 1866 einem annehmen- 



^) Vgl. beispielsw. SchoUenberger,- Bundesverfassung S. 93 ff. 284/85. 
'') Vgl. Bnndesblatt 1905 III, S. 306. 
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den Volksmehr ein ablehnendes Ständemehr gegenüber ^), wobei 
zu beachten ist, dass damals noch nicht von bundesverfassungs- 
wegen das Ergebnis der eidgenössischen Volksabstimmung im 
Kanton als seine Standesstimme galt. — Aber das Ständevotum 
markiert die Bedeutung der Kantone, und je mehr diese ver- 
blasst, um so mehr legt man Wert auf ihre Hervorhebung. 

E. VoraussetzDDgen ood BediDgUDgen der AusnbuHg. 

§ 18. Die Voraussetzungen. 

Die Voraussetzungen der Ausübung des Initiativrechtes 
betreffen die Frage, ob von ihm in der gewollten Weise Ge- 
brauch gemacht werden könne. Sie beziehen sich auf Gegenstand 
und Inhalt eines Begehrens, sowie auf die Zeit seiner Stellung. 

Eine Gesetzesinitiative kann nicht gestellt werden mit 
Bezug auf einen Gegenstand, der nicht zu den Objekten des 
Gesetzesinitiativrechtes gehört. Darüber ist Näheres hier nicht 
mehr zu sagen. 

Betr. den Inhalt der Begehren ist die Voraussetzung für 
die Ausübung des Gesetzesinitiativrechtes die, dass er nicht 
der Bundesverfassung widerspreche oder subjektive Rechte 
fremder Staaten, speziell solche, die auf Grund von Staats- 
verträgen mit der Schweiz bestehen, verletze. Diese inneren 
Schranken der Ausübung verstehen sich von selbst. Es ist 
daher nicht nötig, sie in dem Bundesverfassungsartikel betr. 
die Gesetzesinitiative zu erwähnen. — Staatsverträge, die Ver- 
einbarungen über objektives Recht enthalten, das jeder Kon- 
trahent in seinem Lande festsetzt, sind keine Schranken für 
den Inhalt von Gesetzesinitiativen. Denn eine Aufhebung der- 
selben, wie sie die Annahme einer jene Normen abändernden 
oder beseitigenden Initiative voraussetzt, ist in allen Fällen 
einseitig durch Kündigung herbeizuführen^). Freilich ist eine 



1) Vgl. Berney S. 360, Burckhardt S. 888. 

2) Vgl. Rivier, Lehrbuch des Völkerrechtes, 2. Aufl. Stuttgart 1899, 
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Kündigung nur nach Massgabe diesbezüglicher Vertragsbestim- 
mungen und in Ermangelung solcher nach allgemeinen Grund- 
sätzen des Völkerrechtes zulässig, sodass eine Initiative unter 
Umständen nicht sofortige Abänderung bezw. Beseitigung staats- 
vertraglich vereinbarter objektiver Rechtsnormen erwirken 
kann. Ihre Annahme verpflichtet aber die Behörden, den be- 
treffenden Staatsvertrag so bald als möglich zu kündigen, und 
mit seiner Auflösung kann die Abänderung bezw. Beseitigung 
der in ihm vereinbarten objektiven Rechtsnormen nach Massgabe 
der Initiative in Kraft treten. Es kann also durch Volksbegehren 
indirekt die Aufhebung solcher Staatsverträge verlangt werden. 
Die Ausübung des Initiativrechtes muss zwar jederzeit 
möglich sein. Aber es kann nicht jede an sich zulässige 
Initiative jederzeit gestellt werden. Betr. die zeitliche Auf- 
schiebung bezw. den Ausschluss der Befugnis, Aufhebung und 
Abänderung von Bundesgesetzen und Bundesbeschlüssen zu 
verlangen, ist auf frühere Ausführungen zu verweisen. Hier 
ist noch beizufügen, dass nach Ablehnung eines Initiativbegeh- 
rens durch das Volk ein solches gleichen Inhaltes von den 
Behörden nicht zur Abstimmung gebracht werden muss, es sei 
denn, dass es auch von einer ihm vormals feindlichen Partei 
nunmehr unterstützt wird, oder die Initiantenzahl gegenüber 
früher so sehr gestiegen ist, dass ein Umschwung der Volks- 
meinung daraus erhellt, oder endlich, dass eine längere Frist 
seit der vormaligen Ablehnung verstrichen ist. 

§ 19. Die Bedingungen. 

Sie betreffen die Frage, wie die Ausübung der Gesetzes-, 
initiative stattzufinden habe, also das Verfahren bei Stellung 
eines Initiativbegehrens. 

Für die Verfassungsinitiative sind sie geregelt in der 
Hauptsache im Bundesgesetz über das Verfahren bei Volks- 



S. .^50. Entscheidungen des Biindesgerichtes Bd. VIII, S. 56. Schollen- 
berger, Bundesverfassung S. 148. 
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begehren und Abstimmungen betr. Revision der Bundesver- 
fassung vom 27. Januar 1892^). Eine Verordnung des Bundes- 
rates betr. Begehren um Volksabstimmung über Bundesgesetze 
und Bundesbeschlüsse und um Revision der Bundesverfassung 
vom 23. Februar 1897^) wurde durch Bundesratsbeschluss vom 
2. April 1897/25. März 1898 sistiert»). Durch Beschluss vom 
13. Januar 1900 hob sie der Bundesrat auf und setzte seine 
Verordnung betr. Begehren um Volksabstimmung über Bundes- 
gesetze und Bundesbeschlüsse und um Revision der Bundes- 
verfassung vom 2. Mai 1879 wieder fti Kraft*). Diese war aber, 
soweit sie sich auf Revisionsbegehren bezog, durch das Bundes- 
gesetz vom 27. Januar 1892 aufgehoben worden. 

Die Bedingungen müssen für die Ausübung der Gesetzes- 
initiative die gleichen sein wie für die der Verfassungsinitiative, 
will man Gesetzesinitiativen, die materiell Verfassungsinitiativen 
sind, einfach als solche behandeln, statt sie zurückzuweisen. 

Die Ausübungsbedingungen betreffen im einzelnen die 
äussere Form des Begehrens, den Weg und die Frist für die 
Einholung der Unterstützung der erforderlichen Anzahl Aktiv- 
bürger und die Behörde, welcher Initiativen einzureichen sind. 

Bezüglich der äussern Form der Verfassungsinitiative wird 
verlangt schriftliche Ausfertigung des Begehrens. Es empfiehlt 
sich ausserdem nach dem Vorgang einzelner kantonaler Gesetze 
zu fordern, dass es sich ausdrücklich als Initiative bezeichne, 
damit Klarheit darüber herrsche, dass nicht etwa bloss eine 
Massenpetition vorliegt^). Dagegen ist nicht nötig, dass sich 
das Begehren ausdrücklich als Verfassungs- bezw. Gesetzes- 
initiative bezeichne, da ja die Bundesversammlung nach seinem 
Inhalt entscheiden soll, welche Art von Initiative vorliege. 

Eine Motivierung des Begehrens ist bei der Bundesver- 



') Vgl. S. 27, Note 2. 
*) Bundesgesetzessammlung XVI, S. 91. 
*) Bundesgesetzessammlung XVI, S. 603. 
*) Bundesgesetzessammlung XVII, S. 818. 
^) Vgl. Bundesblatt 1880 III, S. 598. 
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fassungsinitiative nicht vorgeschrieben. Dagegen verlangen 
einzelne Kantone, dass den Volksinitiativen eine Begründung 
beigegeben sei. Die Motivierung erleichtert ein ICindringen in 
die Intentionen der Initianten, was insbesondere bei Initiativen 
in Form der Anregung, aber auch bei mangelhaften Entwürfen 
der Initianten von Wert ist. Sie sollte daher auch bei der 
Verfassungs- und Gesetzesinitiative im Bund verlangt werden. 

Für die Einholung der Zustimmung der zu einer Ver- 
fassungsinitiative nötigen Anzahl Aktivbürger besteht im Bund 
nur der Weg der Unterschriftensammlung auf zirkulierenden 
Bogen. Diese müssen den Namen des Kantons und der poli- 
tischen Gemeinde, wo die Unterschriften beigesetzt wurden, 
enthalten, den Wortlaut des Begehrens, sowie den von Art. 3 
des Bundesgesetzes vom 27. Januar 1892^). Der Bürger, der 
das Begehren stellen will, hat dasselbe eigenhändig zu unter- 
zeichnen. Wer unter eine Eingabe eine andere Unterschrift 
als die seinige setzt, unterliegt strafrechtlicher Ahndung nach 
dem Bundesgesetz über das Bundesstrafrecht vom 4. Hornung 
1853-)- Stimmrecht der Unterzeichner in eidgenössischen An- 
gelegenheiten und seine Ausübung in der im Bogen genannten 
Gemeinde sind von deren Vorstand am Schlüsse des Bogens 
unter Angabe des Datums kostenlos zu bescheinigen. Obwohl 
zwar Echtheit der Unterschriften gefordert w ird, ist doch nicht 
auch sie wie in einzelnen Kantonen zu beglaubigen. Die Unter- 
schriften müssen gesammelt werden innert 6 Monaten. Bei Be- 
rechnung der Frist wird vom Tage des Einga^iges des Begehrens 
in der Bundeskanzlei zurückgerechnet'^). Die zu datierende Be- 



') Inhalt in den zwei folgenden Sätzen des Textes. 

^) Art. 49 dieses Gesetzes. Darnach besteht die Strafe in Geldbusse, mit 
der in schweren Fällen Gefängnis bis auf zwei Jahre verbunden werden kann. 

^) Dieser Ausgangspunkt für die Fristberechnung ist dann unbe- 
stimmt, wenn nicht alle Unterschriften am gleichen Tag eingehen. Bei 
der Zollinitiative wurden die Bogen vom IB. März bis 28. April 1894 ein- 
gereicht. Der Bundesrat beschloss als Zeitpunkt des Einganges dieser 
Initiative den 28. April 1894 anzunehmen. Vgl. Salis II, Nr. 364 und 
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scheinigung des Stimmrechtes und des Ortes seiner Ausübung 
durch die zuständige Amtsstelle muss innerhalb der so be- 
stimmten Frist geschehen sein. 

Dieser Art der Einholung der Zustimmung der Bürger 
kleben erhebliche Mängel an. Der Urheber eines Begehrens 
muss über bedeutende Mittel verfügen, um vorschriftsmässige 
Unterschriftenbogen für über 50,000 Unterzeichner anzuschaffen 
und in Zirkulation zu setzen. Um die Untei^chriften zu er- 
langen, bedarf es einer Agitation, die gelegentlich zu den wider- 
lichsten Mitteln greift. „Da wird die Parteidisziplin angerufen, 
um Widerstrebende herumzubringen; man macht den ganzen 
Einfluss der sozialen Stellung geltend, die Rücksichten der 
Freundschaft, der Kundsame müssen herhalten; man drängt 
und bestürmt den Unwilligen, bis er nachgibt, um Ruhe zu be- 
kommen. In der Regel ist es gar nicht möglich, dem Unter- 
schreibenden Zeit zu lassen, Vorschlag und Begründung zu 
prüfen; man sagt ihm ungefähr, um was es sich handle; dass 
man es dabei mit der Wahrheit nicht immer ganz genau nehmen 
darf, gehört zur Agitation" ^). Man lässt Unterschriftensammler 
mit den Bogen Haus um Haus absuchen, denen man für jede 
aufgebrachte Unterschrift eine bestimmte Taxe bezahlt. — Dem 
Bürger bringt die Unterzeichnung eines Bogens alle Nachteile 
der offenen Stimmabgabe. 

Dem Svstem der Unterschriftensammlung mittels zirkulieren- 
der Bogen stellen einzelne Kantone das mittels aufliegender 
Bogen gegenüber. Darnach sind die Unterschriftenbogen von 
den Initianten gegen Empfangsschein in den Gemeinden bei 
amtlicher Stelle (Kanzlei) zu deponieren. Diese hat die Hinter- 
legung zu veröffentlichen mit Angabe ausreichender Tage und 
Stunden, an denen die Stimmberechtigten ihre Unterschriften 



Nr.363. — Ueber die Dauer der ßechtsgültigkeit der Volksinitiativbegehren 
beim Mangel einer gesetzlichen Bestimmung vgl. Kaufmann im Schweiz. 
Zentralblatt für Staats- und Gemeindeverwaltung II. Jahrgang 1901 S. 2()3. 

*) Vgl. Stüssi, Referendum und Initiative im Kanton Zürich, S. 79 80. 
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auf die Bogen setzen können. Nach Ablauf der von der Ein- 
reichung des Begehrens bei der Staatskanzlei zu berechnenden 
Frist für die Unterzeichnung sind die Bogen den Initianten 
gegen Rückgabe des Empfangsscheines wieder auszuhändigen. 
— Dieses System, das sich mit Abweichungen in Aargau, Frei- 
burg (Verfassungsinitiative) und Tessin findet, erschwert freilich 
die Unterschriftensammlung insofern, als die Bürger weniger 
leicht zur Unterzeichnung zu bringen sind, wenn sie den Bogen 
nachgehen müssen, als wenn ihnen diese zu Hause vorgelegt 
werden. Aber es verhütet die Abnötigung der Unterschrift, 
die dem Bürger keine Zeit lässt zu genauer Kenntnisnahme 
und Prüfung des Begehrens, sowie die Erscheinung des von Haus 

« 

zu Haus gehenden, nach Unterschriften, entlohnten Sammlers. 
Endlich kann bei diesem System die Echtheit der Unterschrift 
eher kontrolliert werden. Dagegen werden nicht vermieden 
die Kosten für die Anschaffung gesetzmässiger Unterschriften- 
bogen, ihre Verteilung in den Gemeinden, sowie die Nachteile 
der offenen Stimmabgabe^). 

In den Kantonen Aargau und Zürich kann die Zustimmung 
der Bürger auch an ordentlichen oder ausserordentlichen (auf 
Begehren stimmberechtigter Gemeindegenossen z. B. einberufenen) 
Gemeindeversammlungen eingeholt werden. Richtiger weise ist 
dabei die Zahl der für eine Initiative stimmenden Bürger in 
Berechnung zu ziehen, auch wenn die betr. Gemeindeversamm- 
lung mit Mehrheit das Begehren verwirft. Diese Institution, 
die bloss in zwei Kantonen und nur neben der Unterschriften- 
sammlung besteht, kommt für den Bund nicht in Frage. 

Man muss also auch für die Bundesgesetzesinitiative ein 
System der Unterschriftensammlung adoptieren. Da die Bei- 
bringung von 100,000 Unterschriften sehr erhebliche Aufwendun- 
gen an Geld, Zeit und Mühe erfordert, dürfte es nur den poli- 
tischen Parteien und sonstigen mächtigen Verbindungen mög- 



') Vgl. Stüssi, Referendum und Initiative in den Sohweizerkantonen 
S. 119 betr. einen Vorschlag einer anderen Art der Unterschriftensammlung. 
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lieh sein, die Stellung einer Gesetzesinitiative an die Hand zu 
nehmen. 

Verfassungöinitiativen sind an den Bundesrat zu Händen 
der Bundesversammlung zu richten und der Bundeskanzlei ein- 
zugeben. Ebenso wird bei Gesetzesinitiativen zu verfahren sein. 

F. Die BehaDdloDg einer gestellten Initiative. 

§ 20. Die Rechte und Pflichten des Bundesrates. 

Bei Verfassungsinitiativen des Volkes ist der Bundesrat 
kompetent zur Entgegennahme des Begehrens, zur Ermittlung 
der Zahl der gültigen Unterschriften und zur Veröffentlichung 
eines Berichtes über das Ergebnis seiner Prüfung im Bundes- 
blatt. Er hat aber diesen Bericht mit sämtlichen Akten der 
Bundesversammlung vorzulegen. Daraus ergibt sich, dass seine 
Feststellungen nur vorläufige sind. 

Nirgends findet sich eine ausdrückliche Bestimmung da- 
rüber, ob der Bundesrat befugt sei, Verfassungsinitiativen zu 
Händen der Bundesversammlung zu begutachten. Er nahm 
dieses Recht in der Botschaft vom 5. Juni 1894 zu der mit Be- 
richt vom 18. Mai 1894 vorgelegten Zollinitiative in Anspruch 
mit der vagen Begründung; „Wenn auch das zitierte Bundes- 
gesetz ^) eine Vorschrift darüber nicht enthält, dass der Bundes- 
rat über solche Volksinitiativbegehren materiell gegenüber der 
Bundesversammlung sich auszusprechen habe, so halten wir 
das gleichwohl für ein in der Bundesverfassung selbst begrün- 
detes und unbestreitbaresRecht unserer Behörde" % Ausdrücklich 
spricht aber die Bundesverfassung dem Bundesrat ein Begut- 
achtungsrecht nur bezüglich solcher Anträge zu, die von den 
Räten des Bundes oder von den Kantonen an ihn gelangen. 



*) Ueber das Verfahren bei Volksbegehren und Abstimmung betr. 
Revision der Bundesverfassung vom 27. Jan. 1892. 

*) Vgl. Bundesblatt 1894 III, S. 832 i. f. 
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Eine präzisere Begründung des „unbestreitbaren Rechtes" wäre 
daher wohl am Platz gewesen. Seine Grundlage in der Bundes- 
verfassung ist zu finden in der von ihr dem Bundesrat aus- 
drücklich zuerkannten Befugnis der Bundesversammlung, Ge- 
setze und Beschlüsse vorzuschlagen. Kraft dieser Bestimmung 
kann der Bundesrat, auch ohne dass ihm die Räte Volksinitia- 
tiven zur materiellen Begutachtung überweisen, der Bundes- 
versammlung Entwürfe zu Zustimmungsbeschlüssen, Verwer- 
fungs- und Gegenanträgen vorlegen und sich dabei gutachtlich 
über den Inhalt der Initiativen äussern. — Durch ein vom 
Nationalrat am 11. April 1894 anlässlich der Initiative betr. 
Recht auf Arbeit acceptiertes Postulat, dem der Ständerat am 
12. Juni 1894 beitrat, wurde der Bundesrat eingeladen, in Zu- 
kunft zu Volksinitiativen der Bundesversammlung gegenüber 
materiell sich auszusprechen, sei es bei der Uebermittlung der 
Begehren, sei es in besonderer Botschaft ^). 

Wird ein Volksbegehren um totale Revision der Bundes- 
verfassung als gültig anerkannt, so ist es nach dem Wortlaut des 
Bundesgesetzes vom 27. Januar 1892 von der Bundesversamm- 
lung dem Schweizervolk zur Vorabstimmung vorzulegen. Bei 
Volksinitiativen betr. Partialrevision, die nur Anregungen ent- 
halten, hat dagegen der Bundesrat, wenn die Räte nicht zu- 
stimmen oder sich über ihre Stellungnahme nicht einigen 
können, die „allgemeine Volksabstimmung'' anzuordnen. Wer 
den Entwurf einer Partialrevisien zur Abstimmung bringt, 
wenn die Räte ihre Zustimmung aussprechen oder sich darüber 
nicht einigen können, ist aus dem Wortlaut des Gesetzes nicht 
ersichtlich. Beschliesst die Bundesversammlung, dem Entwurf 
einer Partialrevision nicht zuzustimmen, so unterbreitet sie 
denselben dem Volk und den Ständen zur Abstimmung. Ebenso 
einen eventuellen Verwerfungs- oder Gegenantrag. — Das Ge- 
setz hätte präziser gefasst werden dürfen in dem Sinn, dass 
der Bundesrat diejenigen Volksbegehren, bezüglich deren ein 



') Vgl. Bundesblatt 1894 III, S. 833. Burckhardt S. 886. 



— 89 - 

übereinstimmender Bescliluss der Bundesversammlung über ihre 
Zustimmung nicht zu stände komme, die Bundesversammlung 
dagegen alle andern vorlege, speziell alle Anregungen von 
Totairevisionen. 

Bezüglich Gesetzesinitiativen sind dem Bundesrat die 
gleichen Kompetenzen einzuräumen. Das Begutaehtungsrecht 
könnte er gestützt auf sein Vorschlagsrecht in der Bundes- 
versammlung beanspruchen. Seine ausdrückliche Anerkennung 
in der Bundesverfassung^) würde sich empfehlen, um Zweifel 
von vorneherein abzuschneiden. Eine Begutachtungspfiicht 
hätte die Folge, dass über die Stellungnahme des Bundesrates 
zu Volksinitiativen stets Klarheit herrschen würde und wäre 
daher am Platze. — Sodann sollte der Bundesrat verpflichtet 
werden, diejenigen Unterschriften, bezüglich deren die Beschei- 
nigung des Gemeindevorstandes einen Mangel aufweist, ihm 
zur Hebung desselben zurückzusenden. Sie sollen nicht einfach 
als ungültig betrachtet werden. In den Gemeinden sollte der 
Bundesrat Listen der ungültig erklärten Unterschriften auflegen 
zur Einsichtnahme seitens der Stimmberechtigten. Diesen muss, 
da die Unterschriften prüf ung des Bundesrates nur eine vor- 
läufige sein kann, gegen dessen Ungültigkeitserklärung ein 
Rekurs an die Bundesversammlung offen stehen. 

§ 21. Die Rechte u. Pflichten der Bundesversammlung. 

Bei Verfassungsinitiativen steht der Bundesversammlung 
vor allem der definitive Entscheid über die Existenz eines 
rechtsgültigen Initiativbegehrens zu. — Handelt es sich um 
einen Antrag auf partielle Verfassungsrevision, so hat sie ausser- 
dem Recht und Pflicht, über ihre Zustimmung zu dem Vorschlag 
Beschluss zu fassen. — Zur Ausarbeitung eines Entwurfes ist 
sie berechtigt und verpflichtet, wenn sie der Anregung einer 
Partialrevision zugestimmt hat. Ebenso, wenn sie eine solche 



») In Art. 102, Ziffer 4 der B. V. 
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abgelehnt^ das Volk sie aber in der daherigen Vorabstimmung 
angenommen hat. Das gleiche Recht und die gleiche Pflicht 
besteht für die nach bejahender Vorabstimmung über eine Ini- 
tiative betr. Totalrevision neugewählte Bundesversammlung. — 
Zur Stellung eines Verwerfungs- oder Gegenantrages ist die 
Bundesversammlung befugt bei Initiativen, die in Form eines 
Entwurfes eine teilweise Verfassungsänderung beantragen. — Betr. 
die Kompetenz, Verfassungsinitiativen zur Abstimmung vorzu- 
legen, vergleiche das im vorangehenden Paragraphen Gesagte. 

Auch bei Gesetzesinitiativen soll der Bundesversamm- 
lung der definitive Entscheid über das Vorhandensein eines 
gültigen Begehrens zustehen. Sie soll daher sowohl die formelle 
als auch die materielle Rechtmässigkeit der Initiativen prüfen. 
Jene ist vorhanden, w^enn die Bedingungen der Ausübung der 
Gesetzesinitiative beobachtet w^orden sind bei Stellung eines 
Begehrens. Diese ist da, wenn die Voraussetzungen der Aus- 
übung erfüllt sind. — Die formell unrechtmässige Initiative ist 
von der Bundesversammlung einfach als nicht zustande ge- 
kommen zu erklären und damit erledigt. — Die Behandlung 
der materiell rechtswidrigen Begehren kann nicht in allen 
Fällen die gleiche sein. Gesetzesinitiativen, die ihrem Inhalt 
nach sich als Verfassungsinitiativen darstellen, sind von der 
Bundesversammlung auch als solche zu behandeln. Zurück- 
weisen, d. h. nicht zur Abstimmung bringen, soll sie dagegen 
diejenigen Volksinitiativen, deren Gegenstand weder Objekt 
des Verfassungs- noch des Gesetzesinitiativrechtes des Volkes 
ist, oder deren Inhalt subjektive Rechte fremder Staaten ver- 
letzt, speziell solche, die ihnen nach Staatsverträgen mit der 
Schweiz zustehen. Immerhin ist eine Initiative nur insoweit 
zurückzuweisen, als dies zutrifft ; sofern der Rest noch für sich 
bestehen kann, ist er. als Initiativbegehren zu behandeln. — 
Man muss der Bundesversammlung das Vertrauen entgegen- 
bringen, sie werde diese Gründe der Zurückweisung nicht als 
Vorwand gebrauchen, um gelegentlich missliebige Initiativ- 



— 91 — 

begehren zu vereiteln. Die Versuchung hiezu besteht nahezu? 
bei jeder Initiative, weil ja eine solche nur dann gestellt wird, 
wenn die politischen Bundesbehörden dem Volkswillen nicht von 
sieb aus entsprechen, und jiets Volksbegehren daher meist einem 
Vorwurf gegen sie gleichkommt. Allein gegen den Spruch der 
Bundesversammlung ist ein Weiterzug etwa an das Buudes- 
gericht oder einen zu schaffenden besonderen eidgenössischen 
Staatsgerichtshof undenkbar, weil die Bundesversammlung die 
oberste Bundesbehörde ist und bleiben muss. Da die Zurück- 
weisung nur aus Rechtsgründen, nicht aber aus Rücksichten 
der Zweckmässigkeit geschehen darf, muss ein jene aussprechen- 
der Entscheid der Bundesversammlung endgültig sein auch dem 
Volk gegenüber, das zur Entscheidung von Rechtsfragen nicht 
geeignet erscheint^). 

Nun ist denkbar, dass sich die beiden Abteilungen der 
Bundesversammlung über die Rechtmässigkeit einer Initiative 
entgegengesetzt aussprechen und auf ihren Schlussnahmen be- 
harren. Betr. Verfassungsinitiativen ist im geltenden Recht 
für diesen Fall nichts besonderes vorgeschrieben. Es ist anzu- 
nehmen, dass das Begehren nicht zur Abstimmung des Volkes und 
bezw. der Stände gebracht werden kann. Denn es fehlt ein Be- 
schluss der Bundesversammlung über seine Gültigkeit, der nicht 
verwechselt werden darf mit dem über die. Zustimmung der eid- 
genössischen Räte, dessen NichtZustandekommen die Volks- und 
bezw. Ständeabstimmung nicht hindert. Kann also eine Ver- 
fassungsinitiative mangels eines Beschlusses der Bundesver- 
sammlung über ihre Gültigkeit nicht zur Abstimmung kommen^. 
so scheitert sie an der Meinungsdifferenz der Räte über ihre 
Rechtmässigkeit und daherige Zulässigkeit. — Entweder muss 
man bestimmen, dass in solchen Fällen eine Initiative trotz 
Nichteinigung der Räte über ihre formelle und materielle Recht- 



^) Berney S. 3B3 will dem Volk den Entscheid auch über die „le- 
galite" einer Volksinitiative geben. 
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mässigkeit zur Abstinamung kommen soll, oder man muss den 
Entscheid in die Hand der vereinigten Bundesversammlung 
legen, sei es nur für diese Fälle oder für alle Initiativen. Dies 
gilt für die bestehende Verfassungsinitiative sowohl als für die 
7jU schaffende Gesetzesinitiative. 

Sodann soll die Bundesversammlung bei allen Gesetzes- 
initiativen berechtigt und verpflichtet sein, über ihre Zustimmung 
Beschluss zu fassen und an die Stimmberechtigten einen förm- 
lichen Antrag zu stellen auf Annahme oder Ablehnung. Dies also 
sowohl bei Anregungen als aucht bei Initiativentwürfen ^). 
— Gegenanträge soll die Bundesversammlung nicht nur — wie 
l)ei der Verfassungsinitiative für Partialrevision — zu Volks- 
entwürfen, sondern auch zu Anregungen stellen können. Die 
Anregung muss doch angeben, in welchem Sinn ein Gesetz 
oder Beschluss ergehen soll, und es ist daher sehr wohl mög- 
lich, dass die Bundesversammlung den Erlass eines solchen in 
anderem Sinn vorschlage. Die Befugniss zu Gegenanträgen 
ist wertvoll, sowohl für die Initianten als auch für die Bundes- 
versammlung. Es sind Initiativen denkbar, welche die Bundes- 
>versammlung in der Hauptsache annehmbar findet, die aber 
mit kleineren materiellen oder formellen Mängeln — man denke 
an Initiativ entwürfe — behaftet sind, welche die Zustimmung 
der Bundesversammlung ausschliessen. Die Möglichkeit eines 
Gegenantrages entbindet die Bundesversammlung von der Not- 
wendigkeit, schlechthin Verwerfung zu beantragen, wodurch den 
Initianten die Aussicht auf Annahme ihres Begehrens erheblich 
i3eschränkt würde. Ist Annahme einer Initiative, der die Bun- 
desversammlung ganz und gar nicht zustimmt, zu erwarten, so 
kann sie versuchen, ihr durch einen Gegenantrag die gefähr- 
lichsten Konsequenzen zu nehmen. 



^) Die Annahme- bezw. Verwerfungsanträge der Bundesversamm- 
lung erfordern natürlich keine besondere Abstimmung neben der über die 
Initiative selbst. 
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Auch über die Zustimmung zu einer Volksinitiative, die 
Stellung- eines Annahme- oder Verwert'ungs- bezw. Gegenantra- 
ges können die beiden Abteilungen der Bundesversammlung 
gelegentlieh entgegengesetzt Beschluss fassen und dabei ver- 
bleiben. Initiativen betr. partielle Verfassungsrevision werden 
in diesem Fall einfach nach Ablauf eines Jahres dem Volke 
und, sofern es sich um ein Revisionsbegehren in Form des Ent- 
wurfes handelt, auch den Ständen zur Abstimmung vorgelegt. 
Das Volk bleibt dann also ohne den Rat seiner obersten Be- 
hörde. Ja, es wird durch die entgegengesetzte Stellungnahme 
ihrer beiden Abteilungen geradezu verwirrt.* Dem lässt sich 
vorbeugen dadurch, dass die Beschlussfassung über die Zustim- 
mung in die Kompetenz der vereinigten Bundesversammlung 
gelegt wird, sei es für alle Fälle oder doch wenigstens für die, in 
welchen sich die Räte nicht innerhalb gewisser Frist einigen. 
Dies gilt für die zu schaffende Gesetzesinitiative wie für die 
bestehende Verfassungsinitiative. 

Eine vom Volk ausgehende Gesetzesanregung bedarf der 
Ausarbeitung zu einem Entwurf. Dessen Herstellung soll Recht 
und unter Umständen Pflicht der Bundesversammlung sein. 
Stimmt sie der Anregung nicht zu, so soll sie zunächst auch 
keinen Entwurf herstellen müssen, vielmehr die Anregung als 
solche zur Vorabstimmuhg bringen. Fällt sie ablehnend aus, 
so ist die Initiative erledigt. Wird die Anregung dagegen an- 
genommen, so muss die Bundesversammlung einen Entwurf 
herstellen und zur Hauptabstimmung vorlegen. 

Stimmt sie der Anregung zu, so kann nach zwei Systemen 
verfahren werden : Entweder wird die Anregung zur Vorab- 
stimmung gebracht, ganz gleich, wie wenn die Bundesversamm- 
lung nicht zustimmt, oder statt der Anregung bringt die Bundes- 
versammlung einen im Sinn derselben ausgearbeiteten Entwurf 
zur Hauptabstimmung. 

Das erste System hat den Nachteil, dass eine Vorabstim- 
mung überflüssigerweise auch dann stattfindet, wenn sowohl 
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-die Bundesversammlung als auch das Volk mit der Anregung 
einverstanden ist. Sein Vorteil besteht darin, dass das Volk 
sich über die Anregung aussprechen kann, ehe die Bundes- 
versammlung einen Entwurf ausarbeitet. Verwirft es die An- 
regung, so unterbleibt die vergebliche Herstellung eines Ent- 
wurfes. 

Das zweite System vermeidet den Nachteil des ersten. 
Eine Vorabstimmung findet hier nicht statt, weim die Bundes- 
versammlung der Anregung zustimmt. Es kommt einfach der 
von ihr hergestellte Entwurf zur Hauptabstimmung. Aber dieses 
•System entbehrt* des Vorteils, den das erste hat. Wenn das 
Volk mit der Anregung im Gegensatz zur Bundesversammlung 
nicht einverstanden ist, so verwirft es den von dieser herge- 
stellten Entwurf, und sie hat umsonst gearbeitet. 

Bei der Bundesverfassungsinitiative für Totalrevision wird 
nach dem ersten, bei der für Partialrevision nach dem zweiten 
. System verfahren. Dieses letztere hat auch der Bundesverfassungs- 
entwurf von 1872 für die Gesetzesinitiative in Aussicht genom- 
men, ebenso die Motion Brunner und der Antrag des zürche- 
rischen Regierungsrates. Da es überflüssige Volksabstimmungen 
vermeidet, ist es in der Tat vorzuziehen. 

Soll mit der Verwerfung eines von der Bundesversamm- 
lung hergestellten Entwurfes die in Form der Anregung ge- 
stellte Volksinitiative erledigt sein? Diese Frage entsteht, 
wenn ein von der Bundesversammlung in Zustimmung zu einer 
Initiative hergestellter Entwurf vom Volke abgelehnt wurde. 
.Sie erhebt sich aber auch dann, wenn die Bundesversammlung 
einer in Form der Anregung gestellten Initiative nicht zu- 
stimmte, das Volk dagegen in der Vorabstimmung sie annahm 
und darauf den von der Bundesversammlung ausgearbeiteten 
Entwurf ablehnte. 

Verfassungsinitiativen werden nach geltendem Recht in 

der Tat durch Verwerfung eines von den eidgenössischen Räten 

/hergestellten Entwurfes in der Volks- und Ständeabstimmung 
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erledigt. Allein das dürfte nicht das richtige Verfahren sein. 
In jedem der beiden oben genannten Fälle ist möglich, dass 
das Volk nur den Entwurf der Bundesversammlung, nicht aber 
den Gedanken der AnregTing selbst verwerfen wollte. Es muss 
ihm möglich gemacht werden, diesem seinem Willen Ausdruck 
zu geben. Dies geschieht in sehr einfacher Weise dadurch, 
dass die Bundesversammlung neben ihrem Entwurf zugleich 
noch die Anregung selbst zur Abstimmung bringt, indem sie 
an das Volk neben der Frage, ob es ihren Entwurf annehmen 
wolle, noch die stellt, ob im Falle seiner Verwerfung ein neuer 
herzustellen sei. Die Beantwortung dieser Frage ist eine in- 
direkte Abstimmung über die Anregung selbst, Wird nun 
der Entwurf der Bundesversammlung abgelehnt, die Frage 
der Ausarbeitung eines neuen dagegen bejaht, so muss die 
Bundesversammlung einen zweiten Entwurf herzustellen suchen 
in dem Sinn, den das Volk der Anregung beilegt. Anhalts- 
punkte dafür gibt ihr die Diskussion des ersten Entwurfes in 
der Presse und in Versammlungen. Der zweite Entwurf muss 
wieder dem Volke vorgelegt werden, damit es sich darüber 
aussprechen kann, ob er in dem von ihm der Anregung bei- 
gemessenen Sinn hergestellt sei. Dabei muss die Bundesversamm- 
lung wiederum die genannte Nebenfrage stellen und so bei 
jedem neuen Entwurf, bis entweder einer angenommen oder 
die Nebenfrage verneint wird. In der Praxis wird das eine 
oder andere zumeist schon beim ersten oder zweiten Entwurf 
geschehen und die theoretische Möglichkeit, dass Entwurf über 
Entwurf ausgearbeitet werden muss, nicht eintreten. 

Wie, wenn bei der Ausarbeitung eines Entwurfes die 
beiden Räte sich nicht einigen? Weder die Bundesverfassung 
noch das Bundesgesetz vom 27. Januar 1892 sagt, wie es zu 
halten sei, wenn dieser Fall eintritt bei der Anregung einer 
partiellen Verfassungsrevision, der die Bundesversammlung zu- 
gestimmt hat. In Ermangelung einer abweichenden Vorschrift 
kommt die Bestimmung des Bundesgesetzes betr. den Geschäfts- 
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verkehr zwischen Nationalrat, Ständerat und Bundesrat zur 
Anwendung, wonach eine Angelegenheit, über die sich die 
Räte nicht einigen können, auf sich beruhen bleibt, bis sie auf 
dem für die Gesetzgebung vorgeschriebenen Weg abermals 
eingebracht wird. Die Volksanregung für teilweise Verfassungs- 
revision bleibt also in der zustimmenden Bundesversammlung 
stecken. — Das Bundesrecht enthält auch keine Vorschrift 
darüber, was zu geschehen habe, wenn das Volk in der Vor- 
abstimmung die Anregung einer totalen oder partiellen Revision 
der Bundesverfassung angenommen hat, die Räte aber bei der 
Ausarbeitung eines Entwurfes sich nicht einigen können. Auch 
in diesen Fällen scheitern also die Verfassungsinitiativen an 
der Nichteinigung der Räte ^). Sowohl die Bundesverfassung 
als auch das Bundesgesetz vom 27. Januar 1892 verpflichtet 
die Bundesversammlung, nur die „Revision an die Hand zu 
nehmen." Dieser entschieden mangelhafte Zustand lässt sich 
bei der Verfassungsinitiative dadurch verbessern und bei der 
zu schaffenden Gesetzesinitiative dadurch vermeiden, dass 
der vereinigten Bundesversammlung die Kompetenz übertragen 
zu Volksanrcgungen herzustellen, sei es für alle Fälle, sei es 
wird, Entwürfe nur für die Eventualität, dass die beiden Räte 
einen Entwurj nicht innerhalb bestimmter Frist zu stände 
bringen. 

In einzelnen Kantonen werden Volksinitiativen den Stimm- 
berechtigten vorgelegt mit einem beleuchtenden Bericht, ver- 
fasst bald von der gesetzgebenden Behörde, bald von der Re- 
gierung. Im Bunde werden Verfassungsinitiativen ohne eine 
solche Vernehmlassung der Behörden zur Abstimmung gebracht. 
Die Motion Brunner w^ollte der Bundesversammlung die Befug- 
nis geben, ihre Ansicht über Volksanregungen, denen sie nicht 
von sich aus entsprechen würde, und über Initiativentwürfe 



^) Ebenso war es nach dem alten Bandesgesetz betr. Begehren um 
Revision der Bundesverfassung vom 5. ChristmÄiat 1867, was bereits vor 
Erlass des neuen getadelt wurde von Blumer-Morel III, S. 252/53. 
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in einer Botschaft deir . Stimmberechtigten, zur Kenntnis, zu 
bringen. — Einm« beleuchtenden. Bericht^ der die Motivierung 
der Initianten, die Stellungnahme des Bundesrates und der 
Bundesversammlung in klarer, sachlicher Darstellung enthalten 
würde, käme die Aufgabe zu, die Stimmberechtigten über re- 
levante Tatsachen von amtlicher Seite zu unterrichten und 
dadurch vor Irreführung durch die politische Presse und die 
Parteien zu schützen ^). Ein solcher sollte daher von der Bundes- 
Versammlung allen Volksinitiativen zur Abstimmung mitgegeben 
werden. Allerdings ist seine objektive Abfassung keine leichte 
Aufgabe, und die Kosten für eine Auflage von fast 800,000 Exem- 
plaren sind nicht unerheblich, zumal eine Herausgabe in drei 
Sprachen nötig wäre. — 

Da das Volk ein über der Bundesversammlung, der obersten 
Bundesbehörde, stehendes Organ des Bundes ist, kann den eid- 
genössischen Räten nicht die Befugnis zustehen, durch Annahme 
von Volksinitiativen entstehende Beschlüsse des Bundes von 
sich aus aufzuheben bezw. abzuändern. Sie können einen 
Aufhebungs- oder Abänderungsbeschluss auch nicht unter Vor- 
behalt des fakultativen Referendums fassen. Denn auch so 
ginge die Aufhebung oder Abänderung von der Bundesversamm- 
lung aus, freilich unter der Resolutivbedingung, dass sie hin- 
fällig sein solle, wenn dagegen die Volksabstimmung angerufen 
werde und ein ablehaendes Resultat ergebe. Es kann der 
Bundesversammlung höchstens das Recht zustehen, dem Volke 
Aufhebung oder Abänderung solcher Volksbeschlüsse zu bean- 
tragen, d. h. Schlussn ahmen der Bundesversammlung betr. 
Aufhebung oder Abänderung von Volksbeschlüssen müssen 
dem obligatorischen Referendum unterliegen. Die Gesetzes- 
initiative des Volkes zieht also dieses in die Bundesgesetz- 
gebung hinein, und es entsteht die Frage, ob es nicht 
an Stelle des fakultativen Bundesgesetzesreferendums zu 
treten habe. 



') Vgl. Hilty, Archiv für öffentl. Recht II, S. 382. Salis II, No. 4Ö4. 
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§ 22. Die Fristen ffir die Ausübung der Rechte 

und Pflichten der Behörden. 

Bei der Verfassungsinitiative hat der Bundesrat die Er- 
mittlung der Zahl der gültigen Unterschriften so rechtzeitig 
vorzunehmen, dass er den Bericht darüber der Bundesversamm- 
lung bei ihrem nächsten Zusammentritt vorlegen kann. 

Betr. eine Initiative für partielle Revision hat sich die 
Bundesversammlung hinsichtlich ihrer Zustimmung innert Jahres- 
frist schlüssig zu machen. Als Beginn der Frist setzte der 
Bundesrat bei der Zollinitiative den Tag der Uebermittlung 
der Akten nebst seinem Bericht an die Bundesversamm- 
lung fest^). 

Eine Frist, innert w elcher die Bundesversammlung zu der 
vom Volk in der Vorabstimmung angenommenen Anregung 
einer Total- oder Partialrevision einen Entwurf herzustellen 
hat, ist nirgends festgesetzt^). Ebenso fehlt eine Frist für die 
Ausarbeitung eines Entwurfes zu der Anregung einer Partial- 
revision, welcher die Bundesversammlung zustimmt. 

Endlich setzt das Bundesrecht weder für die Vor- noch 
für die Hauptabstimmungen über Verfassungsinitiativen Fristen 
fest. Das Begehren um Totalrevision ist allerdings von der 
Bundesversammlung ^ohne Weiteres" dem Volke vorzulegen. 
Bei Nichteinigung der Räte sind Initiativen betr. Partialrevision 
nach Jahresfrist seit der Vorlegung in der Bundesversammlung 



') Vgl. Salis II, Nr. 364. 

*^) Betr. diesen Fall bei Anregungen von Partialrevision bestimmt 
Art. 7, Abs. 6 des Bundesgesetzes vom 27. Jan. 1892, die Revision sei 
von der Bundesversammlung „unverzüglich" an die Hand zu nehmen und 
„sodann" das Ergebnis zur Abstimmung zu bringen. — SchoUenb erger 
meint in seinem Bundesstaatsrecht, S. 230, Note 1, wenn die Vorabstim- 
mung über die Anregung einer Partialrevision, bezüglich deren sich die 
eidgenössischen Räte hinsichtlich ihrer Zustimmung nicht einigen konnten 
innerhalb eines Jahres, bejahend ausfalle, habe die Bundesversammlung 
wohl ein weiteres Jahr Zeit für die Ausarbeitung der Anregung zu einem 
Entwurf, im Ganzen also zXvei Jahre. 
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zur Vor- bezw. Hauptabstimniung zu bringen. Bei Einigung 
der Räte im Sinne der Niehtzustimmung kommen sie nach 
der bezüglichen Beschlussfassung der Bundesversammlung vor 
das Volk, bezw. vor Volk und Stände. Stimmen beide Räte 
Initiativentwürfen zu Partialrevisionen zu, so hat nach diesem 
Beschluss die Hauptabstimmung stattzufinden. — Damit sind 
aber keine Fristen festgesetzt, innerhalb deren die Vor- und 
Hauptabstimmungen erfolgen müssen. 

Der Mangel an Fristen, innert welchen die Ausarbeitung 
von Entwürfen, die Abstimmungen des Volkes, bezw. des Volkes 
und der Stände vorzunehmen sind, macht es möglich, dass die 
Bundesbehörden die Erledigungvon Volksinitiativen verschleppen. 
Diese Möglichkeit sollte beseitigt werden, da es keineswegs 
ausgeschlossen ist, dass von ihr Gebrauch gemacht wird. Im 
Kanton Zürich ist eine am 11. April 1892 eingereichte Behörden- 
initiative der Armenpflege Hedingen heute noch pendent. 

Bei der Bundesgesetzesinitiative ist einmal eine Frist fest- 
zusetzen, innerhalb welcher der Bundesrat Volksbegehren mit 
seinem Bericht und Gutachten der Bundesversammlung vorzu- 
legen hat. Es dürfte dies wie bei den Verfassungsinitiativen 
in der auf die Einreichung folgenden Sitzung der Bundes- 
versammlung zu geschehen haben ; aber wenn die Eingabe 
der Initiative unmittelbar vor Beginn einer Sitzung statt- 
findet, dürfte dem Bundesrat eine längere Frist gegeben 
werden. 

Sodann bedarf es einer Frist, innerhalb der die Bundes- - 
Versammlung über die Zulässigkeit einer Initiative und ihre 
Zustimmung dazu Beschluss zu fassen hat, und endlich einer 
solchen, innert welcher die Ausarbeitung von Entw^ürfen seitens 
der Bundesversammlung und die Vor- und Hauptabstimmungen 
erfolgen sollen. Die Dauer der Frist für die Herstellung von 
Entwürfen darf nicht zu kurz bemessen werden ; denn die 
Ausarbeitung von Gesetzen über komplizierte Materien erfordert 
langwierige Vorarbeiten. 
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§ 23. Ein Einfluss der Initianten auf die Behandlung 

ihres Begehrens. 

p]ine Einwirkung auf die Behandlung ihres Antrages könnte 
den Initianten ermöglicht werden durch Erteilung der Befug- 
nis, das eingereichte Begehren zurückzuziehen, abzuändern, vor 
der Bundesversammlung zu vertreten und bei der Herstellung 
von Entwürfen derselben mitzuwirken. 

Betr. die Verfassungsinitiative findet sich keine Bestim- 
mung über eine derartige Einwirkung im bestehenden Bundes- 
recht. Sie ist daher als ausgeschlossen zu betrachten; denn 
sie versteht sich nicht von selbst Die Tätigkeit der Initianten 
hat mit Eingabe ihrer Verfassungsinitiative ein Ende. Speziell 
ist es als unzulässig zu betrachten, dass das sogenannte Initia- 
tivkomite ohne Weiteres eine Verfassungsinitiative zurückziehe. 
Dazu bedarf es jedenfalls einer Bevollmächtigung durch alle 
Initianten, die entweder zum voraus erteilt sein oder nachträg- 
lich eingeholt werden muss. 

Eine Einwirkung auf die Behandlung ihre» Begehrens ist 
seitens der Initianten nur durch Vertreter möglich. Solche 
können von ihnen bestellt werden zugleich mit Unterzeichnung 
der Initiative. Denkbar w^äre auch, dass die Bundesversamm- 
lung sie ernennen würde aus der Zahl der Initianten, oder, 
dass sie berufen würden teils von den Initianten, teils von der 
Bundesv.ersammlung. An sie hätten Eröffnungen der letzteren 
zu Händen der Initianten über Zulässigkeit und Ergebnis ihres 
Begebrens zu geschehen ^). Sie hätten die Initiative im Schosse 
der Bundesversammlung zu vertreten, an der Ausarbeitung von 
Entwürfen mit beratender Stimme mitzuwirken. Letzteres dürfte 
die Entstehung von Entwürfen im Sinne der Anregungen be- 
fördern. — Die Befugnis, über die Initiative selbst zu verfügen, 
sie abzuändern oder zurückzuziehen, wäre ihnen dagegen nicht 



') Vgl. Wahlgesetz, Schaffhausens Art. 75. Gesetzessammhing X, 
S. 293 ff. 
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von Gesetzes wegen zu geben. Sie könnte aber den von den 
Initianten bezeichneten Vertretern durch ausdrückliche Er- 
mächtigung erteilt werden bei der Unterzeichnung des Begehrens. 

. Grosse Bedeutung ist einer derartigen Einwirkung der 
Initianten auf die Behandlung ihres Begehrens kaum beizu- 
messen. 

§ 24. Die Behandlung verschiedener Volksinitiativen 

betr. die nämliche Materie. 

Das Bundesgesetz über das Verfahren bei Volksbegehren 
und Abstimmungen betreffend Revision der Bundesverfassung 
schreibt vor: 

„Sind in Bezug auf die nämliche Verfassungsmaterie eine 
Mehrzahl von Initiativbegehren bei der . Bundeskanzlei einge- 
reicht worden, so ist zunächst das erst eingereichte Begehren 
zu behandeln und zur Volksabstimmung zu bringen. 

Die übrigen Begehren werden in der Reihenfolge ihres 
Einganges je nach Erledigung der früher eingereichten be- 
handelt.'' 

Mehrere Volksinitiativen betr. die gleiche Verfassungsma- 
terie, die sich nicht widersprechen und von einander völlig 
unabhängig dastehen, sind darnach in der Reihenfolge ihrer 
Einreichung zu behandeln und zur Abstimmung zu bringen. — 
Enthält dagegen das später eingereichte Begehren, das dem 
ersten nicht widerspricht, einen Zusatzantrag zu diesem, also 
einen abhängigen, nicht selbständigen Antrag, so kann natür- 
lich die Behandlung und Abstimmung betr. die Zusatzinitiative 
nach Ablehnung der Hauptinitiative ausfallen, da ja der Zu- 
satzantrag nur neben dem Hauptantrag angenommen werden 
kann. Wenn in der ersten Abstimmung die Hauptinitiative an- 
genommen \\:urde, so ist möglich, dass in der zweiten die Zu- 
satzinitiative abgelehnt oder, dass sie angenommen wird. Es 
muss also in diesem Fall eine zweite Abstimmung stattfinden. — 
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Es stände nichts entgegen, die beiden bezw. mehreren Abstim- 
mungen über Haupt- und Zusatzinitiativen gleichzeitig vorzu- 
nehmen durch Stellung und Beantwortung einer entsprechenden 
Anzahl Abstimmungsfragen. Nur müsste die Annahme eines 
Zusatzantrages bei gleichzeitiger Ablehnung des Hauptantrages 
unzulässig sein, weil zwar dieser ohne jenen, nicht aber jener 
ohne diesen bestehen kann. — Für alle diese Fälle mehrerer 
Initiativen betr. die gleiche Verfassungsmaterie genügt immer- 
hin die successive Behandlung und Abstimmung betr. die ge- 
stellten Begehren für die Ermittlung des eigentlichen Volkswillens. 

Nicht das Gleiche lässt sich von ihr sagen für die Fälle, 
wo mehrere sich widersprechende Initiativen betr. die gleiche 
Verfassungsmaterie vorliegen. Solche können ebenfalls völlig 
unabhängig einander gegenüber stehen als Vorschlag und Gegen- 
vorschlag. Bei successiver Behandlung und Abstimmung ist 
eine derartige nachträglich eingegebene Initiative nur dann 
zu behandeln und zur Abstimmung zu bringen, wenn die vor- 
her eingereichte abgelehnt wurde. Wurde sie dagegen ange- 
nommen, so ist die Annahme der zweiten, widersprechenden 
Initiative ausgeschlossen, ihre Behandlung und die Abstimmung 
über sie also zwecklos. Wenn nun aber ein Stimmberechtigter 
jedenfalls eine der eingereichten Initiativen angenommen sehen 
möchte, allen anderen aber die zuletzt zur Abstimmung ge- 
langende vorzieht, so muss er gegen alle andern votieren. 
Falls nun die von ihm vorgezogene Initiative gleich allen 
anderen abgelehnt wird, so kann er nicht seinem Willen, dass 
jedenfalls eine angenommen werde, Ausdruck geben. Wer am 
liebsten keine Initiative angenommen sehen möchte, muss gegen 
jede stimmen. Wenn nun doch eine angenommen wird, so 
kann er nicht für die stimmen, die er für diesen Fall vor- 
ziehen würde. Auch der Wille dieses Stimmberechtigten kommt 
bei der successiven Abstimmung über alternative Volksinitiativen 
betr. die gleiche Materie nicht voll zum Ausdruck. — Von 
mehreren sich widerspi'echenden Initiativen, welche auf die 
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gleiche Verfassungsmaterie Bezug haben; kann auch die später 
eingereichte der ersten als unselbständiger Antrag gegenüber- 
stehen, d. h. als Abänderungsantrag. Bei successiver Behand- 
lung und Abstimmung kommt der Hauptantrag vor dem Ab- 
änderungsantrag zur Abstimmung. Wird er angenommen, so 
ist die Annahme des Abänderungsantrages in der nachherigen 
Abstimmung nur möglich, wenn sie als Abänderung des ange- 
nommenen Hauptantrages ausgelegt wird. Erfährt dagegen 
der Hauptantrag eine Ablehnung, so hat die Behandlung und 
Abstimmung betr. den Abänderungsantrag zu unterbleiben, da 
er ja nicht ohne jenen angenommen werden kann. 

Auch mehrere unselbständige Anträge, Zusatz- oder Ab- 
änderungsanträge, betr. die gleiche Materie können einander 
widersprechen, so dass die Annahme des einen die eines wei- 
teren ausschliesst. Die successive Abstimmung gestattet hier 
so wenig wie bei selbständigen alternativen Anträgen den 
Stimmberechtigten, ihren Willen voll und ganz zur Geltung zu 
bringen. 

Bei selbständigen wie bei unselbständigen alternativen 
Initiativen sollte die Abstimmung in gleicher Weise stattfinden 
wie über eine Initiative und einen von der Bundesversammlung 
vorgelegten Gegenvorschlag. In gleicher Weise lassen sich 
auch Haupt- und Abänderungsantrag zur Abstimmung bringen, 
indem sich der Hauptantrag ohne Abänderung und der abge- 
änderte Hauptantrag einander wie selbständige Gegenanträge 
gegenüberstellen lassen. Da die Abstimmung über solche alter- 
native Anträge, wae unten gezeigt w^erden wird, in einem ein- 
zigen Akt geschehen kann, und, wie oben bemerkt wurde, 
ebenso die über mehrere selbständige, sich nicht widersprechende 
Anträge und die über Haupt und Zusatzanträge, so lassen sich 
also alle Initiativen betr. die gleiche Materie in einer Abstim- 
mung erledigen. Es bedarf dazu eines Stimmzettels mit ver- 
schiedenen Fragen. Ihre Aufstellung und Beantwortung dürfte 
allerdings dann nicht ganz leicht werden, wenn, was nach 
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bisherigen Erfahrungea kaum je zu erwarten ist, drei bis vier 
oder mehr Initiativen (Gegen-, Zusatz-, Abänderungsinitiativen) 
betr. die gleiche Materie gestellt werden sollten. 

§ 25. Die Volksabstimmung fiber Initiative und Gegen- 
antrag der Bundesversammlung. 

Wenn die Bundesversammlung zu einer Initiative einen 
Gegenantrag stellt, so haben die Stimmberechtigten zwar über 
zwei Vorlagen zu entscheiden, aber es handelt sich doch nur 
um einen Gegenstand, also auch nur um eine Abstimmung. 
Das Resultat kann nur Annahme des einen oder des anderen 
Antrages sein oder dann Ablehnung beider. 

Die Stimmberechtigten scheiden sich gegenüber den zwei 
Vorlagen in 

1. solche, die den einen Antrag, nicht aber den anderen 
annehmen wollen; 

2. solche, die den einen unbedingt, den anderen wenig- 
stens, falls jener verworfen werden sollte, annehmen 
wollen; und 

3. solche, die beide Anträge ablehnen, falls aber einer 
angenommen werden sollte, lieber den einen als den 
anderen annehmen wollen. 

Diese drei Gruppen von Stimmberechtigten bilden sich 
einmal bezüglich der Initiative, sodann bezüglich des Gegen- 
antrages, so dass jede in zwei Untergruppen zerfällt. Einer 
jeden muss es bei der Abstimmung möglich sein, ihren Willen 
auszudrücken. 

Nach dem Bundesgesetz vom 27. Januar 1892 sind den 
Stimmberechtigten bei Verfassungsinitiatiyen in Form von Ent- 
würfen, zu denen die Bundesversammlung einen Gegenentwurf 
aufgestellt hat, die zwei Fragen vorzulegen: 

„Wollt Ihr den Revisionsentwurf der Initianten annehmen V'-^ 
oder 
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> ^ Wollt Ihr den Revisionsentwurf der Bundesversammlung 
annehmen ?" 

Die Bejahung beider Fragen ist eine ungültige, die 
Verneinung beider sowie die Beantwortung nur einer Frage 
eine gültige 8timmgebung. Das Gesetz sagt nichts darüber, 
ob dann bezüglich der unbeantworteten Frage der Stimmzettel 
als leer anzusehen sei. Dies ist aber anzunehmen. Allerdings 
könnte man sagen, die Beantwortung nur einer Frage mit „Ja" 
enthalte eine stillschweigende Verneinung der anderen, da Be- 
jahung beider unzulässig ist. Allein eine stillschweigende Stimm- 
gebung besteht nicht ^). Käme sie vor, so wäre, falls die eine 
Frage verneint ist ohne Beantwortung der anderen, zweifel- 
haft, ob bei dieser stillschw^eigende Bejahung oder Verneinung 
vorliege. — Bejahung der einen bei gleichzeitiger Verneinung 
der anderen Frage erwähnt das Gesetz nicht. Sie ist als zu- 
lässig zu betrachten. 

Bei dieser sogenannten alternativen Abstimmung''^) kann 
nur die erste der' oben genannten Gruppen ihren Willen ganz 
zur Geltung bringen. Sie bejaht die eine und verneint die 
andere Frage. Liesse man nicht zu, dass zum einen Vorschlag 
^Ja" und zum anderen gleichzeitig ^Nein" gestimmt wird, so 
könnte diese Gruppe zwar einen Vorschlag annehmen, nicht 
aber den andern verwerfen, auch nicht in dem Fall, dass jener 
abgelehnt würde. — Die zweite Gruppe kann zw^ar für den von 
ihr vorgezogenen Entwurf stimmen, nicht aber für den Fall 
seiner Verwerfung für den anderen, da eine Bejahung beider 
Fragen unzulässig ist. — Die dritte Gruppe kann zwar beide 
Entwürfe ablehnen, nicht aber für den Fall, dass doch einer 



*) Vgl. Keller 183. Nehmen die Stimmberechtigten irrtümlich Zu- 
lässigkeit stillschweigender Verneinung an, was beim Schweigen des Ge- 
setzes nahe liegt, so kann der Fall eintreten, dass jede der beiden Vor- 
lagen mehr „Ja" als ausdrückliche „Nein" erhält. Welche ist dann an- 
genommen V 

^) Vgl. darüber Schollenberger, Grundriss I, S. 99. Burckhardt S. 885. 
Keller S. 132 ff. 
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angenommen werden sollte, für den von ihr vorgezogenen 
stimmen. 

Der Bundesrat hat in seinem Entwurf zu dem Gesetz 
statt der alternativen die Eventualabstimmung durch zwei- 
malige Volks- und Ständeabstimmung vorgeschlagen^). Zuerst 
wäre darüber abzustimmen gewesen, welcher der beiden Ent- 
würfe, falls nicht beide abgelehnt werden wollten, angenommen 
werden sollte. Sodann wäre zum Entscheide gekommen, ob der in 
der ersten Abstimmung eventuell angenommene definitiv ange- 
nommen werden sollte. Dadurch wäre allerdings jeder der ob- 
genannten Gruppen die Möglichkeit gegeben worden, ihren 
Willen ganz zum Ausdruck zu bringen. Die erste Gruppe würde 
bei der ersten Abstimmung mit „Ja für den Entwurf stimmen, 
den sie annehmen möchte. Bei der zweiten würde sie mit „Ja'^ 
oder mit „Nein'^ stimmen, je nachdem in der ersten der ihr 
beliebende oder der andere Entwurf eventuell angenommen 
wurde. — Die zweite Gruppe würde bei der ersten Abstimmung 
für den von ihr vorgezogenen Entwurf stimmen ; bei der zweiten 
würde sie mit „Ja" stimmen, gleichviel ob dieser oder der 
andere eventuell angenommen wurde. — Die dritte Gruppe 
würde bei der ersten Abstimmung für den von ihr vor- 
gezogenen stimmen; bei der zweiten dagegen würde sie mit 
„Nein" stimmen, gleichviel ob dieser oder der andere eventuell 
angenommen wurde ^). — Diese Eventualabstimmung in zwei 
zeitlich getrennten Akten, welche der in Versammlungen ge- 
bräuchlichen entspricht ist zwar leicht zu verstehen, aber um- 
ständlich und kostspielig in der Anwendung wegen der zwei- 
maligen Abstimmung. Sie besteht im Kanton Tessin. 



*) Er fand indessen nur beim Ständerat, nicht auch beim National- 
rat Entgegenkommen. Vgl. Hilty, Politisches Jahrbuch 1892, S. 192. 

2) Bei der ersten Abstimmung, bei der es sich eigentlich um eine 
Wahl handelt (weshalb es am einfachsten wäre, wenn die Stimmberech- 
tigten ihrem eventuellen Willen durch ein J oder ein G Ausdruck geben 
dürften) kann richtigerweise nur betr. einen Vorschlag gestimmt werden 
und zwar mit ,,Ja*^ Entscheidend ist das relative Mehr der Ja. 



— 107 ^ 

Eine Eventualabstimmung in einem Akt lässt sich er- 
reichen dadurch, dass an die Stimmberechtigten drei Fragen 
gestellt werden, bezw. vier, da eine in zwei alternative Fragen 
zerfällt. Diese Fragen sind folgende: 

Wollt Ihr den Initiativvorschlag eventuell? 

Wollt Ihr den Gegenvorschlag eventuell? 

Wollt Ihr den Initiativvorschlag definitiv? 

Wollt Ihr den Gegenvorschlag definitiv? 
Die erste der vorgenannten Gruppen der Stimmberechtig- 
ten beantwortet von den ersten beiden Fragen "nur die erste 
und zwar mit „Ja"0- Von den letzten beiden Fragen bejaht 
sie die der ersten entsprechende und verneint die andere^). — 
Die zweite Gruppe beantwortet von den ersten beiden Fragen 
nur die, welche den von ihr vorgezogenen Entw^urf betrifft^ 
und zwar mit „Ja'*. Von den letzten beiden bejaht sie jede. 
Die dritte Gruppe beantwortet ebejnfalls von den ersten beiden 



^) Der Regierungsrat des Kantons Zürich schlägt für die Eventual- 
abstimmung in diesem Kanton vor, die Bejahung der einen Frage und 
gleichzeitige Verneinung der anderen zuzulassen. Vgl. §§ 114, 115 des Ent- 
wurfes zu einem Gesetz betr. die Wahlen und Abstimmungen vom 27. Juli 1905. 
Dies ist unnötig. Zu zwei alternativen Fragen, wie es die beiden eventuellen 
sind, können allerdings drei Standpunkte eingenommen werden, wie Schollen- 
berger, Grundriss I. S. 100 ausführt, nämlich: Bejahung der ersten, Bejahung 
der zweiten, Verneinung beider. Der letztere Standpunkt wird aber bei der 
Eventualabstimmung nach obigem Schema bei den definitiven Fragen durch 
Verneinung dieser zur Geltung gebracht. Die beiden anderen Standpunkte 
können durch Bejahung bloss einer eventuellen Frage zum Ausdruck 
kommen. 

'^) Zöge man die beiden letzten Fragen in die eine zusammen : Wollt 
Ihr überhaupt emen Vorschlag? so verlöre die erste Gruppe die Möglich- 
keit, falls der ihr genehme Entwurf abgelehnt wird, den anderen, wie si& 
möchte, zu verwerfen. Denn sie müsste die Frage bejahen und wenn 
dann der Entwurf, den sie keinesfalls will, eventuell angenommen wird^ 
so gilt das Ja für diesen, für seine definitive Annahme. Diese Eventual- 
abstimmung mit bloss zwei bezw. drei Fragen ermöglicht also der ersten 
Gruppe nicht, ihren Willen ganz zur Geltung zu bringen, ja, sie verkehrt 
ihn unter Umständen in sein Gegenteil. Man nennt sie Prinzipalab-^ 
Stimmung. 



108 



Fragen nur die, welche den von ihr vorgezogenen Entwurf 
betrifft, und zwar mit „Ja". Sie verneint dagegen jede der 
letzten beiden Fragen^). 

Zur Ermittlung des Abstimmungsergebnisses werden zu- 
erst die Summen der auf jeden Vorschlag abgegebenen even- 
tuellen „Ja" einander gegenübergestellt. Der Antrag mit der 
höheren Zahl eventueller „Ja" ist eventuell angenommen. Der 
andere kommt nicht mehr in Betracht. Da das relative Mehr 
der „Ja" entscheidet, liegt im Grunde eine Wahl vor zwischen 
Initiativantrag und Gegenantrag. — Nun werden die auf den 
eventuell angenommenen Antrag abgegebenen definitiven „Ja" 
und „Nein" einander gegenübergestellt. Uebersteigt die Anzahl 
der definitiven „Ja" die der „Nein", so ist der eventuell an- 
genommene Vorschlag auch definitiv angenommen, andernfalls 
verworfen, so dass gar kein Antrag definitiv angenommen ist- 



*) Bezeichnet J den Initiativantrag, G den Gegenantrag, so haben 
die drei bezw. sechs Gruppen den Stimmzeddel folgen dermassen auszufüllen: 

I. Gruppe:* 



Wollt Ihr J eventuell? 

Wollt Ihr G eventuell V 

Wollt Ihr J definitiv ? 

Wollt Ihr G definitiv? 

II. Gruppe: 



Wollt Ihr J eventuell? 
Wollt Ihr G eventuell? 
Wollt Ihr J definitiv? 
Wollt Ihr G definitiv? 

III. Gruppe: 



Wollt Ihr J eventuell? 
Wollt Ihr G eventuell? 
Wollt Ihr J definitiv ? 
Wollt Ihr G definitiv? 



Von der Untergruppe 


J ev. 


G ev. 


gewollter Antrag. 


keiner. 


keiner. 




Ja 




Stimm- 




Ja 


gebung. 


Ja 


Nein 




Nein 


Ja 


Von der Untergruppe 


J ev. 


G ev. 


gewollter Antrag. 


G. 


J. 




Ja 




Stimm- 




Ja 


gebung. 


Ja 


Ja 




Ja 


Ja 


Von der Untergruppe 


Keiner 


Keiner 


gewollter Antrag. 


ev. J. 


ev. G. 




Ja 




Stimm- 




Ja 


gebung. 


Nein 


Nein 




Nein 


Nein 
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Die definitive Abstimmung über den eventuell angenommenen 
Vorschlag ist eine eigentliche Abstimmung. 

Es ist offensichtlich, dass eine Mehrzahl von Gegenvor- 
schlägen, die mögliche Folge der Zulassung von Gegeninitia- 
tiven, die Sache nicht kompliziert. Es ist einfach für jeden 
weiteren eine weitere eventuelle und eine weitere definitive 
Frage zu stellen. Von allen eventuellen Fragen darf nur eine 
beantwortet werden und zwar mit „Ja^\ Von den definitiven 
sind die^ welche Anträge betreffen, die keinesfalls angenommen 
werden wollen, zu verneinen, die anderen zu bejahen. Zur 
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses ist einfach festzustellen, 
welcher Vorschlag am meisten eventuelle „Ja" erhalten hat. 
Dieser allein ist eventuell angenommen. Darauf ergibt die 
Gegenüberstellung seiner definitiven „Ja" und „Nein", ob er 
auch definitiv oder gar nicht angenommen sei^). 

Diese Eventualabstimmung in einem Akt sollte an die 
Stelle der alternativen Abstimmung bei der Verfassungsinitiative 
im Bunde treten und auch bei der Bundesgesetzesinitiative des 
Volkes zur Anwendung kommen. Im Kanton Zürich hat der Re- 
gierungsrat die Einführung der Eventualabstimmung beantragt 
in dem Entwurf zu einem Gesetz betr. die Wahlen und Abstim- 
mungen vom 27. Juli 1905. 



^) Vgl. betr. die Eventualabstimmung namentlich Seh ollenb erger, 
.riss I. S. 99. Stü 
S. 70. Keller S. 132 ff. 



Grundriss I. S. 99. Stttssi, Referendum und Initiative im Kanton Zürich 



V. Die Verfassungsrevision 

zur Einführung der Volksinitiative 

in der Bundesgesetzgebung. 

§ 26. Ihre Art. 

Dass die Einführung der Volksinitiative in der Bundes- 
gesetzgebung eine Revision der Bundesverfassung erfordert, 
unterliegt keinem Zweifel. Sie ändert die Organisation des 
Bundes, indem sie dem Volk ein neues Recht der Teilnahme 
an der Ausübung seiner Staatsgewalt, ein neues Organreeht, ver- 
schafft. Fraglich ist aber die Art der nötigen Verfassungsrevision. 

Die Bundesverfassung kennt zwei Arten ihrer Aenderung, 
Totalrevision und Partialrevision. Sie schweigt darüber, wann 
die eine, wann die andere anzuwenden sei. Es wird die Ansicht 
vertreten, der Weg der Totalrevision sei rechtlich notwendig 
für eine Revision, welche die Grundlage des Bundesstaates, 
d. h. die Organisation des Bundes oder die Verteilung der Auf- 
gaben und der Mittel zu ihrer Lösung zwischen Bund und 
Kantone, erheblich ändern oder in einer Materie die Bundes- 
verfassung auf den Standpunkt des 1872 abgelehnten Entwurfes 
einer total revidierten Bundesverfassung bringen wilP). Ein 
zwingender Grund für die rechtliche Notwendigkeit des Weges der 
Totalrevision für derartige Abänderungen ist mir nicht ersichtlich. 

Für die Einführung der Volksinitiative in der Bundes- 
g^setzgebung ergäbe die angeführte Ansicht die Notwendigkeit 
des Weges der Totalrevision. Das Volk wird durch Erteilung 



*) Vgl._ Schollenberger, Bundesverfassung S. 54 ff. 
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der GesetzesJnitiative zu einem Organ, das neben der Bundes- 
versammlung Beschlüsse fassen kann, die materiell Bundes- 
gesetze oder Bundesbeschlüsse sind. Der Bund hat also fortan 
eigentlich zwei Organe der Gesetzgebung, ein ordentliches, die 
Bundesversammlung und ein ausserordentliches, das Volk. Von 
diesen ist das erste vom zweiten abhängig infolge des fakul- 
tativen Bundesgesetzesreferendums. Das Volk dagegen wird 
durch Einführung der Bundesgesetzesinitiative von der Bundes- 
versammlung völlig unabhängiges Organ der Bjundesgesetz- 
gebung. Hierin liegt eine erhebliche Aenderung der Organi- 
sation des Bundes. Eine weitere ist in der Durchbrechung des 
Grundsatzes zu finden, dass Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse 
nur sollen zustande kommen können durch (indirektes) Zusammen- 
wirken von Volk und Kantonen. — Die Einführung der Volks- 
initiative in der Bundesgesetzgebung will aber auch die Bundes- 
verfassung auf den Standpunkt des 1872 abgelehnten Entwurfes 
bringen, der sie neben dem fakultativen Gesetzesreferendum 
enthielt. 

Es ist jedenfalls zweckmässig zur Einführung der Volks- 
initiative in der Bundesgesetzgebung den Weg der Totalrevision 
zu beschreiten, nicht nur deshalb, weil jene tiefgreifende Aen- 
derungen der Organisation des Bundes herbeiführt, sondern auch, 
weil sie eine Prüfung anderer wichtiger politischer Fragen er- 
fordert. Dahin gehört einmal die Frage, ob nicht zum gesetz- 
gebenden Organ im Bund einzig und allein das Volk zu machen 
und der Bundesversammlung nur die Vorbereitung der Gesetze 
zu belassen, also das obligatorische Gesetzesreferendum einzu- 
führen sei. Dies ist eine grundsätzliche Frage der Organisation 
des Bundes, die durch die Existenz des fakultativen Referen- 
dums noch keineswegs entschieden ist. Denn dieses verlegt 
die Sanktion der Gesetze, den eigentlichen gesetzgebenden 
Akt, nicht in das Volk. — Sodann drängt die Gesetzesinitiativ^, 
weil sie das Prinzip der Notwendigkeit des indirekten Zusammen- 
wirkens von Volk und Kantonen zur Ausübung der gesetz- 
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gebenden Gewalt des Bundes durchbricht, dazu, die Beseitigung' 
der indirekten Mitwirkung der Kantone, also die des Stände- 
rates, zu erwägen. Auch hier handelt es sich um eine grund- 
sätzliche Frage der Bundesorganisation. — Entfernt sich dßr 
Bund durch Einführung der Gesetzesinitiative des Volkes aber- 
mals um einen Schritt vom System der repräsentativen Gesetz- 
gebung, so fragt sich, ob er nicht als weitere Bedingungen der 
Genehmigung und Garantierung der Kantonsverfassungen ver- 
langen solle, dass sie dem Volke das Gesetzesreferendum und 
die Initiative für Gesetze und partielle Verfassungsrevisionen 
verleihen, damit das Mass der politischen Volksrechte in den 
Kantonen wieder mindestens gleich sei d^ni im Bund, wie nach 
der Bundesverfassung von 1848^), Endlich erscheint eine Re- 
organisation der Verfassungsinitiative im Sinne einer Regelung 
notwendig, welche mit der Ausgestaltung der zu schaftenden 
Gesetzesinitiative übereinstimmt, soweit dies möglich ist. Speziell 
muss die bestehende Initiantenzahl bei der Verfassungsinitiative 
erhöht und übereinstimmend mit derjenigen bei der einzuführen- 
den Gesetzesinitiative festgesetzt werden. 

§ 27. Der Verfassungsartikel. 

Der Antrag des zürcherischen Regierungsrates wollte die 
Volksinitiative in der Bundesgesetzgebung einführen durch 
einen Zusatzartikel zu Art. 93 der Bundesverfassung betr. die 
Initiative der beiden Abteilungen der Bundesversammlung^ 
ihrer Mitglieder und der Kantone. In gleicher Weise .wollte 
der Verfassungsentwurf von 1872 den Initiativartikel in die 
Bundesverfassung einreihen. Die Motion Brunner dagegen 
wollte ihn unmittelbar auf den Referendums artikel folgen 
lassen. Sie hat damit die richtige Stelle für ihn in Aussicht 



*) Vgl. Schollenberger, Bundesstaatsrecht S, 144/145, 146. Ein da- 
hin gehender Antrag des Genfer Fried erich in der Nationairaiskommission 
für Vorberatung der Revision der Bundesverfassung wurde 1871 abgelehnt. 
Vgl. Prot. I. S. 172. Burckhardt S. 112. 
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genommen. Art. 93 der Bundesverfassung betrifft allerdings 
auch eine Initiative, aber nur eine gewöhnliche. Von ihr 
unterscheidet sich die Volksinitiative dadurch, dass sie ein an das 
Volk gerichteter Antrag ist. Sie ist dagegen wie das Referendum 
ein Volksrecht, und daher gehört der Initiativartikel zum Re- 
ferendumsartikel, also zu Art. 89 der Bundesverfassung. 

Betr. den Inhalt des neuen Verfassungsartikels ist zu 
sagen : Er muss jedenfalls den Kreis der Gegenstände, auf die 
sich das neue Volksrecht erstrecken soll, präzisieren, Inhalt, 
Subjekt und Richtung der Gesetzesinitiative festsetzen und die 
Kompetenzen der Bundesversammlung. Die näheren Vorschrif- 
ten über Voraussetzungen und Bedingungen der Ausübung, die 
Rechte und Pflichten des Bundesrates, die Fristen und die Be- 
handlung und Abstimmung bei mehreren Initiativen betr. die 
gleiche Materie gehören in ein Ausführungsgesetz, das mit dem 
zu revidierenden Bundesgesetz über das Verfahren bei Volks- 
begehren und Abstimmungen betr. Verfassungsrevision zu ver- 
schmelzen ist^. 

Der Initiativartikel hätte nach unseren Ausführungen so 
zu lauten: 

„ 100,000 stimmberechtigte Schweizerbürger können in der 
Form einer allgemeinen Anregung oder eines ausgearbeiteten 
Entwurfes Erlass eines Volksbeschlusses, Aufhebung oder Ab- 
änderung eines solchen oder eines Bundesgesetzes oder Bundes- 
beschlusses beantragen über Gegenstände, welche in die Kom- 
petenz der Bundesversammlung fallen, ausgenommen die in Ziffer 
4 bis 14 des Art. 85 genannten. Die Ausnahme erstreckt sich 
jedoch nicht auf Amnestie und Begnadigung. 

Die Aufhebung oder Abänderung eines dringlich erklärten 
Bundesbeschlusses kann nicht verlangt w^erden, diejenige eines 
Bundes^esetzes ©der eines allgemein verbindlichen und nicht 



*) Dass dieses Bundesgesetz revisionsbedürftig ist, erhellt aus den 
Ausführungen des Textes. Seine Abänderung ist übrigens bereits postuliert. 
Vgl. Bundesblatt 1905 I. S. 439. Salis II. S. 137, Note 1. 

8 
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dringlichen Buudesbeschlusses erst nacli zwei Jahren seit dem 
Ablauf der Referendumsfrist oder dem Tag der annehmenden 
Referendumsabstimmung, es sei denn, dass das Begehren nicht 
nur von Parteien ausgeht, die bei der Referendumsabstimmung 
den Erlass bekämpften oder nicht nur von der Anzahl Bürger, 
welche dagegen stimmte. 

Ein ausgearbeiteter Entwurf wird als solcher dem Volke 
vorgelegt und im Falle der Annahme zum Volksbeschluss. 
Eine blosse Anregung wird bei Zustimmung der Bundesversamm- 
lung in Form eines von ihr ausgearbeiteten Entwurfes zu einem 
Volksbeschluss dem Volke vorgelegt. Bei NichtZustimmung 
kommt die Anregung als solche zur Volksabstimmung. Wird 
sie angenommen, so hat die Bundesversammlung in ihrem Sinn 
einen Entwurf zu einem Volksbeschluss auszuarbeiten und zur 
Volksabstimmung zu bringen. — Bei Vorlegung eines von ihr 
ausgearbeiteten Entwurfes hat die Bundesversammlung jeweils 
das Volk anzufragen, ob sie, falls er abgelehnt werde, einen 
neuen herzustellen habe, bis entweder diese Frage verneint 
oder ein Entwurf angenommen wird. 

Die Bundesversammlung hat sowohl zu Initiativen in Form 
der Anregung als auch zu solchen in Form des Entwurfes den 
Stimmberechtigten einen Zustimmungs-,Verwerfungs- oder Gegen- 
antrag zu unterbreiten nebst einem beleuchtenden Bericht. 

Volksbeschltisse kann sie nicht ohne Zustimmung des 
Volkes abändern oder beseitigen. 

Ein Bundesgesetz wird das Nähere bestimmen." 

Führt man den Begriff der Volksbeschlüsse in das Bundes- 
verfassungsrecht ein, so sind sie auch zu erwähnen in Ziffer 1, 
4 und 5 des Art. 102 der Bundesverfassung. Die allgemein 
verbindlichen Volksbeschlüsse sind zu nennen in Art. 113, Ab- 
satz 2. — Der Initiativartikel ist zu zitieren in Art. 71. — 
Art. 92 bedarf einer Abänderung im Sinne der Beifügung der 
Behandlung von Gesetzesinitiativen zu den dort genannten 
Kompetenzen der vereinigten Bundesversammlung. 
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Anhang. 



I. 

Art 89 des Bundesverfassungsentwurfes 

vom 5. März 1872. 

Wenn 50,000 stimmberechtigte Bürger oder fünf Kantone 
die Abänderung oder Aufhebung eines bestehenden Bundes- 
gesetzes, oder über eine bestimmte Materie die Erlassung eines 
neuen Bundesgesetzes oder Bundesbeschlusses anbegehren, und 
diesem Begehren nicht vertragsrechtliche Verpflichtungen des 
Bundes entgegenstehen, so haben die beiden Räte, wenn sie 
dem Begehren zustimmen, den einschlägigen neuen Gesetz- 
oder Beschlussvorschlag zu vereinbaren und dem Volk zur 
Annahme oder Verwerfung vorzulegen. 

Stimmen nicht beide Räte dem Begehren zu, so ist das- 
selbe der Abstimmung des Volkes zu unterstellen, und wenn 
die Mehrheit der stimmenden Bürger dafür sich ausspricht, so 
haben die Räte einen entsprechenden Gesetz- oder Beschluss- 
vorschlag aufzustellen und dem Volke zur Annahme oder Ver- 
werfung vorzulegen. 

II. 

Motion Brunner vom 21. Dezember 1893. 

Der Bundesrat ist eingeladen, Bericht und Antrag zu 
bringen über die Frage, ob nicht die Artikel 89 und 90 der 
Bundesverfassung in nachstehender Weise zu ersetzen seien : 

Art. 89. Für Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse ist die 
Zustimmung beider Räte erforderlich. 
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An Stelle des dermal geltenden sog. fakultativen Referen- 
dums tritt ein beschränktes obligatorisches Referendum. 

Art. 90. Das Vorschlagsrecht (Initiative) umf asst das Be- 
gehren von e^OjOOO stimmberechtigten Schweizerbürgern oder 
von 8 Kantonen um Erlass, Aufhebung oder Abänderung eines 
Bundesgesetzes oder eines ein Bundesgesetz ausführenden Bundes- 
beschlusses. 

Solche Begehren können in der Form der einfachen An- 
regung oder des ausgearbeiteten Entwurfes gestellt werden. 

Erfolgt das Begehren in der Form der einfachen Anregung, 
so ist, wenn die beiden Räte demselben nicht von sich aus ent- 
sprechen, die Volksabstimmung darüber anzuordnen. Im Falle 
der Annahme des Begehrens findet dessen Ausführung durch 
ein Gesetz statt. 

Erfolgt das Begehren in der Form des ausgearbeiteten 
Entwurfes, so ist die Volksabstimmung darüber anzuordnen. 

Im Falle der Annahme ist der Entwurf Gesetz. 

Die beiden Räte können ihre Ansicht, sowohl über die 
einfache Anregung, der sie nicht von sich aus entsprechen, als 
über den ausgearbeiteten Entwurf den Stimmberechtigten in 
einer Botschaft zur Kenntnis bringen. 

Art. 90 a). Volksabstimmungen finden ordentlicher Weise 
nur einmal im Jahr im Herbst statt. In der Zwischenzeit 
darf nur in dringenden Fällen eine Volksabstimmung ange- 
ordnet werden. 

Art. 90 b) betrifft das Obligatorium der Stimmabgabe. 

III. 

Initiativartikel der Bundesverfassung 

nach dem Antrag des zürcherischen Regierungsrates 

an den Kantonsrat vom 8. Juni 1903. 

Art. 9e3^". Ebenso haben 30,000 stimmberechtigte Schwei- 
zerbürger oder 5 Kantone das Recht, den Erlass, die Ab- 



— 117 — 

änderung oder die Aufhebung eines Bundesgesetees vorzu- 
schlagen. 

Ein solches Initiativbegehren kann sowohl in der Form 
der allgemeinen Anregung, als in der Form des ausgearbei- 
teten Entwurfes gestellt werden ; in jedem Falle aber darf 
auf dasselbe nur eingetreten werden, wenn es nichts enthält, 
was den Bestimmungen der Bundesverfassung, oder den ver- 
tragsrechtlichen Verpflichtungen des Bundes entgegensteht. 

Wird das Begehren in Form der allgemeinen Anregung 
gestellt und stimmen die eidgenössischen Räte demselben zu, 
so ist ein entsprechendes Bundesgesetz zu erlassen, welches 
in Kraft tritt unter Vorbehalt von Art. 89, Absatz 2 der Bundes- 
verfassung. Stimmen die Räte dem Begehren nicht zu, oder 
kommt ein übereinstimmender Beschluss nicht zu stände, so 
entscheidet die Volksabstimmung. Spricht sich die Mehrheit der 
stimmenden Schweizer bürger für den Entwurf^) aus, so ist ein 
entsprechendes Bundesgesetz zu erlassen unter Vorbehalt von 
Art. 89, Absatz 2 der Bundesverfassung. 

Wird das Begehren in Form eines ausgearbeiteten Entwur- 
fes gestellt und stimmen beide Räte demselben zu, so ist der 
Initiativvorschlag als Bundesgesetz zu veröffentlichen unter Vor- 
behalt von Art. 89, Absatz 2 der Bundesverfassung. Stimmen 
die Räte dem Entwurf nicht zu, oder kommt ein übereinstim- 
mender Beschluss nicht zu stände, so ist eine Volksabstimmung 
zu veranstalten. Spricht sich die Mehrheit der stimmenden 
Schweizerbürger für den Entwurf aus, so ist derselbe sofort 
als Bundesgesetz zu veröffentlichen und in Kraft zu erklären. 
Im Falle der NichtZustimmung kann die Bundesversammlung 
einen eigenen Entwurf ausarbeiten oder die Verwerfung des 
Initiativbegehrens beantragen und ihren Entwurf oder Ver- 
werfungsantrag gleichzeitig mit dem Initiativbegehren der Volks- 
abstimmung unterbreiten. 



*) Gemeint ist offenbar die Anregung. 



— 118 — 

In jedem Falle hat die materielle Besehlussfassung der eid- 
genössischen Räte über das Initiativbegehren spätestens innert 
zwei Jahren nach Einreichung desselben stattzufinden. 

Zusatz zu Art. 89, Absatz I: .... erforderlich, unter 
Vorbehalt von Art. 93 ^^«, Absatz 3 und 4 der Bundesverfassung. 

IV. 

Initiativartikel nach dem Antrag des Bundesrates an 
die Bundesversammlung vom 6. März 1906. 

Art. 93**^^. Fünfzigtausend stimmberechtigte Schweizerbürger 
oder acht Kantone haben das Recht, den Erlass, die Abände- 
rung oder die Aufhebung eines Bundesgesetzes, ebenso die Abän- 
derung oder die Aufhebung eines allgemein verbindlichen Bundes- 
beschlusses zu verlangen. 

Einem solchen Initiativbegehren wird nur dann Folge ge- 
geben, wenn die Bundesversammlung erklärt, dass es weder 
gegen die Bundesverfassung noch gegen die auf einem Staats- 
vertrag beruhenden Verpflichtungen des Bundes Verstösse. 

Das Begehren um Erlass eines Bundesgesetzes oder um 
Abänderung eines Bundesgesetzes oder eines allgemein ver- 
bindlichen Bundesbeschlusses kann sowohl in der Form der allge- 
meinen Anregung, als in der Form des ausgearbeitetenEntwurfes 
gestellt werden. 

Wird das Initiativbegehren in der Form der allgemeinen 
Anregung gestellt und ist die Bundesversammlung mit dem- 
selben einverstanden, so erlässt sie ein entsprechendes Bundes- 
gesetz oder einen entsprechenden Bundesbeschluss, und es findet 
alsdann Art. 89, Abs. 2, Anwendung. Sind nicht beide Räte mit 
dem Initiativbegehren einverstanden, so ist die Frage, ob dem 
Initiativbegehren Folge zu geben sei, dem Volke zur Entschei- 
dung vorzulegen. Spricht sich die Mehrheit der stimmenden Bür- 
ger für das Begehren aus, so erlässt die Bundesversammlung 
ein entsprechendes Gesetz oder einen entsprechenden Bundes- 
beschluss, und es findet alsdann Art. 89, Abs. 2, Anwendung. 
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Wird das Initiativbegehreii in der Form eines ausgear- 
beiteten Entwurfes gestellt, oder wird die Aufhebung eines 
Gesetzes oder eines allgemein verbindlichen Bundesbeschlusses 
verlangt, und ist die Bundesversammlung damit einverstanden, 
so erhält das Initiativbegehren, unter Vorbehalt des Art. 89, 
Abs. 2, Gesetzeskraft. Sind nicht beide Räte mit dem Initiativ- 
begehren einverstanden, so ist dasselbe dem Volke ohne weiteres 
zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. 

Die Bundesversammlung kann dem Volke bei der Abstim- 
mung über ein Initiativbegehren, mit dem sie nicht einver- 
standen ist, Verwerfung beantragen, oder ihm gleichzeitig mit 
dem Initiativbegehren einen Gegenentwurf zum Entscheide vor- 
legen. 

Art. 93*®''. Ueber das Verfahren bei Behandlung der Gesetzes- 
initiative (Art. 93^^^) wird ein Bundesgesetz das Nähere bestimmen. 

Für Art. 89, Abs. 1, schlägt der Bundesrat folgende Ab- 
änderung vor: 

Für Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse ist die Zustim- 
mung beider Räte erforderlich. Vorbehalten bleibt jedoch 
Art. 93bis. 



-^s-««:^> 



'3 üi H A. H ^^ 




14 DAY USE 

RETURN TO DESK FROM WHICH BORROWED 

LOAN DEPT. 

This book is due on the last date stamped below, or 
OQ the date to which renewed. 

Renewed books are subject to immediate recall. 



28^ 



' sahh;^ 



LD 21A-50m-9,'58 
(6889sl0)476B 



General Library 

University of California 

Berkeley 



